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Vorbemerkung 

Im Turnus von zwei Jahren berichtet der Berliner Senat über die Umsetzung des Berliner 
Landesgleichstellungsgesetzes (LGG). Als Grundlage des Berichts erheben die Einrichtungen 
des Landes nach § 1 LGG Angaben zu Struktur und Entwicklung des Personals und berichten 
insbesondere über die Entwicklung des Frauenanteils in den Besoldungs- und Entgeltgruppen. 
(Anlage 1) 

Wie in nunmehr elf Berichten dokumentiert, ist das LGG eine solide Grundlage für erfolgrei-
che Gleichstellungspolitik in Berlin. Im höheren Dienst der Haupt- und Bezirksverwaltung 
des Landes waren in den letzten Jahren bereits überwiegend Frauen beschäftigt und zwar 
nicht nur im Eingangsamt dieser Laufbahngruppe, sondern auch in den darüber liegenden 
Besoldungs- bzw. Entgeltstufen. In den oberen Leitungspositionen kommt die Gleichstellung 
von Frauen und Männern allerdings nur langsam voran (Kapitel I).  

Zudem besteht dauerhaft eine gravierende Unterrepräsentanz von Frauen in Vorstands- und 
Geschäftsführungspositionen der landeseigenen Unternehmen und der Unternehmen mit 
Mehrheitsbeteiligung des Landes. Bei der Novelle des Landesgleichstellungsgesetzes vom 
18. November 2010 richtete sich das Augenmerk deshalb insbesondere auf Regelungen zur 
Erhöhung des Frauenanteils in diesen Positionen: Durch Offenlegungs- und Dokumentations-
pflichten sollen die Transparenz bei den Besetzungsverfahren erhöht und dadurch die Zu-
gangschancen für Frauen verbessert werden. 

Für Unternehmen des Landes gilt ebenso wie für juristische Personen des privaten Rechts 
bzw. Personengesellschaften mit Mehrheitsbeteiligung des Landes nun die Verpflichtung, neu 
zu besetzende Vorstands- und Geschäftsführungspositionen öffentlich bekannt zu machen. 
Die Stellenbesetzungen sind mit einer Dokumentationspflicht verbunden, die sich auch auf 
die Berücksichtigung von Frauen im Bewerbungs- und Auswahlverfahren erstreckt; die Er-
gebnisse sind in Kapitel II des vorliegenden 11. LGG-Berichts zusammengefasst. 

Durch die Novellierung des Gesetzes wurde auch seine Wirkung im Bereich der Privatwirt-
schaft erweitert: Die Verpflichtung zur Frauenförderung und Förderung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie besteht jetzt für eine größere Zahl öffentlicher Auftragsvergaben 
(§ 13 LGG). Die Gewährung freiwilliger Leistungen aus Landesmitteln (§ 14 LGG) wurde 
erstmals in der Verordnung über die Berücksichtigung der aktiven Förderung der Beschäfti-
gung von Frauen und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei der Gewährung freiwilli-
ger Leistungen aus Landesmitteln (Leistungsgewährungsverordnung - LGV) näher ausgestal-
tet. Für die Umsetzung der §§ 13 und 14 LGG besteht eine Dokumentationspflicht; die Er-
gebnisse sind in Kapitel IV des vorliegenden Berichts dargestellt. 

Die Behörden und rechtlich selbständigen Einrichtungen des Landes sind zudem zu Angaben 
über bisherige und geplante Maßnahmen der Frauenförderung und der Förderung der Verein-
barkeit von Beruf und Familie verpflichtet. Dies wird in den Einzelberichten der Einrichtun-
gen dargelegt, die auf der Website der Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen 
dokumentiert werden. 

Der Bericht enthält auch diesmal wieder Angaben zur Besetzung der Gremien des Landes, der 
Aufsichtsräte in Beteiligungsunternehmen und zu Entsendungen in Gremien außerhalb des 
Einflussbereichs des Landes (Kapitel III). Ebenfalls dokumentiert ist die im Zusammenhang 
mit den Gleichstellungsgesetzen der Länder und des Bundes erfolgte Rechtsprechung sowie 
die in den Berichtszeitraum fallende Novelle des Landesgleichstellungsgesetzes und der Ver-
ordnungen zum Gesetz (Kapitel V). 

Im Berichtszeitraum wurde erstmals eine Evaluation der Frauenförderpläne vorgenommen, 
die im Ergebnis eine Vielzahl von Informationen aus der Umsetzung des Landesgleichstel-
lungsgesetzes in der Praxis bieten (Kapitel VI). 
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I. Struktur und Entwicklung des Personals im Berliner Landesdienst  

1. Entwicklung der Frauenbeschäftigung im unmittelbaren Landesdienst 

Die folgende Analyse gibt einen Überblick über Struktur und Entwicklung der Beschäftigung 
im Berliner Landesdienst. Sie basiert auf Zahlen der Berliner Personalstrukturstatistik, die bei 
der Senatsverwaltung für Finanzen geführt wird. Die Statistik erfasst nur das Personal der 
Haupt- und Bezirksverwaltung einschließlich der Gerichte und nicht die übrigen Beschäfti-
gungsbereiche, für die aber die Regelungen des Landesgleichstellungsgesetzes ebenfalls gel-
ten. Dazu gehören die Verwaltung des Abgeordnetenhauses, der Rechnungshof und der Berli-
ner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit sowie die rechtlich selbständigen 
Anstalten, Stiftungen und Körperschaften des Landes. Das Personal dieser Beschäftigungsbe-
reiche bleibt also bei der folgenden Betrachtung zunächst außen vor.  

Zum Stichtag 30.6.2012 wies die Berliner Personalstrukturstatistik für die Haupt- und Be-
zirksverwaltung des Landes insgesamt 112 314 Personen aus; das waren etwa 3 600 Beschäf-
tigte weniger als zwei Jahre zuvor. Der Frauenanteil blieb mit rund 60 % auf dem Niveau der 
letzten Jahre. 

Ins-
gesamt absolut in %

2000 152 467 60 424 92 043 60,4
2004 140 621 55 291 85 330 60,7
2008 119 464 49 195 70 269 58,8
2010 115 885 47 364 68 521 59,1
2012 112 314 45 539 66 775 59,5_____

* vor 2004 ohne RH und BlnBDI; danach gemäß Personalstruktur-
  statistik ohne Abgh, RH und BlnBDI

Jahr Männer Frauen
Beschäftigte insgesamt*

 

Von den Frauen im Berliner Landesdienst waren rund 20 000 und damit nahezu jede dritte 
teilzeitbeschäftigt. Die Teilzeitquote, die in den zurückliegenden Jahren zunächst kräftig an-
stieg, verharrte in den letzten Jahren auf hohem Niveau. Auch die Teilzeitbeschäftigung der 
Männer hatte sich zuletzt nicht weiter erhöht; 2012 ist der Anteil sogar leicht auf 6,8 % zu-
rückgegangen.  

Jahr Ins- Ins-
gesamt absolut in % gesamt

2000 25 883 2 356 23 527 90,9 17,0 3,9 25,6
2004 27 222 3 704 23 518 86,4 19,4 6,7 27,6
2008 25 508 4 284 21 224 83,2 21,4 8,7 30,2
2010 24 861 3 979 20 882 84,0 21,5 8,4 30,5
2012 22 886 3 094 19 792 86,5 20,4 6,8 29,6

Teilzeitbeschäftigte Teilzeitquoten

Männer FrauenMänner Frauen

 

Ein Vergleich der Verteilung von Frauen und Männer auf die Laufbahngruppen der Jahre 
2000 und 2012 zeigt deutlich den großen Fortschritt in der Gleichstellung. Im Jahr 2000 wa-
ren Männer noch zu einem deutlich größeren Anteil im höheren Dienst eingruppiert als Frau-
en (17,5 % zu 10,8 %); 2012 lag die Differenz nur noch bei knapp einem Prozentpunkt. 
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In der Berliner Verwaltung sind in allen Laufbahngruppen mehrheitlich Frauen beschäftigt. 
Im einfachen und mittleren sowie im gehobenen Dienst ergeben sich seit langem schon Frau-
enanteile von etwa 60 %. Auch im höheren Dienst sind insgesamt überwiegend Frauen be-
schäftigt. Im Berichtszeitraum erhöhte sich der Frauenanteil hier nochmals um rund zwei Pro-
zentpunkte auf 58,4 %. Frauen sind in beiden Statusgruppen gut repräsentiert, auch wenn die 
Quoten für Beamtinnen und Beamte deutlich niedriger sind, als für Tarifbeschäftigte. 

Ins- Ins- Ins-
gesamt absolut in % gesamt absolut in % gesamt absolut in %

Höherer Dienst 19 154 11 183 58,4 12 017 6 519 54,2 7 137 4 664 65,3
Gehobener Dienst 53 260 31 972 60,0 38 913 21 425 55,1 14 353 10 551 73,5
Einf./mittl. Dienst 39 566 23 389 59,1 15 388 6 838 44,4 24 172 16 547 68,5
Nicht zuzuordnen  334  231 69,2  1  0 0,0  333  230 69,1

Insgesamt 112 314 66 775 59,5 66 319 34 782 52,4 45 995 31 992 69,6
_____
* ohne AT-vergütete Arbeitnehmer/-innen, da den Laufbahngruppen nicht zuzuordnen

FrauenLaufbahngruppen Frauen Frauen
Beschäftigte insgesamt* Beamtinnen / Beamte Arbeitnehmer /-innen*

 

Innerhalb der Laufbahngruppe des höheren Dienstes bestehen jedoch noch erhebliche Un-
gleichgewichte: Ab der Stufe A 16 bzw. E 15 Ü sind Frauen, trotz steigender Quoten, noch 
unterrepräsentiert. 2012 war in diesem Vergütungsbereich höchstens jede dritte Stelle mit 
einer Frau besetzt. 

Höherer Dienst* Ins-
Einstufung gesamt 2012 2010 2008 2004

B 5 / R 5 und höher  86  60  26 30,2 32,2 30,9 23,5
B 2 - B 4; R 3 - R 4  228  166  62 27,2 27,3 26,4 22,0
A 16; R 2; C 3; E 15 Ü  867  577  290 33,4 31,8 27,4 24,0
A 15; R 1; E 15 3 805 1 875 1 930 50,7 48,6 45,7 39,5
A 14; E 14 2 797 1 426 1 371 49,0 47,9 45,5 42,3
A 13, E 13, E 13 Ü 11 371 3 867 7 504 66,0 64,6 60,7 55,1

Insgesamt 19 154 7 971 11 183 58,4 56,5 52,3 47,9
_____
* ohne AT-vergütete Arbeitnehmer/-innen, da den Laufbahngruppen nicht zuzuordnen

Männer Frauenanteile in %Frauen

 

Die folgende Analyse der jeweiligen Beschäftigungsbereiche beruht auf Erhebungen zum 
Landesgleichstellungsgesetz; sie schließt im Unterschied zur Landesstatistik auch die überta-
riflich vergüteten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ein. 
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2. Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes in den Einrichtungen des Landes 

2.1 Oberste Landesbehörden 

Die obersten Landesbehörden beschäftigten Ende Juni 2012 insgesamt 6 330 Personen; der 
Frauenanteil lag weiterhin bei 60,3 %. Knapp ein Drittel des Personals war im höheren Dienst 
eingruppiert. Die Frauenquote hat in dieser Laufbahngruppe auch 2012 die 50 %-Marke noch 
nicht erreicht, stieg aber weiter auf 47,7 %. 

absolut in %

Höherer Dienst 1 913 1 000  913 47,7
Gehobener Dienst 2 924 1 060 1 864 63,7
Einfacher und mittlerer Dienst 1 493  454 1 039 69,6

Insgesamt 6 330 2 514 3 816 60,3

Laufbahngruppen Insgesamt Männer Frauen

 

Bereits in den letzten Jahren waren Frauen auf den beiden unteren Stufen der Laufbahngruppe 
des höheren Dienstes gut repräsentiert; 2012 traf das erstmals auch für die Vergütung nach 
A 15/E 15 zu. Im höher dotierten Bereich ergaben sich nur Frauenanteile von 33 % bzw. rund 
26 %; das entsprach jedoch in etwa einer Verdopplung der Anteile des Jahres 2000.  

Ins- 
gesamt 2012 2010 2008 2004 2000

B 2 und höher*  151  112  39 25,8 22,5 19,6 21,2 11,6
A 16; AT; E 15 Ü  197  132 65 33,0 33,9 29,1 22,0 16,8
A 15; E 15  447  231 216 48,3 44,2 40,4 32,3 24,4
A 14; E 14  815  394 421 51,7 49,4 47,5 37,5 32,6
A 13; E 13, E 13 Ü  303  131 172 56,8 61,9 61,8 48,7 47,5

Insgesamt 1 913 1 000 913 47,7 45,8 44,1 35,4 31,0
_____
* einschließlich außertarifliche Vergütung entsprechend B-Besoldung

MännerHöherer Dienst Frauen
Frauenanteile in %

 

Nicht in allen obersten Landesbehörden war der Frauenanteil im höheren Dienst zufrieden-
stellend. Während Geschäftsbereiche mit insgesamt hohem Frauenanteil, wie die Senatsver-
waltungen für Gesundheit und Soziales sowie für Bildung, Jugend und Wissenschaft, auch im 
höheren Dienst weit überwiegend Frauen beschäftigten (63 % bzw. 59 %), lagen die Quoten 
in den Ressorts Justiz und Verbraucherschutz sowie Inneres und Sport nur bei etwa 40 %.  

Das traf auch auf die Verwaltung des Abgeordnetenhauses, den Bereich des Regierenden 
Bürgermeisters – Senatskanzlei, den Rechnungshof und die Senatsverwaltung für Finanzen 
zu. Da der Zuschnitt dieser Ressorts lange Zeit unverändert geblieben ist, zeigt der Vergleich 
mit den Vorjahren aber, dass die Frauenquoten in diesen Einrichtungen im Laufe der Jahre 
deutlich gestiegen sind3. 

 

                                                           
3   Nach der Wahl im September 2011 hat sich der Zuschnitt der Ressorts gegenüber dem 10. LGG geändert. 
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absolut in %

Verwaltung des Abgeordnetenhauses 30 18 12 40,0
Regierender Bürgermeister - Senatskanzlei 65 41 24 36,9
Senatskanzlei - Kulturelle Angelegenheiten 26 13 13 50,0
Inneres und Sport 122 73 49 40,2
Justiz und Verbraucherschutz 87 53 34 39,1
Bildung, Jugend und Wissenschaft 412 170 242 58,7
Gesundheit und Soziales 136 50 86 63,2
Wirtschaft, Technologie und Forschung 113 62 51 45,1
Stadtentwicklung und Umwelt 566 319 247 43,6
Finanzen 194 115 79 40,7
Arbeit, Integration und Frauen 84 40 44 52,4
Rechnungshof 53 32 21 39,6
Beauftragter für Datenschutz und 
Informationsfreiheit 21 11 10 47,6
Landesbeauftragter für die Stasi-Unterlagen 4 3 1 25,0

Insgesamt 1 913 1 000 913 47,7

 Oberste Landesbehörden / höherer Dienst Ins- 
gesamt Männer

Frauen

 

In Ressorts mit hohem Frauenanteil im höheren Dienst waren in der Regel auch Referatslei-
tungspositionen ausgewogen mit Frauen und Männern besetzt. Geringe Quoten, von nur et-
was über 20 %, ergaben sich für die Senatsverwaltungen für Finanzen sowie für Justiz und 
Verbraucherschutz. Noch darunter blieb die Senatsverwaltung für Inneres und Sport, in der 
von 17 Referatsleitungspositionen nur drei mit Frauen besetzt waren (das sind allerdings zwei 
mehr als noch 2010).  

Im Bereich der Abteilungsleitungen ist besonders auf die Unterrepräsentanz in der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt (2 von 14) Bildung, Jugend und Wissenschaft 
(1 von 6) sowie Inneres und Sport (1 von 5) hinzuweisen, wie auch darauf, dass in der Ver-
waltung des Abgeordnetenhauses keine der vier Abteilungen von Frauen geleitet wurde. 

Oberste Landesbehörden / höherer Dienst Frauen Frauen
abs. in % abs. in %

Verwaltung des Abgeordnetenhauses 8 4 4 50,0 4 4 0 -
Regierender Bürgermeister - Senatskanzlei 15 10 5 33,3 4 2 2 50,0
Senatskanzlei - Kulturelle Angelegenheiten 5 2 3 60,0 1 1 0 -
Inneres und Sport 17 14 3 17,6 5 4 1 20,0
Justiz und Verbraucherschutz 14 11 3 21,4 5 3 2 40,0
Bildung, Jugend und Wissenschaft 47 23 24 51,1 6 5 1 16,7
Gesundheit und Soziales 10 5 5 50,0 1* 1 0 -
Wirtschaft, Technologie und Forschung 19 12 7 36,8 4 1 3 75,0
Stadtentwicklung und Umwelt 59 37 22 37,3 14 12 2 14,3
Finanzen 22 17 5 22,7 3 2 1 33,3
Arbeit, Integration und Frauen 18 9 9 50,0 4 3 1 25,0
Rechnungshof 15 9 6 40,0 7 4 3 42,9
Beauftragter für  Datenschutz und 
Informationsfreiheit - 5 4 1 20,0
Landesbeauftragter für die Stasi-Unterlagen - 2 2 0 -

Insgesamt 249 153 96 38,6 65 48 17 26,2
_____
* eine Abteilungsleitung zum Zeitpunkt der Erhebung unbesetzt

Ins- 
gesamt

Ins- 
gesamt

AbteilungsleitungReferatsleitung
Män- 
ner

Män- 
ner
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In den obersten Landesbehörden ist der Frauenanteil im Bereich der Referatsleitungen konti-
nuierlich gestiegen und zwar seit dem Jahr 2000 von 19,3 % auf 38,6 %. Für Abteilungslei-
tungen war in den ersten Jahren keine derart eindeutige Entwicklung auszumachen. Aller-
dings ist der Aufwärtstrend der letzten Jahre durch das Ergebnis für 2012 bekräftigt worden 
(26,2 %). 
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2.2 Nachgeordnete Behörden 

 Gerichte 
Der Anteil der Frauen an den Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwältinnen und Staats-
anwälten4 ist auch im vorliegenden Berichtszeitraum wieder gestiegen und zwar für die Be-
rufsgruppe insgesamt auf 50,2 %.  

Auf der untersten Besoldungsgruppe (R 1 + R 1 Z), in die der weitaus größte Teil der Be-
schäftigten eingruppiert ist, lag die Frauenquote wie zuvor bei rund 56 %. Auf den folgenden 
Stufen (R 2 und R 3) haben sich die Anteile weiter auf rund 37 % bzw. 30 % erhöht.  

Ins- Frauen
gesamt absolut 2012 2010 2008 2006 2004

R 8 - R 6* 4 1 25,0 · · · ·

R 5, R 4* 8 5 62,5 50,0 71,4 71,4 40,0
R 3 61 18 29,5 28,6 25,5 25,0 20,3
R 2 369 135 36,6 34,2 32,3 30,7 31,6
R 1 + R 1 Z 1 174  653 55,6 55,9 52,5 52,5 51,3

Insgesamt 1 616 812 50,2 49,7 46,8 46,7 45,5
_____
* 2012 einschließlich Gerichtspräsidenten/-innen 

Richter/Richterinnen und Staatsanwälte/Staatsanwältinnen

Besoldung
Frauenanteile in %

· nicht vorhanden bzw. nicht gesondert ausgewiesen  

Auch im Leitungsbereich dieser Berufsgruppe ist der Frauenanteil gestiegen und zwar für die 
Gerichtsverwaltung sowie den richterlichen Dienst auf jeweils gut 37 % und für die Staatsan-
waltschaften auf rund 30 %. Den Gerichten (Kammer-, Land-, Verwaltungs- und Sozialge-
richt) standen insgesamt drei Gerichtspräsidentinnen und ein Gerichtspräsident vor; im Ober-
verwaltungsgericht war diese Position zum Zeitpunkt der Erhebung nicht besetzt. 

Bereiche / Leitungsfunktionen Ins- Ins-
gesamt absolut in % gesamt absolut in %

Gerichtsverwaltung 67 25 37,3 62 22 35,5
 - Präsident/-in R 4, R 3 9 5 55,6 8 4 50,0
 - Vizepräsident/-in R 4 - R 2 19 5 26,3 17 7 41,2
 - Aufsichtführende/r Richter/-in R 2 39 13 33,3 37 11 29,7
Richterlicher Dienst R 3, R 2 297 111 37,4 299 106 35,5
Staatsanwaltschaften 103 31 30,1 94 25 26,6
 - Ltd. Oberstaatsanwaltschaft R 5 1 0 - 2 1 50,0
 - Generalstaatsanwaltschaft R 6 1 0 - 1 0 -
 - Haupt-/Abteilungsleitung R 3, R 2 71 19 26,8 67 14 20,9
 - Gruppenleitung R 1 + R 1 Z 28 11 39,3 24 10 41,7
Amtsanwaltschaften R 3, R 2 2 1 50,0 2 1 50,0

Insgesamt 473 171 36,2 462 156 33,8
Gerichtspräsident/-in R 8, R 6, R 5 4 3 75,0 5 2 40,0

Frauen
30.06.2012 30.06.2010

Frauen

 

Für das richterliche Personal am Arbeitsgericht stieg der Frauenanteil auf 45 %, darunter wa-
ren eine Frau und zwei Männer in leitender Funktion als Aufsichtsführende Richterin bzw. 
Aufsichtsführende Richter. Dem Arbeitsgericht steht eine Präsidentin vor. 

                                                           
4 ohne Arbeitsgerichtsbarkeit 
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 Polizei 
Die Berliner Polizei beschäftigte 2012 insgesamt 18 196 Personen, darunter 5 135 Frauen. 
Der Frauenanteil hat sich gegenüber dem 10. LGG-Bericht geringfügig auf 28,2 % erhöht. 

Frauen wurden im Bereich der Schutz- und Kriminalpolizei erst in den 1970er Jahren zuge-
lassen; mehr als vierzig Jahre später war der Frauenanteil mit rund 21 % und 35 % noch im-
mer besonders gering (2012). Im höheren Dienst ergaben sich sogar nur Quoten von rund 
10 % bzw. 18 %. Auch wenn die Gleichstellung hier noch einen weiten Weg vor sich hat, 
zeigt der Vergleich mit dem Jahr 2002 Fortschritte: im Bereich Schutzpolizei stieg der Frau-
enanteil um fünf und für die Kriminalpolizei um zehn Prozentpunkte. 

Vergleichsweise gut repräsentiert sind Frauen in der Fachrichtung des nichttechnischen Ver-
waltungsdienstes (62 %) und zwar auch im höheren Dienst (50 %) sowie in den Leitungsposi-
tionen (40 %). 

ins- 2002 ins- 2002 ins- 2002
gesamt abs. in % in % ges. abs. in % in % ges. abs. in % in %

Schutzpolizei 13 207 2 718 20,6 15,3  169  17 10,1 5,8  162  15 9,3 6,3
Kriminalpolizei 3 019 1 063 35,2 25,0  89  16 18,0 12,5  89  15 16,9 18,4
Nichttechn. Verw.-dienst  783  488 62,3 56,2  20  10 50,0 16,0  20  8 40,0 29,4
Allgem. Dienst (Tarif) 1 187  866 73,0 69,8  65  19 29,2 15,6  11  5 45,5 61,5

Insgesamt 18 196 5 135 28,2  -  371  75 20,2  -  288  43 14,9 14,1

Höherer Dienst Leitungspositionen (h. D.) 
Frauen 2012 Frauen 2012Hauptberufsfachrichtungen

Insgesamt
Frauen 2012

 

Für Anwärterinnen und Anwärter im Polizeivollzugsdienst ergab sich in den Laufbahngrup-
pen ein höherer Frauenanteil: Im mittleren und gehobenen Dienst der Schutzpolizei war be-
reits jede vierte Position mit einer Frau besetzt und im gehobenen Dienst der Kriminalpolizei 
lag die Quote sogar bei 42 %. 

absolut in %

Schutzpolizei mittlerer Dienst 854 199 23,3
Schutzpolizei gehobener Dienst 392 93 23,7
Kriminalpolizei gehobener Dienst 288 122 42,4

Insgesamt 1 534  414 27,0

Anwärter/-innen im mittleren und gehobenen Polizeivollzugsdienst

Berufsfachrichtung Insgesamt Frauen
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 Schulen 
An allgemeinbildenden und beruflichen Schulen Berlins waren zum Stichtag 29 134 Lehr-
kräfte beschäftigt, darunter 72 % Frauen. Rund 3 800 Lehrerinnen und Lehrer erfüllten zu-
gleich Führungsaufgaben. 2010 waren diese Stellen erstmals paritätisch mit Frauen besetzt; 
2012 stieg die Quote weiter auf 52 %. Im Bereich der Schulleitung erhöhte sich der Frauenan-
teil insgesamt auf 53 % und für Stellvertretungen lag er bereits bei 61 %. Die Funktionen 
„Koordination“ und „Fachleitung“ waren nahezu ausgewogen mit Frauen und Männer be-
setzt. 

Lehrkräfte / 2010 2008 2006
Leitungsfunktion Insges. Männer Frauen in %

Schulleitung 700 331 369 52,7 50,9 46,9 45,1
Vertretung 679 263 416 61,3 60,8 60,5 59,2
Koordination* 455 231 224 49,2 39,0 47,9 44,7
Fachleitung 866 443 423 48,8 46,1 44,5 40,1
Fachbereichsleitung 1 081  537  544 50,3 47,6 45,0 42,4

Leitung insgesamt 3 781 1 805 1 976 52,3 50,0 48,2 45,7

Übrige Lehrkräfte 25 353 6 300 19 053 75,2 74,6 74,1 73,2
Lehrkräfte insgesamt 29 134 8 105 21 029 72,2 71,4 70,5 69,6

_____
* Aussage in 2010 eingeschränkt wg. Umstrukturierung 

2012
Frauenanteile in %

Lehrkräfte und Personal mit Leitungsaufgaben an Berliner Schulen

 

Erst eine differenziertere Betrachtung zeigt große Unterschiede: Grundschulen und vor allem 
Sonderschulen werden ganz überwiegend von Frauen geleitet. 2012 hat sich deren Anteil 
nochmals auf 63 % bzw. 74 % erhöht. Unterrepräsentiert sind Frauen nach wie vor bei der 
Leitung von Gymnasien; die Quote stieg jedoch um zwei Prozentpunkte auf 38 %. Im Bereich 
der Integrierten Sekundarstufe waren 41 % der Schulleitungen mit Frauen besetzt; für Berufs-
schulen ergab sich nur eine Quote von 17 %. 

ins- ins-
gesamt absolut in % gesamt 2012 2010 2008 2006

Grundschule  691  467 67,6  344  216 62,8 59,2 59,1 58,1
Integrierte Sekundarstufe  737  389 52,8  132  54 40,9  -  -  - 
Gymnasium 1 134  560 49,4  90  34 37,8 35,7 33,3 33,0
Sonderschule  156  110 70,5  70  52 74,3 68,8 67,5 61,7
Berufliche und zentral 
verwaltete Schulen 1 003  420 41,9  53  9 17,0 20,8 22,7 17,9
Zweiter Bildungsweg  60  30 50,0  11  4 36,4 25,0 20,0 30,0

Lehrkräfte mit 
Leitungsfunktionen

Insgesamt
Frauen Frauen

Schulleitung
Frauenanteile  in %

 

Neben den Lehrkräften beschäftigten die Berliner Schulen 4 152 Erzieherinnen und Erzieher 
sowie 1 331 Personen mit weiteren pädagogischen und sozialen Aufgaben; es handelte sich 
dabei nahezu ausschließlich um Frauen (92 %). 

Ins-
gesamt absolut in %

Erzieher/in 4 152 3 861 93,0 22,3
Erzieher/in mit Koordinationsaufgaben  278  249 89,6 12,6
Betreuer/in  331  285 86,1 45,6
Pädagogische Unterrichtshilfe/ Mitarbeit  391  349 89,3 14,1
Sozialarbeiter/in 95 61 64,2 25,3
Facherzieher/in für Integration 228 216 94,7 25,4
Praktikant/in; Fremdsprachenassistent/in 8 5 62,5 0

Insgesamt 5 483 5 026 91,7 22,8

Frauen Teilzeit-
quote

Weiteres pädagogisches Personal an Schulen
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 Finanzämter 
Für die insgesamt 6 931 Beschäftigten der Berliner Finanzämter wurde ein Frauenanteil von 
67,3 % ausgewiesen. Im höheren Dienst ergab sich eine Quote von 36,5 % und auch in den 
beiden unteren Stufen dieser Laufbahn lag sie jeweils nur bei etwa 40 %. Im Laufe der Jahre 
ist der Frauenanteil jedoch spürbar gestiegen; vor zehn Jahren hatte er im höheren Dienst ins-
gesamt erst 29 % betragen.  

Der Anteil der weiblichen Führungskräfte im höheren Dienst (A 13 bis A 16) beträgt 40,4%. 

 

absolut in %
A 16; AT; E 15 Ü 22 4 18,2 21,7 16,7 22,7 12,5 9,5
A 15; E 15 47 13 27,7 25,0 25,0 23,6 22,2 19,2
A 14; E 14 78 32 41,0 40,3 32,9 30,6 23,3 24,7
A 13; E 13, E 13 Ü 267 102 38,2 56,0 56,1 57,6 57,1 49,2

Insgesamt 414 151 36,5 38,4 33,7 35,6 30,6 29,0

2006 2004 2002

Frauenanteile in %

Beschäftigte im höheren Dienst der Finanzämter

Frauen
2012

Eingruppierung Ins- 
gesamt

2010 2008

 

Die Finanzämter wiesen weitere 595 Personen in der Rubrik Anwartschaften und Aufstieg 
sowie 200 Beamtinnen und Beamte auf Probe auf. Frauen waren in allen Laufbahngruppen 
meist mit Quoten von weit über 50 % repräsentiert. Insgesamt ergab sich für Anwärterinnen 
und Anwärter sowie für Aufstiegsbeamtinnen und Aufstiegsbeamte ein Frauenanteil von 
61 % und für Beamtinnen und Beamte auf Probe von 58 %. 

abs. in % abs. in %

Höherer Dienst  5  2 40,0  17  13 76,5
Gehobener Dienst  388  225 58,0  144  75 52,1
Einfacher / mittlerer Dienst  202  135 66,8  39  27 69,2

Insgesamt  595  362 60,8  200  115 57,5

Ins- 
gesamt

FrauenLaufbahngruppen Ins- 
gesamt

Frauen
Beamter/-in auf ProbeAnwartschaft/Aufstieg 

 

 Kulturelle Einrichtungen 
An den staatlichen Bühnen (Deutsches Theater, Maxim-Gorki-Theater, Volksbühne und The-
ater an der Parkaue) lagen Intendanz und meist auch die künstlerische und künstlerisch-
technische Leitung in der Hand von Männern. (Später wird Shermin Langhoff Intendantin des 
Maxims-Gorki-Theaters.) Das Fach Dramaturgie bzw. Dramaturgie-/Regie-Assistenz erwies 
sich dagegen als Domäne der Frauen; hier waren von 31 Stellen 22 mit Frauen besetzt.  

Ins-
gesamt abs. in %

Beschäftigte insgesamt 755 312 41,3
Künstlerisches Personal 230 146 63,5
Künst.-techn./techn. Personal 434 116 26,7

Intendanz 4 0 -
Dramaturgie sowie
Regie-/Dramaturgie-Assistenz 31 22 71,0
Künstl.-techn. Leitung 15 2 13,3

Staatliche Bühnen
Künstlerisches / künstlerisch-techn. 
Personal und Leitung Frauen
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In den Orchestern in Trägerschaft des Landes waren Intendanten, Dirigenten und Chefdirigen-
ten ebenfalls ausschließlich Männer und auch unter den 17 Konzertmeisterinnen und -
meistern gab es nur zwei Frauen.  

Leitungsfunktionen Ins-
gesamt absolut %

Intendanz  6 -  - 
(Chef-)dirigent/-in, künstlerische Leitung  6 -  - 
Orchestervorstand  7  2 28,6
Konzertmeister/-in  17  2 11,8
Künstlerisch-technische Leitung  8  1 12,5

Orchester
Frauen

 

Für Orchestermitglieder ergab sich in den Häusern der Stiftung Oper insgesamt ein Frauenan-
teil von 34 % sowie im Konzerthaus von 41 %; unter den 124 Berliner Philharmonikern wa-
ren 2012 weiterhin nur 17 Frauen (14 %). 

In den übrigen Kultureinrichtungen des Landes sind sowohl im höheren Vergütungsbereich 
als auch auf den Leitungsebenen überwiegend Frauen beschäftigt; eine Ausnahme davon bil-
deten der höhere Dienst im Technikmuseum (4 von 22) und der Leitungsbereich des Muse-
ums für Naturkunde (7 von 23). 

Ins- Ins- Ins-
gesamt abs. in % gesamt abs. in % gesamt abs. in %

Bibliotheken, Archive und 
Galerien 440 306 69,5 44 25 56,8 27 16 59,3
Museen 562 278 49,5 153 58 37,9 39 15 38,5
Dokumentations-/ 
Begegnungszentren 88 58 65,9 21 12 57,1 10 6 60,0
_____
* vergleichbar höherer Dienst

Wirtschaftsbetriebe und Stiftungen 
im Kulturbereich

Insgesamt Höhere Vergütung* Leitungspositionen
Frauen Frauen Frauen

 

Bei den Einrichtungen handelt es sich in acht Fällen um Stiftungen öffentlichen Rechts, zu 
denen auch Angaben zur Geschäftsführung bzw. Direktion vorlagen: von insgesamt neun Po-
sitionen waren zwei mit Frauen besetzt.  

 Landesämter 
Die großen Landesämter Berlins, für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten, für Gesundheit 
und Soziales und das Landesverwaltungsamt beschäftigten ganz überwiegend Frauen. Hier 
war auch im höheren Dienst und den Leitungspositionen der Frauenanteil zufriedenstellend. 
Das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit wies indes 
unter 20 Beschäftigten im höheren Dienst nur fünf und in elf Leitungspositionen keine Frauen 
aus. 

Landesämter ins- Frauen ins- Frauen ins- Frauen
gesamt abs. in % gesamt abs. in % gesamt abs. in %

Bürger- und Ordnungsangelegenheiten 992 747 75,3 24 10 41,7 14 7 50,0
Gesundheit und Soziales 872 667 76,5 119 74 62,2 18 8 44,4
Landesverwaltungsamt 496 333 67,1 9 4 44,4 5 2 40,0
Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz
und technische Sicherheit 152 86 56,6 20 5 25,0 11 0 -
Mess- und Eichwesen 44 10 22,7 4 0 - 1 0 -

LeitungspositionenInsgesamt Höherer Dienst
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2.3 Bezirksverwaltungen 
Nahezu alle Bezirksämter beschäftigten im höheren Dienst überwiegend Frauen; dies galt 
auch für die einzelnen Stufen dieser Laufbahngruppe mit Ausnahme der obersten (A 16/ AT/ 
E 15 Ü), für die nur eine Quote von rund 32 % ausgewiesen wurde.  

Ins- 2010 2008 2006 2004
gesamt absolut in %

A 16; AT; E 15 Ü  57  18 31,6 30,5 31,3 27,8 20,6
A 15; E 15  280  164 58,6 56,3 55,5 55,0 54,2
A 14; E 14  543  331 61,0 59,6 58,5 56,1 59,9
A 13; E 13, E 13 Ü  318  181 56,9 59,4 56,7 54,4 50,7

Insgesamt 1 198  694 57,9 57,3 55,9 53,9 54,0

Höherer Dienst Frauen 2012
Frauenanteile in %

 

In den Bezirken Spandau, Charlottenburg-Wilmersdorf, Marzahn-Hellersdorf und Friedrichs-
hain-Kreuzberg waren diese Spitzenpositionen jedoch mindestens zur Hälfte mit Frauen be-
setzt. Die Bezirke Neukölln und Pankow wiesen dagegen hier ausschließlich Männer aus und  
Steglitz-Zehlendorf, Tempelhof-Schöneberg, Lichtenberg und Reinickendorf jeweils nur eine 
Frau. 

Höherer Dienst Frauen Höherer Dienst Frauen
A 16, AT, E 15 Ü abs. in % A 16, AT, E 15 Ü abs. in %

Neukölln 5 0 - Treptow-Köpenick 7 2 28,6
Pankow 3 0 - Mitte 7 3 42,9
Steglitz-Zehlendorf 6 1 16,7 Friedrichshain-Kreuzberg 4 2 50,0
Tempelhof-Schöneberg 5 1 20,0 Marzahn-Hellersdorf 4 2 50,0
Lichtenberg 4 1 25,0 Charlottenburg-Wilmersdorf 4 2 50,0
Reinickendorf 4 1 25,0 Spandau 4 3 75,0

Insgesamt 57 18 31,6

Ins- 
gesamt

Ins- 
gesamt

 

Für die Bezirke insgesamt wurden 155 Amtsleitungspositionen ausgewiesen, darunter 58 
Frauen (37,4 %). Im Bereich der Amtsleitungen ist der Frauenanteil auf der höchsten Stufe 
ebenfalls gering (rund 32 %); für die beiden darunter liegenden Besoldungs- bzw. Entgeltstu-
fen ergaben sich Quoten von rund 41 % bzw. 35 %. 

Leitung Amt / LUV SE
Ins-

gesamt absolut in %

A 16; AT; E 15 Ü  38  12 31,6
A 15; E 15  74  30 40,5
A 14; E 14  37  13 35,1
A 13; E 13, E 13 Ü  6  3 50,0

Insgesamt  155  58 37,4

Leitungspositionen 
Höherer Dienst Frauen

 

Ergänzend sei erwähnt, dass die Bezirksverordnetenversammlungen (zum Stand 30.6.2012) in 
nur einem Fall eine Frau zur Bürgermeisterin gewählt haben (B 6) und sich unter den Stell-
vertretungen nur zwei Frauen befanden (B 5). Von den übrigen 36 Positionen für Stadträtin-
nen und Stadträte (B 4) waren zwölf mit Frauen besetzt. 
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2.4 Hochschulen5 

 Wissenschaftliches und künstlerisches Personal 
An den staatlichen Hochschulen des Landes lag der Frauenanteil beim hauptberuflichen Per-
sonal für die Professorinnen und Professoren bei 29,5 %. Im Bereich der Dozentinnen und 
Dozenten, der Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der großen Gruppe der wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren Frauen mit Anteilen 
von mindestens 43 % relativ gut repräsentiert. 

Frauen
absolut 2011 2005

Hauptberufliches Personal
Professor / Professorin 2 777  818 29,5 18,6
Dozent/-in; Assistent/-in  147  64 43,5 35,3
Lehrkraft für besondere Aufgaben  400  249 62,3 61,4
Wissenschaftliche/künstlerische Mitarbeiter/-in 10 476 4 536 43,3 39,9

Nebenberufliches Personal
Lehrbeauftragte/r 4 611 1 697 36,8 35,5
Honorarprofessor/-in  313  40 12,8 10,7
Privatdozent/-in; außerplanmäßige Professor/-in 1 011  245 24,2 27,4
Wissenschaftliche Hilfskraft** 7 356 3 424 46,5 46,5

_____
*   ohne konfessionelle Fachhochschulen; einschließlich Charité

Insgesamt

** einschließlich studentische Hilfskräfte und Tutoren/-innen

Anteile in %Wissenschaftliches und künstlerisches Personal*

 

Beim nebenberuflichen Personal lag der Frauenanteil für Lehrbeauftragte bei 37 %. Privatdo-
zentinnen bzw. außerplanmäßige Professorinnen hatten an ihrer Berufsgruppe nur einen An-
teil von 24 %. Auf besonders niedrigem Niveau liegt seit Jahren der Frauenanteil für den ver-
gleichsweise kleinen Kreis der Honorarprofessorinnen und -professoren (13 %).  

Im Bereich der Hochschulleitung ergaben sich für die Leiterinnen und Leiter sowie für die 
Stellvertretungen insgesamt Frauenquoten von 27 % bzw. 32 %; für Kanzlerinnen und Deka-
ninnen lagen sie bei 22 % bzw. 25 %. 

 Verwaltungs- und technisches Personal 
Im nichtwissenschaftlichen Bereich der Berliner Hochschulen, (u. a. Verwaltung, Bibliothek, 
technischer Dienst) waren drei Viertel der Beschäftigten Frauen. In der Laufbahngruppe des 
höheren Dienstes lag die Quote insgesamt bei 53 %; Stellen ab der Vergütung nach A 16 / 
E 15 Ü waren jedoch überwiegend mit Männern besetzt. 

Verwaltungs-, technisches 
und sonstiges Personal absolut in %
Insgesamt 15 901 11 738 73,8
Höherer Dienst 1 328  704 53,0

AT; B 5 - B 2; W 3  53  20 37,7
A 16; E 15 Ü  35  9 25,7
Abteilungsleitung  58  30 51,7
Abteilungsleitung Zentraleinrichtung  53  23 43,4
Referatsleitung  83  53 63,9

_____
Quelle: Erhebung zum 11. LGG-Bericht

Insgesamt Frauen

 

                                                           
5 Sofern in den Tabellen kein Hinweis auf die Quelle der Daten erfolgt, handelt es sich um Berechnungen des Amtes für  
   Statistik Berlin-Brandenburg auf Basis der bundeseinheitlichen Hochschulstatistik (Stichtag 1. Dezember). 
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 Professorinnen und Professoren 
Der Berliner Senat und die Hochschulen haben im vergangenen Jahrzehnt erhebliche An-
strengungen unternommen, um die Chancengleichheit von Frauen in der Wissenschaft nach-
haltig zu verbessern. Dazu gehören neben der individuellen Förderung von Wissenschaftle-
rinnen strukturelle Fördermaßnahmen, die Aufnahme von Gleichstellungsregelungen in die 
Steuerungsinstrumente der Hochschulen sowie die Berücksichtigung von Gleichstellungsas-
pekten bei der leistungsbasierten Mittelvergabe. Dabei haben sich Förderprogramme, wie das 
Berliner Programm zur Förderung der Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre 
und das Professorinnen-Programm des Bundes und der Länder, als wichtige Instrumente er-
wiesen.  

Seit Jahren hält der Aufwärtstrend an den staatlichen Hochschulen des Landes Berlin an: al-
lein ab 2005 hat sich der Anteil der Professorinnen von 18,6 % auf 29,5 % erhöht; bundesweit 
ergab sich 2011 nur eine Quote von 19,9 %.  

absolut in %

2005 2 345  436 18,6
2008 2 610  647 24,8
2009 2 663  713 26,8
2010 2 731  761 27,9
2011 2 777  818 29,5

_____

Staatliche Hochschulen* 

Jahr

Professorinnen und Professoren 
FrauenInsgesamt

*einschließlich Charité  

Seit 2005 verteidigt das Land Berlin erfolgreich seine Spitzenposition im bundesweiten 
„Gleichstellungsranking“ der Hochschulen6. Trotz der Erfolge ist die Situation noch nicht 
zufriedenstellend. So hat sich der Frauenanteil an den C4- und W3-Professuren 2011 zwar 
weiter erhöht, lag aber lediglich bei 14,5 % bzw. 24,1 %. Juniorprofessuren waren allerdings 
zu 56,3 % mit Frauen besetzt; damit ist ein großer Fortschritt für die Qualifizierung von Frau-
en für eine wissenschaftliche Tätigkeit erzielt worden. 

2011 2010 2009 2005

C4-Professor/-in  456  66 14,5 13,7 13,0 11,7
C3-Professor/-in  448  100 22,3 21,7 21,7 19,8
C2-Professor/-in  312  85 27,2 26,9 27,4 24,7
W3-Professor/-in  474  114 24,1 20,1 19,7 0,0
W2-Professor/-in  611  224 36,7 36,7 36,4 42,9
W1/AT-Juniorprofessor/-in  174  98 56,3 53,5 55,0 30,6
Gastprofessor/-in  302  131 43,4 42,4 38,7  •  

Insgesamt 2 777  818 29,5 27,9 26,8 18,6
_____
*einschließlich Charité

Frauen
Insgesamt absolut in %

Professorinnen und Professoren an 
staatlichen Hochschulen*

 

Die Freie Universität nimmt mit einem Anteil von 37,6 % auch bundesweit unter den Univer-
sitäten eine Spitzenposition ein; die Quote ist gegenüber 2005 um 18,4 Prozentpunkte gestie-
gen. Der Anteil der Professorinnen an der Humboldt-Universität wurde im gleichen Zeitraum 
von 17,6 % auf 30,0 % erhöht. Die Technische Universität steigerte ebenfalls deutlich die 
                                                           
6 Das Kompetenzzentrum Frauen in Wissenschaft und Forschung (CEWS) veröffentlicht seit 2003 im Abstand von zwei 
  Jahren das „Hochschulranking nach Gleichstellungsaspekten“. Die im April 2013 erschienene 6. Ausgabe beruht auf den  
  statistischen Daten des Jahres 2011. 
 

http://www.gesis.org/cews/fileadmin/cews/www/download/cews-publik17.pdf
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Frauenquote – trotz ihrer besonderen fachlichen Ausrichtung – und zwar von 9,2 % auf 
20,0 %. Vergleichsweise nur gering erhöht – von 12,6 % auf 19,1 % – hat sich der Anteil der 
Professorinnen an der Charité – Universitätsmedizin. 

absolut % absolut %

Freie Universität 526 198 37,6 402 77 19,2
Technische Universität 370 74 20,0 314 29 9,2
Humboldt-Universität 476 143 30,0 392 69 17,6
Charité-Universitätsmedizin                   257 49 19,1 262 33 12,6

Insgesamt 1 629  464 28,5 1 370  208 15,2

Ins-       
gesamt

Professorinnen und Professoren 
an Berliner Universitäten

Frauen
2011 2005

Ins-       
gesamt

Frauen

 

Auch im Bereich der Kunsthochschulen und der Universität der Künste ist der Anteil der Pro-
fessorinnen gestiegen; an der Kunsthochschule Weißensee sogar auf rund 44 %. Einzig an der 
Hochschule für Musik blieb er auf niedrigem Niveau (26,5 %). 

Unter den Fachhochschulen hatten Professorinnen an der Alice Salomon Hochschule für So-
zialarbeit und Sozialpädagogik den höchsten Anteil (66,7 %). In der Hochschule für Wirt-
schaft und Recht kamen sie auf rund 34 %. Geringer, aber seit 2005 deutlich gestiegen, waren 
die Anteile der Professorinnen in der Hochschule für Technik und Wirtschaft sowie der Beuth 
Hochschule für Technik (26,3 % bzw. 20,4 %). 

absolut % absolut %

Universität der Künste 228 80 35,1 183 51 27,9
Kunsthochschule Weißensee 41 18 43,9 39 13 33,3
Hochschule für Musik 68 18 26,5 51 17 33,3
Hochschule für Schauspielkunst 28 12 42,9 25 9 36,0

Insgesamt  365  128 35,1  298  90 30,2

Beuth Hochschule für Technik 294 60 20,4 285 44 15,4
Hochschule für Technik und Wirtschaft 247 65 26,3 203 36 17,7
Hochschule für Wirtschaft und Recht 185 63 34,1 152 39 25,7
Alice Salomon Hochschule 57 38 66,7 37 19 51,4

Insgesamt  783  226 28,9  677  138 20,4

Professoren und Professorinnen an 
Berliner staatlichen Kunst- und 
Fachhochschulen 

Frauen

Kunsthochschulen

Fachhochschulen

2011 2005
Ins-       

gesamt
FrauenIns-       

gesamt

 

In den von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft veröffentlichten An-
gaben über Neu- und Erstberufungen im Jahr 2012 wird deutlich, wie positiv sich gezielte 
Frauenförderung und der Einsatz von Zielvorgaben auf den Frauenanteil in der Berufungspo-
litik auswirken: dieser lag 2012 für Berufungen in den Hochschulen insgesamt bei 38,4 %. 

Frauen Frauen Frauen Frauen
abs. % abs. % abs. % abs. %

W 3  80  23 28,8 67 20 29,9  11  3 27,3  2  0  - 
W 2  135  55 40,7 50 21 42,0  12  7 58,3  73  27 37,0
W 1  35  18 51,4 35 18 51,4  -  - 

Insgesamt  250  96 38,4 152 59 38,8  23  10 43,5 75 27 36,0

 148  54 36,5 74 29 39,2  16  7 43,8  58  18 31,0
_____
Quelle: Berufungsstatistik SenBJW zur GWK-Länderumfrage (inkl. Medizin)

Ins- 
gesamt

Fachhochschule

davon 
Erstberufung

Ruferteilung 
2012

Universität Kunsthochschule
Ins- 

gesamt
Ins- 

gesamt

Insgesamt
Ins- 

gesamt

 



20 

2.5 Anstalten öffentlichen Rechts 
Die nachstehenden Anstalten, die für das Land bzw. in dessen Auftrag tätig sind, gehören zu 
Dienstleistenden mit vergleichsweise geringer Zahl Beschäftigter im höheren Dienst. Unter-
repräsentiert sind Frauen dort im IT-Dienstleistungszentrum und zwar besonders auf der Lei-
tungsebene (36 % bzw. 15 %). Ebenfalls wenige Frauen in diesem Bereich wiesen die Deut-
sche Klassenlotterie (5 von 22 bzw. 2 von 10) und die Berliner Bäderbetriebe (2 von 10 bzw. 
2 von 9) aus. 

2012 2004 2012 2004
Insges. Frauen Insges. Frauen Insges. Frauen

IT-Dienstleistungszentrum 72 26 36,1 32,7 26 4 15,4 6,3 1 0
Verwaltungsakademie Berlin 7 5 71,4 66,7 6 3 50,0 66,7 2 1
Studentenwerk 27 14 51,9 53,6 11 5 45,5 36,4 1 1
Deutsche Klassenlotterie Berlin 22 5 22,7 8,7 10 2 20,0 10,0 2 1
Berliner Bäderbetriebe 10 2 20,0 14,3 9 2 22,2 11,1 2 0

Anstalten öffentlichen Rechts
Höherer Dienst Leitung

Anteile in % Anteile in %
Vorstand* 2012

 

Unter den Anstalten im wirtschaftsnahen Bereich sind Frauen im höheren Dienst vor allem in 
der Investitionsbank gut vertreten (46 %) und im Leitungsbereich lag die Quote bei 38 %. Für 
Wasserbetriebe und Stadtreinigung wurden im höheren Dienst und auch im Leitungsbereich 
Frauenanteile zwischen 33 % und 38 % ausgewiesen. In den Verkehrsbetrieben war dagegen 
im höheren Dienst nur gut ein Viertel des Personals weiblich und im Leitungsbereich ledig-
lich rund 17 %. 

Wirtschaftsnahe Anstalten 2012 2004 2012 2004
öffentlichen Rechts Insges. Frauen Insges. Frauen Insges. Frauen

Wasserbetriebe 339 112 33,0 14,3 136 50 36,8  - 4* 0
Stadtreinigungsbetriebe 225 85 37,8 32,8 53 20 37,7 33,3 3 1
Verkehrsbetriebe 176 43 24,4 19,7 96 16 16,7 12,1 3 1
Investitionsbank Berlin 301 138 45,8 47,0 56 21 37,5 14,3 2 0
_____
* einschl. 1 Vorstand BWH

Anteile in % Anteile in %
Höherer Dienst Leitung Vorstand 2012

 

Die Forschungs- und Wissenschaftsinstitute unter Aufsicht des Landes verzeichneten Frauen-
quoten von bis zu 52 % im höheren Dienst und bis zu 38 % auf den Leitungsebenen. Nur im 
Konrad-Zuse-Institut, das fachlich auf Mathematik und Informatik ausgerichtet ist, waren von 
den Beschäftigten im höheren Dienst lediglich 20 % und im Leitungsbereich 15 % Frauen. 

Forschungs- und Wissen- 2012 2004 2012 2004
schaftsinstitutionen Insges. Frauen Insges. Frauen Insges. Frauen

Akademie der Wissenschaften 176 80 45,5 42,2 35 11 31,4 24,2 3 0
Konrad-Zuse-Zentrum 132 26 19,7 10,3 26 4 15,4 - 3 1
Max-Delbrück-Centrum 543 266 49,0 54,3 65 16 24,6 28,6 2 1
Dtsch. Institut f. Bautechnik 140 73 52,1 42,7 32 12 37,5 28,6 2 0

Höherer Dienst Leitung
Anteile in % Anteile in %

Vorstand* 2012

 

Entsprechend den erweiterten Regelungen des 2010 novellierten Landesgleichstellungsgeset-
zes teilten die Betriebe und Institute erstmals mit, wie Vorstände (*bzw. Präsidien / Direktio-
nen) besetzt waren. Von insgesamt 30 Positionen wurden 23 von Männern und sieben von 
Frauen eingenommen (20 %). Vier Stellen sind im Berichtszeitraum neu besetzt worden, da-
von eine mit einer Frau. Den Stellenbesetzungen waren öffentliche Bekanntmachungen vo-
rausgegangen. Das IT-Dienstleistungszentrum gab zum Stellenbesetzungsverfahren an, dass 
sich zwei Frauen und 30 Männer beworben hatten; zum Vorstellungsgespräch waren eine 
Frau und fünf Männer geladen. Die Position wurde mit einem Mann besetzt. 
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3. Frauen in Leitungspositionen des höheren Dienstes – Ein Überblick  

Nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die insgesamt positive Entwicklung des 
Frauenanteils in wichtigen Leitungspositionen im höheren Dienst des unmittelbaren Landes-
dienstes, der Gerichte und Hochschulen sowie ausgewählter Anstalten öffentlichen Rechts. 

2010 2008 2006
absolut in % in % in % in %

Oberste Landesbehörden
Abteilungsleitung 65 17 26,2 23,7 16,7 11,9
Referatsleitung 249 96 38,6 35,5 32,0 27,4

Bezirke
Amts- (LuV-) Leitung und Serviceeinheit 155 58 37,4 39,5 42,9 38,8

Gerichte1 / Staats- und Amtsanwaltschaften
Präsident/-in (R 4, R 3) 9 5 55,6 40,0 54,5 43,8
Vizepräsident/-in (R 4 - R 2) 19 5 26,3 41,2 44,4 30,0
Aufsichtführende Richter/-in (R 2) 39 13 33,3 29,7
General-/ltd. Oberstaatsanwalt/-in; (R 6, R 5) 2 0  - 33,3 21,9 33,3
Haupt-/Abteilungsleitung (R 3, R 2) 71 19 26,8 20,9 24,6 10,5
Gruppenleitung (R 1 + R 1 Z) 28 11 39,3 41,7 . .
Amtsanwaltschaft ( R 3,  R 2) 2 1 50,0 50,0 50,0 50,0

Gerichtspräsident/-in (R 8, R 6, R 5) 4 3 75,0 33,3 21,9 33,3

Schulen
Schulleitungen

Grundschule 344 216 62,8 59,2 59,1 58,1
Integrierte Sekundarstufe 132 54 40,9 . . .
Gymnasium 90 34 37,8 35,7 33,3 33,0
Sonderschule 70 52 74,3 68,8 67,5 61,7
Berufliche / zentral verwaltete Schule 53 9 17,0 20,8 22,7 17,9
Zweiter Bildungsweg 11 4 36,4 25,0 20,0 30,0

Hochschulen
Hochschulleitung2

Präsident/-in; Rektor/-in 11 3 27,3 27,3 11,1 10,0
Vizepräsident/-in; Prorektor/-in 25 8 32,0 38,5 36,8 33,3
Kanzler/-in; stellv. Kanzler/-in 9 2 22,2 27,3 14,3 20,0
Dekanin, Dekan /wiss.-künstl. Abteilungsltg. 69 17 24,6 . . .

Leitung Verwaltung
Abteilungsleitung 58 30 51,7 43,0 43,6 38,1
Referatsleitung 83 53 63,9 41,9 50,0 58,1
Abteilungsleitung Zentraleinrichtung 53 23 43,4 35,5 40,5 35,1

Anstalten öffentlichen Rechts
Stadtreinigungsbetriebe (AT) 22 6 27,3 2 1 50,0
Verkehrsbetriebe (AT) 51 8 15,7 3 1 33,3
Wasserbetriebe (AT) 14 5 35,7 4 0  - 
Investitionsbank (AT) 18 3 16,7 2 0  - 
Konrad-Zuse-Zentrum 11 1 9,1 3 1 33,3
ITDZ 5 1 20,0 1 0  - 
Rundfunk Berlin-Brandenburg (AT) 59 30 50,8 5 2 40,0

_____
1 ohne Arbeitsgerichtsbarkeit
2 nur Hochschulen in Trägerschaft des Landes / Wahlämter 

Vorstände am 30.6.2012

Ausgewählte Beschäftigungsbereiche Frauen 2012

. nicht vorhanden bzw. nicht gesondert ausgewiesen

Ins- 
gesamt

Einrichtungs-/Abteilungsltg. 
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II. Beteiligungsunternehmen 

Die Novellierung des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) hatte auch Auswirkungen auf die 
privatrechtlichen Beteiligungsunternehmen des Landes. Das Land Berlin muss nicht mehr nur 
darauf hinwirken, sondern jetzt sicherstellen, dass die Grundsätze des LGG auch von juristi-
schen Personen des Privatrechts bzw. Personengesellschaften, an denen das Land mehrheit-
lich beteiligt ist, beachtet werden (§ 1a Absatz 1 LGG). Das gilt insbesondere für die Erstel-
lung eines Frauenförderplans, für Stellenbesetzungsverfahren einschließlich der Besetzung 
von Vorstands- und Geschäftsführungspositionen sowie für die Wahl von Frauenvertreterin-
nen.7  

Die neuen Regelungen des Gesetzes zielen u. a. auf den Abbau der anhaltenden gravierenden 
Unterrepräsentanz von Frauen in Vorstands- und Geschäftsführungspositionen. In diesem 
Zusammenhang sind Bestimmungen über die Bekanntmachung der Neubesetzung dieser Posi-
tionen sowie zum Auswahlverfahren zu beachten. Diese sollen die Transparenz der Beset-
zungsverfahren in Spitzenpositionen erhöhen (§§ 5 und 6 LGG) und damit die Zugangschan-
cen für Frauen verbessern. 

Mit der LGG-Novelle ist auch eine Dokumentationspflicht im Bericht über die Umsetzung 
des Landesgleichstellungsgesetzes an das Abgeordnetenhaus verbunden. Diese erstreckt sich 
auf Angaben zur Zahl der Personen in Vorstands- bzw. Geschäftsführungspositionen zum 
Stichtag der Erhebung sowie zur Besetzung dieser Positionen im Berichtszeitraum. Letztere 
werden ergänzt um Angaben über die Berücksichtigung von Frauen bei den vorausgegange-
nen Bewerbungen und Vorstellungsgesprächen. Zudem ist die Art der öffentlichen Bekannt-
machung zu dokumentieren und ob Dritte (Personalberatungsunternehmen) am Verfahren 
beteiligt waren. Die Unternehmen teilen weiterhin mit, ob zum Stichtag der Erhebung ein 
Frauenförderplan vorliegt und ob eine Frauenvertreterin im Amt ist (§ 1 Absatz 1 Gleichstel-
lungsberichtsverordnung – GleiBV). 

Die Zahl der Personen in Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen ist dem Beteiligungsbe-
richt der Senatsverwaltung für Finanzen zu entnehmen. Demzufolge hat sich der Frauenanteil 
in den Jahren 2011 und 2012 geringfügig erhöht und zwar von vier auf neun Frauen bei insge-
samt 60 Positionen. Das Ziel einer geschlechtergerechten Verteilung dieser Positionen liegt 
noch in weiter Ferne. Die Erfüllung dieser gesetzlichen Verpflichtung erfordert hier ganz of-
fensichtlich besondere, zusätzliche Anstrengungen. 

Ins-
gesamt absolut in %

2007 59 55 4 6,8
2008 56  53  3 5,4
2009 60  56  4 6,7
2010 60  56  4 6,7
2011 60 53 7 11,7
2012 60  51  9 15,0

Jahr
Frauen

Männer

Vorstands- und Geschäftsführungspositionen in 
Unternehmen mit Mehrheitsbeteiligung des Landes 

 

Die Datenerhebung zur Stellenbesetzung konzentrierte sich auf Unternehmen mit unmittelba-
rer Mehrheitsbeteiligung des Landes. Das Land Berlin war 2012 insgesamt an 29 Unterneh-
men bzw. juristischen Personen des Privatrechts oder Personengesellschaften unmittelbar 

                                                           
7 Die Beteiligungsunternehmen wurden über die neue Rechtslage von der Senatsverwaltung für Finanzen in einem Rund-
schreiben ausführlich informiert. 
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mehrheitlich beteiligt8; diese wurden aufgefordert, Angaben zur Besetzung von Vorstands- 
bzw. Geschäftsführungspositionen sowie zu Bekanntmachung, Bewerbungs- und Auswahl-
verfahren zu erheben. 

Insgesamt wurden elf Besetzungen ausgewiesen; in zwei Fällen fiel die Entscheidung zu 
Gunsten einer Frau aus. Alle Stellenbesetzungen wurden öffentlich bekannt gemacht. Nicht in 
jedem Fall lagen Angaben zum Auswahlverfahren vor, u. a. mit der Begründung, dass sich 
das Verfahren über einen längeren Zeitraum hingezogen habe. 

Beispielhaft sei hier die Besetzung einer Geschäftsführungsposition der Vivantes GmbH an-
geführt: Nach Ausschreibung in der Presse und unter Beteiligung Dritter am Verfahren hatten 
sich 15 Frauen und 190 Männer beworben; eine Frau und vier Männer wurden zum Vorstel-
lungsgespräch gebeten; die Stelle wurde mit einem Mann besetzt. 

In zehn von 29 Unternehmen lag ein Frauenförderplan vor (34,5 %); in zwei weiteren Unter-
nehmen wurde er gerade erstellt und in zwölf Fällen war eine Frauenvertreterin im Amt 
(41,4 %). 

                                                           
8 Die Senatsverwaltung für Finanzen führt im Beteiligungsbericht auch Anstalten öffentlichen Rechts an; diese gehören 
gemäß § 1 LGG zum unmittelbaren Geltungsbereich des LGG und sind deshalb hier in Kapitel I des LGG-Berichts berück-
sichtigt. 
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III. Gremien 

Das Landesgleichstellungsgesetz verpflichtet alle Einrichtungen in seinem Geltungsbereich 
(§ 1 LGG) zur geschlechterparitätischen Besetzung von Gremienpositionen, soweit keine an-
deren gesetzlichen Vorgaben gelten (§ 15 Absatz 1 LGG). Mit Novellierung des Landes-
gleichstellungsgesetzes im November 2010 ist dies nun zwingend vorgeschrieben und der 
Ausnahmetatbestand konkret benannt. 

Dürfen Einrichtungen oder Dienststellen für das Gremium nur eine Person benennen, ist nach 
Ablauf der Amtsperiode eine dem jeweils anderen Geschlecht angehörende Person zu benen-
nen (§ 15 Absatz 2 LGG). Dies gilt auch für die Entsendung von Vertreterinnen und Vertre-
tern des Landes in Aufsichtsräte und andere Gremien außerhalb der Verwaltung (§ 15 Absatz 
3 LGG). Diese Vorschrift ist nach ihrem Sinn und Zweck so auszulegen, dass eine Frau nur 
dann durch einen Mann ersetzt werden kann, wenn dies nicht zur Unterrepräsentanz von 
Frauen in den Gremienpositionen führt, die dem Land Berlin zustehen. 

Der Senat hat sich in der Vergangenheit aktiv für eine ausgewogene Besetzung der Gremien 
eingesetzt. Im Ergebnis sind Frauen heute in den Gremien des Landes insgesamt gut repräsen-
tiert – auch in den obersten Entscheidungsgremien. Im Folgenden wird nach Beratungs- und 
Auswahlgremien sowie Aufsichts- und Entscheidungsgremien unterschieden. 

1. Gremien im unmittelbaren Geschäftsbereich der obersten Landesbehörden 

Die obersten Landesbehörden meldeten zum Stand Juli/August 2012 aus ihrem unmittelbaren 
Geschäftsbereich insgesamt 81 Gremien mit zusammen 1 536 Mitgliedern, darunter 706 Ver-
treterinnen und Vertreter des Landes Berlin. Der Frauenanteil unter den Gremienmitgliedern 
insgesamt hat sich leicht auf 40,1 % erhöht und für Mitglieder, die das Land Berlin repräsen-
tierten um 2,4 Prozentpunkte auf 45,2 %. 

Es handelt sich bei diesen Gremien überwiegend um Beiräte, Kommissionen und Ausschüsse, 
die die Landesregierung bzw. eine sonstige Stelle des Landes fachlich beraten. Für die 73 
Gremien mit insgesamt 1 432 Mitgliedern bzw. 613 Vertreterinnen und Vertretern des Landes 
lagen die Frauenquoten wie zuvor bei rund 40 % bzw. 46 %. Für die Mitglieder in acht Aus-
wahl- und Prüfungsausschüssen ergab sich auf Seiten des Senats ein Frauenanteil von rund 
41 %. 

Ins- Ins-
gesamt absolut in % gesamt absolut in %

Beiräte / Kommissionen / Ausschüsse 73 1 432 576 40,2 613 282 46,0
Auswahl- und Prüfungsausschüsse* 8 104 40 38,5 91 37 40,7

Insgesamt 81 1 536 616 40,1 704 319 45,3
_____

* einschließlich Jurys im Bereich Kulturförderung

Gremien im unmittelbaren Einflussbereich 
der obersten Landesbehörden

Gremienmitglieder Mandate Land Berlin
Frauen FrauenZahl der 

Gremien

 

Die Betrachtung der Beiräte, Kommissionen und Ausschüsse nach Ressorts zeigt, dass in ei-
nigen Bereichen der Frauenanteil für Mandate des Senats deutlich unter dem Durchschnitt 
von 46 % lag. Das betraf die Gremien in den Bereichen Inneres und Sport, Stadtentwicklung 
und Umwelt sowie Kultur, in denen nur etwa jedes dritte Mitglied eine Frau war. Mitunter ist 
für den geringen Frauenanteil vor allem ein Gremium ausschlaggebend, wie im Bildungsbe-
reich der „Berufsbildungsausschuss“ oder im Bereich Stadtentwicklung der „FahrRat“ mit 
jeweils nur drei Frauen unter 18 Mitgliedern. 
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Zahl
der Ins- Ins-

Gremien gesamt absolut in % gesamt absolut in %

Regierender Bürgermeister - Senatskanzlei 1 26 10 38,5 25 10 40,0
Kulturelle Angelegenheiten 11 128 64 50,0 16 5 31,3
Inneres und Sport 5 49 15 30,6 48 15 31,3
Justiz und Verbraucherschutz 1 19 10 52,6  - 
Bildung, Jugend und Wissenschaft 9 263 111 42,2 173 82 47,4
Gesundheit und Soziales 10 180 68 37,8 37 17 45,9
Wirtschaft, Technologie und Forschung 8 220 76 34,5 87 39 44,8
Stadtentwicklung und Umwelt 13 200 56 28,0 70 23 32,9
Finanzen 2 10 1 10,0 5 1 20,0
Arbeit, Integration und Frauen 13 337 165 49,0 152 90 59,2

Insgesamt 73 1 432  576 40,2  613  282 46,0

Gremienmitglieder dav. Mandate Land Berlin
Frauen Frauen

Beiräte, Kommissionen und Ausschüsse im 
unmittelbaren Einflussbereich der obersten 
Landesbehörden

 

2. Organe und Aufsichtsgremien in den Anstalten, Körperschaften und Stiftungen 

Für die unter Aufsicht des Landes stehenden Anstalten, Körperschaften und Stiftungen öffent-
lichen Rechts wurden insgesamt 33 Aufsichts- bzw. Entscheidungsgremien ausgewiesen mit 
zusammen 310 Personen und einem Frauenanteil von rund 40 %; für die 100 Vertreterinnen 
und Vertreter des Landes Berlin lag die Quote bei 42 %. 

Zahl
der Ins- Ins-

Gremien gesamt absolut in % gesamt absolut in %

Aufsichtsräte 5 67 27 40,3 30 13 43,3
Verwaltungsräte 6 62 20 32,3 15 6 40,0
Stiftungsräte 16 115 46 40,0 47 18 38,3
Kuratorien 6 66 32 48,5 8 5 62,5

Insgesamt 33 310 125 40,3 100 42 42,0

Gremien in Anstalten, 
Körperschaften und 
Stiftungen ö. R.

Gremienmitglieder dav. Mandate Land Berlin
Frauen Frauen

 

Im Aufsichtsrat der BVG war das Land Berlin mit sieben Männern und zwei Frauen vertreten; 
eine Position war zum Stichtag der Erhebung nicht besetzt. Dadurch ging die Frauenquote für 
Aufsichtsräte insgesamt von zuvor 50 % auf rund 43 % zurück. In Verwaltungs- und Stif-
tungsräten hatte der Senat seine Mandate zu 40 % bzw. rund 38 % an Frauen vergeben; in 
Kuratorien war er durch fünf Frauen und drei Männer vertreten (rund 63 %).  

3. Aufsichtsgremien in den Unternehmen mit Landesbeteiligung  

Die für Unternehmen mit Landesbeteiligung zuständige Senatsverwaltung für Finanzen do-
kumentiert seit 2004 in ihren jährlichen Beteiligungsberichten die Zahl der vom Land Berlin 
besetzten Aufsichtsratspositionen nach Geschlecht. Positionen, für deren Besetzung andere 
gesetzliche Vorgaben und somit nicht die Regelungen des § 15 LGG gelten, sind in den An-
gaben nicht berücksichtigt. 

Der Frauenanteil unter den Aufsichtsratsmitgliedern hatte sich von 15,1 % im Jahr 2004 kon-
tinuierlich auf 42,1 % im Jahr 2010 erhöht. 2012 ergab sich zum Stichtag eine niedrigere 
Quote von 37,1 %. Stichtagserhebungen stellen Momentaufnahmen dar, die Zufällen unterlie-
gen. Schwankungen im Frauenanteil (auf mittlerweile erfreulich hohem Niveau) müssen noch 
keinen Rückschritt in der Gleichstellung signalisieren. In jedem Fall muss aber die Aufmerk-
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samkeit für Gremienbesetzungen in diesem Bereich erhöht werden. Wie die Senatsverwaltung 
für Finanzen mitteilte, lag die Quote zum 30.6.2013 wieder bei 42,9 %. 

absolut in %

2004  239  203  36 15,1
2006  243  182  61 25,1
2008  230  149  81 35,2
2010  221  128  93 42,1
2012  229  144  85 37,1

Aufsichtsgremien der Beteiligungsunternehmen
Mandate Land 

Berlin Insgesamt Männer Frauen

 

4. Entsendungen in Gremien außerhalb des Berliner Landesdienstes 

Die obersten Landesbehörden hatten zum Zeitpunkt der Erhebung insgesamt 260 Vertreterin-
nen und Vertreter in Gremien außerhalb des Berliner Landesdienstes entsendet, darunter 145 
in Beiräte und Sachverständigenkommissionen und 115 in Aufsichts- und Entscheidungsgre-
mien; Frauen waren in beiden Bereichen jeweils mit einem Anteil von rund 52 % vertreten. 

Ins-
gesamt absolut in %

Beiräte und Sachverständigenkommissionen 108 145 75 51,7
Aufsichts- und Entscheidungsgremien 33 115 60 52,2

Insgesamt 141 260 135 52,2

Gremienmitglieder
Frauen

Zahl der 
Gremien

Entsendungen in Gremien außerhalb des Berliner 
Landesdienstes

 

Die Unterscheidung nach Art der Gremien zeigt, dass sowohl in Aufsichts- und Stiftungsräten 
als auch in Kuratorien mindestens die Hälfte der Mitglieder Frauen waren. Die Entsendungen 
in Aufsichtsräte betraf ganz überwiegend Unternehmen mit Landesbeteiligung. In Verwal-
tungsräten war der Senat mit drei Frauen und einem Mann vertreten.  

absolut in %

Aufsichtsräte 5  53  27 50,9
Stiftungsräte 16  22  11 50,0
Verwaltungsräte 6  4  3 75,0
Kuratorien 6  36  19 52,8

33  115  60 52,2

Entsendungen in Insgesamt
FrauenZahl der 

Gremien 
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5. Gremien an Hochschulen 
Die Berliner Hochschulen wiesen zum Stand Juli/August 2012 zusammen 1 816 Gremienmit-
glieder aus, darunter 729 Frauen. Der Frauenanteil blieb insgesamt auf dem Niveau von 2010 
(rund 40 %). Ausgewogen mit Frauen und Männern besetzt waren neben den Kommissionen 
des Akademischen Senats diesmal auch Kuratorien bzw. Hochschulräte. Im Akademischen 
Senat selbst, dem zentralen Beratungs- und Beschlussgremium der Hochschulen, ist die Quote 
leicht auf 37,3 % zurückgegangen. Für Fakultäts- und Fachbereichsräte sowie Konzile ergab 
sich jeweils ein Anteil von 36 %. 

Hochschulgremien* Ins-
gesamt absolut in %

Kuratorium aktiv / Hochschulrat 85 43 50,6
Konzil / erweiterter Akademischer Senat 356 128 36,0
Akademischer Senat 209 78 37,3
Kommissionen des Akademischen Senats 465 227 48,8
Fakultäts- und Fachbereichsräte 701 253 36,1

Insgesamt 1 816 729 40,1
_____
*ohne Charité - Universitätsmedizin Berlin

Gremienmitglieder
Frauen

 

Die Gremienpositionen der Alice Salomon Hochschule waren mehrheitlich mit Frauen und 
die der Universität der Künste sowie der Kunsthochschule Berlin-Weißensee nahezu ausge-
wogen mit Frauen und Männern besetzt. Die Technische Universität wies mit 24,1 % den 
geringsten Frauenanteil aus; ebenfalls niedrig, mit rund 33 % bzw. 34 %, war der Frauenanteil 
in der Beuth Hochschule für Technik und der Hochschule für Technik und Wirtschaft. Dazu 
dürfte auch der geringe Anteil von Professorinnen in den technisch ausgerichteten Hochschu-
len beigetragen haben. Unter dem Durchschnitt blieb zudem die Frauenbeteiligung in der 
Humboldt-Universität und den beiden Hochschulen für Musik bzw. Schauspielkunst mit rund 
37 % bzw. 35 %. 

Staatliche Hochschulen des Landes Berlin Ins-
gesamt absolut in %

Freie Universität 339 141 41,6
Technische Universität 203 49 24,1
Humboldt-Universität 315 117 37,1
Universität der Künste 161 78 48,4
Kunsthochschule Berlin-Weißensee 79 38 48,1
Hochschule für Musik "Hanns Eisler" 95 33 34,7
Hochschule für Schauspielkunst "Ernst Busch" 38 14 36,8
Beuth Hochschule für Technik 192 63 32,8
Hochschule für Technik und Wirtschaft 123 42 34,1
Hochschule für Wirtschaft und Recht 156 71 45,5
Alice Salomon Hochschule für Sozialarbeit und Sozialpädagogik 115 83 72,2

Insgesamt 1 816 729 40,1
Charité - Universitätsmedizin Berlin 42 14 33,3
_____
Quelle: Leistungsberichte der Hochschulen 2010 und 2011

Gremienmitglieder
Frauen
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IV. Frauenförderung durch öffentliche Auftragsvergabe und staatliche  
Leistungsgewährung 

1. Öffentliche Auftragsvergabe (§ 13 LGG) 
Berlin ist eines der wenigen Bundesländer, das die öffentliche Auftragsvergabe nutzt, um Ein-
fluss auf die Frauenförderung in der Privatwirtschaft zu nehmen. Seit 1999 ist die Vergabe 
öffentlicher Aufträge an Frauenfördermaßnahmen geknüpft (§ 13 LGG). Durch die Novellie-
rung des Landesgleichstellungsgesetzes im Jahr 2010 ist dieses Instrument noch weiter aus-
gebaut worden. So wurde die Höhe des Auftragsvolumens herabgesetzt, ab der Frauenförde-
rung verpflichtend wird und der Geltungsbereich auf Bauleistungen ausgeweitet. Zudem ist 
nun festgelegt, die Umsetzung der Verpflichtungen stichprobenartig zu kontrollieren, die bei 
der Vergabe anfallenden Daten regelmäßig zu erheben und im Rahmen der Berichterstattung 
zur Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes zu dokumentieren.  

Die Verordnung zur Förderung von Frauen und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge (Frauenförderverordnung - FFV) wurde entsprechend ge-
ändert und ist im Juli 2011 in Kraft getreten (Anlage 3). Sie ist nunmehr zu beachten für Un-
ternehmen mit mehr als zehn Beschäftigten bei einem Auftragsvolumen von voraussichtlich 
mindestens 25 000 Euro bzw. 200 000 Euro für Bauleistungen. Jede Vergabestelle muss bei 
mindestens fünf Prozent der jährlichen Auftragsvergaben mit Verpflichtung zur Frauenförde-
rung einen entsprechenden Nachweis verlangen. 

Der Zeitraum für die Datenerhebung zur Dokumentation im LGG-Bericht begann mit Inkraft-
treten der Frauenförderverordnung (FFV) und der Gleichstellungsberichtsverordnung 
(GleiBV) am 29. Juli 2011 und endete am 30. Juni 2012; der Berichtszeitraum umfasst also 
nur gut ein Jahr. Die Erhebung ist näher geregelt in § 1 Absatz 2 der Gleichstellungsberichts-
verordnung GleiBV  und betrifft insbesondere die Zahl der Auftragsvergaben mit Verpflich-
tung zur Frauenförderung, die Zahl der geprüften Nachweise sowie die der nicht erbrachten 
Nachweise. (Anlage 4) 

Insbesondere für Geschäftsbereiche mit weit gefächertem Aufgabengebiet und einer hohen 
Zahl von Auftragsvergaben war diese erste Erhebung noch mit Schwierigkeiten verbunden. 
Für den reibungslosen Ablauf einer regelmäßigen Erhebung mussten zunächst die organisato-
rischen und personellen Voraussetzungen geschaffen werden. Auch aus anderen Bereichen 
kam der Hinweis, dass bezüglich Vollständigkeit und Qualität der Angaben Abstriche zu ma-
chen sind. Einige Vergabestellen konnten aufgrund des kurzen Berichtszeitraums noch keine 
Nachweisprüfungen vornehmen. 

Festzuhalten ist, dass mit dieser ersten Erhebung nicht alle relevanten Auftragsvergaben und 
Prüfungsfälle erfasst werden konnten, so dass sich die Gesamtsituation noch nicht verlässlich 
abbilden lässt. Der Aussagewert ist auch durch den kurzen Zeitraum von einem Jahr einge-
schränkt. Die kommende Erhebung wird genauer zeigen, wie die Regelungen des LGG in 
diesem Bereich umgesetzt werden. 

nicht erbrachte
absolut in % Nachweise

Senatsverwaltungen 767 137 17,9 70
Bezirke 317 73 23,0 4
Anstalten öffentlichen Rechts 1 173  285 24,3  0
Hochschulen 213 10 4,7 0

Insgesamt 2 470 505 20,5 74
_____
* mit Verpflichtung zur Frauenförderung

geprüfte NachweiseVergaben*Vergabestellen
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Um die Umsetzung der Frauenförderverordnung zu erleichtern und zu vereinheitlichen, hat 
die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen ein Faltblatt mit Informationen her-
ausgegeben und einen Katalog mit Hinweisen zur Verordnung erstellt; beide sind auf den In-
ternetseiten abrufbar. Viele Fragen, die sich zu Beginn der Erhebung noch gestellt haben, sind 
dort beantwortet; dies dürfte sich in Zukunft auch günstig auf die Qualität der Daten auswir-
ken. 

2. Staatliche Leistungsgewährung (§ 14 LGG) 
Das Land Berlin nutzt neben der öffentlichen Auftragsvergabe auch die Vergabe freiwilliger 
finanzieller Leistungen aus Landesmitteln, um Anreize für die Gleichstellung von Beschäftig-
ten außerhalb der Landesverwaltung bzw. der dieser gleichgestellten Einrichtungen zu geben. 
Mit der Novelle des Landesgleichstellungsgesetzes im Jahr 2010 wurden die Vorgaben für die 
staatliche Leistungsgewährung in § 14 LGG konkretisiert und die erforderlichen Umsetzungs-
regelungen erstmals in einer Verordnung festgelegt. Dabei lag es nahe, sich an Praktiken und 
Instrumenten zu orientieren, die sich im Bereich der öffentlichen Auftragsvergabe mit der 
Frauenförderverordnung bewährt haben.  

Die Verordnung über die Berücksichtigung der aktiven Förderung der Beschäftigung von 
Frauen und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei der Gewährung freiwilliger Leistun-
gen aus Landesmitteln (Leistungsgewährungsverordnung – LGV) trat erstmals am 7. Dezem-
ber 2011 in Kraft (Anlage 5). Sie richtet sich gemäß § 1 LGV an alle Stellen, die freiwillige 
Leistungen aus Landesmitteln ab einem Betrag von 25 000 Euro vergeben oder empfangen. 
Sofern die Zuwendungsempfangenden mehr als zehn Beschäftigte haben, sind sie in ihrem 
Bereich zu Fördermaßnahmen für Frauen und zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie ver-
pflichtet und müssen deren Umsetzung im Verwendungsnachweis erklären. Im Falle begrün-
deter Zweifel kann die Zuwendungsstelle im Zusammenhang mit der Prüfung des Verwen-
dungsnachweises weitere konkrete Nachweise verlangen.  

Die mit der Durchführung der Verordnung anfallenden Daten sind zu erheben und der für 
Frauen und Gleichstellung zuständigen Senatsverwaltung zu übermitteln (§ 6 LGV). Dazu 
waren in den Einrichtungen zunächst die organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen, was 
in dem kurzen Zeitraum von einem Jahr nicht überall gelungen ist. Erschwerend kommt hin-
zu, dass in der Regel ein größerer zeitlicher Abstand zwischen der Verpflichtung bei Antrag-
stellung und dem Nachweis der Umsetzung im Verwendungsnachweis besteht, worauf in der 
nachstehenden Tabelle die geringe Zahl der vorgelegten Nachweise zurückzuführen sein dürf-
te. Zweifelsfälle wurden im Berichtszeitraum nicht geprüft.  

vorgelegte geprüfte
Nachweise Zweifelsfälle

Senatsverwaltungen 320 10 0
Bezirksverwaltungen** 40 26 0

Insgesamt  360 36 0
_____
*   mit Verpflichtung zur Frauenförderung
** Fehlanzeige von vier Bezirken

Leistungs- 
gewährung*Bewilligende Stellen

 

Berlin hat mit dieser Verordnung Neuland betreten, sodass größerer Klärungsbedarf bestand. 
Deshalb ist die Einführungsphase mit Angeboten zu Informationsgesprächen begleitet wor-
den. Darüber hinaus wurde auch hier ein Faltblatt sowie ein Katalog mit Hinweisen zur Erhe-
bung herausgegeben bzw. erstellt, die auch auf den Internetseiten der Senatsverwaltung für 
Arbeit, Integration und Frauen abgerufen werden können. 
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V. Dokumentation der Rechtsprechung und Novelle des Landesgleichstellungs-  
gesetzes 

1. Rechtsprechung im Berichtszeitraum 
Im Berichtszeitraum ergingen u. a. folgende, die Gleichstellungsgesetze der Länder und des 
Bundes betreffende Entscheidungen: 

 

VG Berlin VG 5 K 124.10, Urteil vom 15.12.2010 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Wiederholungsgefahr bei unterlassener Beteiligung der 
Gleichstellungsbeauftragten; 

§ 43 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VerwGO), § 22 Bundesgleichstellungsgesetz 
(BGleiG) 

Das Verwaltungsgericht lehnt das Feststellungsinteresse der Gleichstellungsbeauftragten we-
gen Wiederholungsgefahr in Bezug auf die Verletzung ihrer Beteiligungsrechte ab. Die Be-
klagte habe zugesagt, die Gleichstellungsbeauftragte in Zukunft frühzeitig zu beteiligen. Für 
das Gericht reicht diese Zusage. „Der Zwang, sich an eine gegebene Zusage zu halten, die zur 
Unzulässigkeit der Klage führt, ist ebenso gewichtig wie eine gerichtliche Feststellung“, auch 
das Festhalten an einer anderen Rechtsauffassung stünde dem nicht entgegen. 

Anmerkung: In § 22 BGleiG ist die Möglichkeit einer gerichtlichen Feststellung, dass die 
Rechte der Gleichstellungsbeauftragten verletzt worden sind, normiert (entsprechende Vor-
schriften finden sich in Landesgleichstellungsgesetzen). Des Weiteren ist danach auch die 
Einhaltung des Gleichstellungsplans justiziabel, wenn Einigungsversuche vor Anrufung des 
Gerichts gescheitert sind. Dies verkennt das Gericht, wenn es weiter argumentiert: „Die Klä-
gerin wird zudem berücksichtigen müssen, dass sie zwar weitgehende Beteiligungsrechte hat, 
aber letztendlich die gleichstellungsrechtlichen Belange nur durch Überzeugungsarbeit wird 
durchsetzen können.“ Die Behauptung einer mangelnden Wiederholungsgefahr erscheint vor 
diesem Hintergrund fehlplatziert, da die Gleichstellungsbeauftragte sonst die ihr übertragene 
Überwachungsfunktion nicht effektiv ausüben kann.  

 

VG Berlin VG 5 K 261.10, Urteil vom 15.12.2010 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Rechte der Gesamtfrauenvertreterin, Einberufung einer 
Gesamtfrauenversammlung; 

§ 18a in Verbindung mit §§ 17, 18, 20 Landesgleich-stellungsgesetz Berlin (LGG Berlin) 

Das Verwaltungsgericht ist der Auffassung, dass trotz Verweisung in § 18a Abs. 4 Satz 2 
LGG auf die §§ 17, 18, 20 LGG der Gesamtfrauenvertreterin nicht das Recht eingeräumt sei, 
eine Frauenversammlung einzuberufen. Eine solche Regelung sei vom Gesetzgeber nicht be-
absichtigt gewesen, der Wortlaut „entsprechend“ deute auf eine Einschränkung der Verwei-
sung hin. Im Hinblick auf das Personalvertretungsgesetz hätte der Gesetzgeber deutlich ma-
chen müssen, dass er der Gesamtfrauenvertreterin mehr Rechte hätte einräumen wollen als 
dem Gesamtpersonalrat.  

Anmerkung: Die durch die Gesamtfrauenvertreterin eingelegte Berufung hatte Erfolg (OVG 
Berlin-Brandenburg, OVG 4 B 31.12, Urteil vom 11.06.2013). Der Gesamtfrauenvertreterin 
steht demnach das Recht auf Einberufung und Durchführung einer Gesamtfrauenversamm-
lung für ihren Geschäftsbereich zu. Zum Feststellungsinteresse führt das OVG aus, dass es 
reiche, dass eine Wiederholung nicht ausgeschlossen sei. Es stellt klar, dass die Befugnis zur 
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Korrektur des Wortlautes einer Vorschrift den Gerichten nur begrenzt zustehe. Insbesondere 
stünde hier kein erkennbarer entgegenstehender Wille des Gesetzgebers im Raum. Der Perso-
nalrat habe differierende gesetzliche Aufgaben mit anderen Instrumentarien. Die Versagung 
des Rechtes eine Frauenvollversammlung einzuberufen verbiete sich daher aus diesem Ver-
gleich. 

 

VG Frankfurt a. M. 9 L 2202/11.F, Beschluss vom 04.10.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en): Fehlende Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten 
als absoluter Verfahrensfehler; 

§§ 2, 19 Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG), § 46 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), 
§ 33 Bundes-beamtengesetz (BBG) 

Das Recht auf Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten ist nach § 19 BGleiG auch dann 
zwingend, wenn nur eine mögliche Relevanz der Maßnahme für die Verwirklichung der Ge-
setzesziele vorliegt. Die Dienststellenleitung kann nicht nach eigenem Ermessen über eine 
Gleichstellungsrelevanz befinden, da sonst die umfassende Aufgabe der Gleichstellungsbe-
auftragten zur Förderung und Überwachung des BGleiG leerliefe. 

Das Mitwirkungsrecht besteht unabhängig vom Geschlecht der von einer beabsichtigten Ent-
scheidung betroffenen Person, es knüpft an die Eigenschaft der Maßnahme als personelle Ent-
scheidung an. 

Im Gegensatz zu vergleichbaren Gleichstellungsgesetzen der Länder kennt das BGleiG keine 
Möglichkeit der Nachholung einer zunächst rechtswidrig unterbliebenen Beteiligung der 
Gleichstellungsbeauftragten vor der endgültigen Vollziehung der Maßnahme. 

 

VG Frankfurt a. M. 9 L 295/12.F, Beschluss vom 16.03.2012 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en): Beteiligung der Frauenbeauftragten als Organ der 
Dienststelle bei Auswahlentscheidung zwingend; 

§§ 16, 18 Hessisches Gleichberechtigungsgesetz (HGlG), § 45 Hessisches Verwaltungsver-
fahrensgesetz (HVwVfG) 

Die Frauenbeauftragte ist im Gegensatz zum Personalrat keine Interessenvertretung, sondern 
als Organ der Dienststelle Teil der Verwaltung. Sie erfüllt gleichstellungsrechtliche Aufgaben 
nicht mit einer Verpflichtung den einzelnen Beschäftigten gegenüber. Die Dienststelle hat mit 
ihrer Unterrichtungspflicht gegenüber der Frauenbeauftragten eine öffentlich-rechtliche 
Pflicht zu erfüllen, die nach § 16 Abs. 3 Satz 1 HGlG nicht zur Disposition der Dienststelle 
und der Frauenbeauftragten steht.  

 

VG Frankfurt a. M. 9 K 3815/11.F, Urteil vom 06.03.2012 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Aktive Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten; 

§§ 19, 20 Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG), § 49 Abs. 1 Bundeslaufbahnverordnung 
(BLV), § 162 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

Die Gleichstellungsbeauftragte hat bei Gremiumsbesprechungen zur Vorbereitung der Erstel-
lung dienstlicher Beurteilungen ein aktives Mitwirkungsrecht. Die Beschränkung auf einen 
Beobachterinnenstatus ist nicht mit § 20 BGleiG vereinbar, der vorschreibt, dass der Gleich-
stellungsbeauftragten die Gelegenheit zur aktiven Teilnahme an Entscheidungsprozessen zu 
personellen, organisatorischen und sozialen Angelegenheiten gegeben werden soll und ihr die 
Möglichkeit zur Abgabe eines schriftlichen Votums eröffnet. 
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Es sind folgende wesentliche Entscheidungen zu Diskriminierungen wegen des Geschlechts 
ergangen: 

 

LAG Berlin-Brandenburg 9 Sa 1771/10 vom 14.01.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Stellenausschreibung mit frauenförderndem Hinweis 
kein Verstoß gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz; 

§§ 11, 7 Abs. 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), § 8 Abs. 1 Landesgleichstel-
lungsgesetz Berlin (LGG Berlin) 

Die Formulierung in einer Stellenausschreibung „Bei gleichwertiger Qualifikation werden 
Frauen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten bevorzugt.“ drückt inhaltlich aus, was das 
LGG für öffentliche Arbeitgeber vorschreibt und ergibt keinen Verstoß gegen das AGG. 

 

BAG 9 AZR 750/09 Urteil vom 15.02.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Vorruhestandsbezüge für Frauen bei frühestmöglichem 
Renteneintrittsalter im Vergleich mit Männern; 

§§ 1, 2 Abs. 2, 3 Abs. 2, 7 Abs. 1 und 2 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Eine Vorruhestandsvereinbarung, wonach Ansprüche mit frühestmöglichem Renteneintritt 
erlöschen sollen, benachteiligt eine Arbeitnehmerin wegen ihres Geschlechts, wenn das Ren-
teneintrittsalter für Arbeitnehmerinnen bei Vollendung des 60. Lebensjahres liegt, bei Arbeit-
nehmern hingegen bei Vollendung des 63. Lebensjahres. Die Klägerin hat daher einen An-
spruch auf Fortführung des Vorruhestandes bis zur Vollendung ihres 63. Lebensjahres. 

 

OVG Sachsen-Anhalt 1 L 26/10, Beschluss vom 21.04.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Keine Berücksichtigung einer Schwangerschaft bei Be-
scheidung der Verkürzung der Elternzeit;  

§§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 2, 24 Nr. 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), § 5 Mutter-
schutzgesetz (MuSchG), RL 2002/73/EG 

Die Berücksichtigung der Schwangerschaft einer Arbeitnehmerin bzw. einer Bediensteten als 
Grund für die Ablehnung ihrer Rückkehr an ihren Arbeitsplatz vor Ende des Erziehungsur-
laubes stellt eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts dar.  

Die Arbeitnehmerin bzw. Bedienstete ist nach § 5 MuSchG nicht verpflichtet, der Arbeitgebe-
rin oder dem Arbeitgeber bzw. der Dienstherrin oder dem Dienstherrn ihre Schwangerschaft 
mitzuteilen, da diese Information nicht zum Nachteil beim Zugang zur Beschäftigung und bei 
den Arbeitsbedingungen führen darf. 

 

BAG 2 AZR 323/10, Urteil vom 09.06.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Fristlose Kündigung wegen sexualisierter Belästigung 
am Arbeitsplatz; Unerheblichkeit der Belästigungsform; 

§ 626 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), §§ 3 Abs. 4, 12 Abs. 1 Allgemeines Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) 

Der Kündigungsgrund der sexualisierten Belästigung verlangt nicht vorsätzliches Verhalten, 
maßgeblich ist, dass die Unerwünschtheit der Verhaltensweise objektiv erkennbar war.  
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Unerheblich ist, in welcher Form sich die Belästigungen äußern. Die Warnfunktion einer 
Abmahnung aufgrund körperlich belästigenden Verhaltens kann auch verbale Äußerungen 
umfassen. Verbale Belästigungen bewegen sich nach Auffassung des BAG nicht generell in 
einem „weniger gravierenden Bereich“. 

Die Pflicht der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers zum effektiven Schutz der Mitarbeiterin-
nen vor weiterer sexualisierter Belästigung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 AGG rechtfertigt eine 
außerordentliche Kündigung. 

 

LAG Berlin-Brandenburg 3 Sa 917/11, Urteil vom 28.06.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Schadensersatz wegen geschlechtsspezifischer Beför-
derungsentscheidung;  

§ 611a Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) alte Fassung in Verbindung mit § 33 Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Die Berücksichtigung des Geschlechts darf bei einer Beförderung nicht stattfinden. Anhalts-
punkte hierfür können sich aus der Gesamtschau der einzelnen Umstände im Einzelfall erge-
ben, wenn Handlungsweisen oder Äußerungen der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers eine 
überwiegende Wahrscheinlichkeit einer geschlechtsbezogenen Benachteiligung begründen. 
Die Äußerung, eine Schwangere treffe die nicht erfolgte Beförderung nicht so hart wie eine 
nichtschwangere Person, lässt auf die Berücksichtigung der Schwangerschaft - und damit des 
Geschlechts - schließen.  

 

OLG Karlsruhe 17 U 99/10, Urteil vom 13.09.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Schadensersatz wegen nicht geschlechtsneutraler Stel-
lenausschreibung; 

§§ 7, 11, 15, 22 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Der Begriff „Geschäftsführer“ im Rahmen einer Stellenausschreibung ist nicht geschlechts-
neutral und erfüllt damit nicht die Voraussetzungen der §§ 7 und 11 AGG, auch wenn im all-
gemeinen Sprachgebrauch häufig noch die männliche Bezeichnung als Oberbegriff verwendet 
wird. Diese Formulierung stellt ein Indiz dar, das eine Benachteiligung wegen des Ge-
schlechts vermuten lässt, mit der Folge, dass die Beweislastumkehr nach § 22 AGG eingreift. 
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LAG Rheinland-Pfalz 10 Sa 314/11, Urteil vom 29.09.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en):  Zuteilungskriterium: „Frauen vor Männer“ auf dem Fir-
menparkplatz gerechtfertigt; 

§ 20 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), §§ 315, 611 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB), Art. 3 Grundgesetz (GG), § 256 Zivilprozessordnung (ZPO)  

Das Kriterium „Frauen vor Männer“ für die Vergabe von firmennahen Parkplätzen ist nach 
dem AGG zulässig. Denn eine unterschiedliche Behandlung wegen des Geschlechts ist nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 2 AGG gerechtfertigt, wenn diese dem Bedürfnis nach Schutz der persönli-
chen Sicherheit Rechnung trägt. Dass Frauen gegenüber Männern einer größeren Gefahr aus-
gesetzt sind, Betroffene von Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu werden, wur-
de in der Gesetzesbegründung ausdrücklich aufgeführt. 

 

ArbG Göttingen 4 Ga 3/11 Ö (rkr.), Urteil vom 23.11.2011 

Stichwort(e)/Rechtsnorm(en): Weibliches Geschlecht als Voraussetzung für Stelle in 
der Amtsvormundschaft; 

§ 55 Abs. 2 SGB VIII neue Fassung, §§ 7, 8 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), 
Art. 3 Abs. 3, 33 Abs. 2 Grundgesetz (GG) 

Eine Stellenausschreibung darf auf weibliche Bewerberinnen beschränkt werden, um in Zu-
kunft die Wahlmöglichkeit hinsichtlich eines weiblichen oder männlichen Vormunds zu ge-
währleisten und damit die Erfolgschancen der Betreuung zu erhöhen.  

Eine so beschränkte Stellenausschreibung ist zulässiger unternehmerischer Zweck, wenn die 
Beziehung zu Dritten, vorliegend den Mündeln, eine Unverzichtbarkeit des weiblichen Ge-
schlechts der Bewerberinnen ergibt. Die Erwartungen Dritter dürfen selbst nicht diskriminie-
rend sein, insbesondere nicht zu einer Perpetuierung eines überkommenen Rollenverständnis-
ses führen. Wenn - wie vorliegend - die Intimsphäre, die Scham gegenüber dem anderen Ge-
schlecht betroffen ist, dürfen subjektive Empfindlichkeiten dazu führen, dass ein anderes Ge-
schlecht bevorzugt wird. 
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2. Novelle des Landesgleichstellungsgesetzes und die Verordnungen zum Gesetz9 

2.1 Neunte Novelle des Landesgleichstellungsgesetzes 
Das Berliner Landesgleichstellungsgesetz wurde durch das am 28. November 2010 in Kraft 
getretene Neunte Gesetz zur Änderung des Landesgleichstellungsgesetzes umfassend novel-
liert und damit an aktuelle Entwicklungen angepasst. (Anlage 1) Besonderer Anlass war, der 
anhaltenden Unterrepräsentanz von Frauen in Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen 
entgegen zu wirken sowie vermehrt Einfluss auf die Gleichstellung von Frauen und Männern 
im Bereich privater Unternehmen zu nehmen.  

Die Präsenz von Frauen in den Führungsetagen der öffentlichen Unternehmen sowie der Be-
teiligungsunternehmen des Landes soll durch die neuen Regelungen des Landesgleichstel-
lungsgesetzes befördert werden: Neu zu besetzende Positionen im Vorstand und in der Ge-
schäftsleitung sind öffentlich bekannt zu machen (§ 5 LGG); das schafft Transparenz und 
damit bessere Zugangsvoraussetzungen für Frauen. Zudem gilt die Quotenregelung des § 8 
LGG auch für Einrichtungen öffentlichen Rechts bei Besetzung von Vorstands- und Ge-
schäftsleitungspositionen, d. h. im Fall von Unterrepräsentanz und unter Wahrung der Einzel-
fallgerechtigkeit sind bei gleicher Qualifikation Frauen bevorzugt einzustellen. 

Mit der Novelle wird eine breitere Wirkung des Gesetzes in die Privatwirtschaft intendiert; so 
haben Unternehmen mit Mehrheitsbeteiligung des Landes nicht wie bisher nur darauf hinzu-
wirken, sondern sicherzustellen, dass das Landesgleichstellungsgesetz angewendet wird (§ 1a 
LGG). Zudem ist sicherzustellen, dass diese Verpflichtung auch bei Umwandlung von Teilen 
der Berliner Verwaltung bzw. öffentlich-rechtlicher Einrichtungen in Personengesellschaften 
bzw. juristische Personen privaten Rechts sowie bei Neugründungen fortbesteht und beim 
Verkauf der Unternehmen auf die Erwerbenden übergeht (§ 1b LGG). 

Der Einfluss auf die Frauenförderung in der Privatwirtschaft wurde dadurch erweitert, dass 
eine größere Zahl der öffentlichen Auftragsvergaben an Maßnahmen der Frauenförderung und 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie gebunden ist. Die Auftragshöhe, bei der die Ver-
pflichtung einsetzt, ist um die Hälfte, von 50 000 Euro auf 25 000 Euro, gesenkt worden. Die 
Baubranche, die von dieser Regelung ausgenommen war, ist einbezogen und zwar ab einem 
Auftragswert von mindestens 200 000 Euro (§ 13 LGG).  

Zudem sind bei Gewährung freiwilliger Leistungen aus Landesmitteln die Leistungsempfan-
genden unter bestimmten Voraussetzungen zu Frauenfördermaßnahmen bzw. zu Maßnahmen 
zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie verpflichtet. Dies gilt bei Zuwendun-
gen ab 25 000 Euro (§ 14 LGG). 

Ein weiterer Teil des Änderungsgesetzes ist darauf gerichtet, das Amt der Frauenvertreterin 
weiter zu stärken. Nicht nur die weiblichen Beschäftigten, sondern auch jede Dienststelle 
kann in der Regel von den Erfahrungen und dem Engagement einer Frauenvertreterin profitie-
ren. Darauf zielt die neue Regelung, die bei erfolgloser Wahl den Dienststellen gestattet, eine 
Frauenvertreterin zu bestellen. Hinzu kommt, dass die Ansprüche der Frauenvertreterinnen 
auf Freistellung von den Dienstgeschäften jetzt detailliert im Gesetz festgeschrieben sind. 
Auch wurden deren Beteiligungs- und Beanstandungsrechte sowie die Klagebefugnis der 
Frauenvertreterin erweitert. Beispielsweise hat sie ein Beanstandungs- und Klagerecht, wenn 
ein Frauenförderplan nicht erstellt wurde. 

Die Änderungen des Landesgleichstellungsgesetzes beruhen auf langjähriger Umsetzungspra-
xis. Bei dieser Novelle zeigt sich dies u. a. in der Regelung, dass künftig unbefristet Teilzeit-
beschäftigte mit Wunsch auf einen Vollzeitarbeitsplatz bei Neubesetzungen von Vollzeitar-
                                                           
9 Das Landesgleichstellungsgesetz und die Verordnungen zum Gesetz sind dem Bericht als Anlage beigefügt. 
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beitsplätzen vorrangig zu berücksichtigen sind. Des Weiteren wurden Vorgaben, die sich be-
sonders bewährt haben – wie die besondere Verpflichtung der Leitungskräfte zur aktiven 
Gleichstellung – durch den Zusatz gestärkt, dass dies als Leistungskriterium in die vertragli-
chen Vereinbarungen mit den Führungskräften aufzunehmen ist.  

Familienfreundliche Rahmenbedingungen, z. B. die Vermeidung langer zeitraubender An-
fahrtswege zum Dienst- und Einsatzort, sollen ebenso beachtet werden wie die Gewährung 
flexibler Arbeitszeiten. Ein gleichstellungsfreundliches, modernes Vorgesetztenverhalten 
muss noch stärker an den Bedürfnissen derjenigen Beschäftigten orientiert sein, die Kinder, 
kranke oder alte Angehörige betreuen oder pflegen. 

2.2 Die Verordnungen zum LGG 
Die Änderungen des Landesgleichstellungsgesetzes hatten auch Anpassungen in den Verord-
nungen zur Folge, die auf diesem Gesetz basieren. 2011 wurden vier Verordnungen zum LGG 
erlassen bzw. geändert. 
 

Verordnung über die Wahl und Bestellung der Frauenvertreterin und ihrer Stellvertreterin 
(WOBFrau) 

Am 25. Mai 2011 trat die Wahl- und Bestellungsverordnung (WOBFrau) in Kraft (Anlage 2). 
Neu ist die Trennung der Wahlgänge für das Amt der Frauenvertreterin und das der Stellver-
treterin. Dadurch können sich Beschäftigte, die sich für die Ausübung des Hauptamtes noch 
nicht ausreichend sicher fühlen, zunächst für das Amt der Stellvertreterin bewerben. Neu ist 
auch, dass für den Fall, dass sich keine Kandidatin zur Wahl stellt, die Dienststelle unter be-
stimmten Voraussetzungen verpflichtet ist, bis zur nächsten anstehenden regulären Wahl 
weibliche Beschäftigte für das Amt der Frauenvertreterin oder der Stellvertreterin zu bestel-
len. Dadurch sind die Grundlagen verbessert worden, dass Frauenvertreterinnen und deren 
Stellvertreterinnen tatsächlich in allen Dienststellen im Amt sind. Es sind inzwischen zahlrei-
che Frauenvertreterinnen und Stellvertreterinnen bestellt worden. Die WOBFrau hat damit 
ihre erste Bewährungsprobe bestanden. 

 

Verordnung über die Förderung von Frauen und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge (Frauenförderverordnung – FFV) 

Am 29. Juli 2011 trat die novellierte Frauenförderverordnung (FFV) in Kraft (Anlage 3). Sie 
bindet die Vergabe öffentlicher Aufträge unter bestimmten Voraussetzungen an die Verpflich-
tung zur Frauenförderung sowie zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Um diese positiven Signale an die Wirtschaft in Zukunft noch besser nutzen zu können, ist 
der Katalog der Maßnahmen der Frauenförderung erweitert sowie aktualisiert worden und es 
sind jetzt auch geeignete Zertifikate, Prädikate oder Auditierungen als Maßnahmen anerkannt. 
Zudem ist stichprobenartig zu prüfen, ob die Verpflichtung zur Frauenförderung eingehalten 
wurde. Bei Nichteinhaltung können zudem die Sanktionen des Berliner Ausschreibungs- und 
Vergabegesetzes (BerlAVG) angewendet werden, d. h. fristlose Kündigungen und Vertrags-
strafen. Die Wirkung der Verordnung wird durch eine Datenerhebung im Rahmen des LGG-
Berichts überprüft (siehe Kapitel IV). 
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Verordnung über statistische Angaben und Analysen für den Bericht über die Umsetzung des 
Landesgleichstellungsgesetzes (Gleichstellungsberichtsverordnung – GleiBV) 

Ebenfalls am 29. Juli 2011 trat die Gleichstellungsberichtsverordnung (GleiBV) in Kraft (An-
lage 4). Die Novelle des Landesgleichstellungsgesetzes und der Verordnungen zum Gesetz 
haben auch erhebliche Auswirkungen auf das Gesetzes-Controlling und die damit verbunde-
nen Aufgaben im Rahmen der LGG-Berichterstattung. Durch die erweiterten Regelungen für 
Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen und die Ausdehnung des Geltungsbereichs auf 
die Beteiligungsunternehmen hat sich der Umfang der zu erhebenden Daten erheblich vergrö-
ßert. Eine Ausweitung der Erhebungsmerkmale und Berichtskreise ergibt sich zudem durch 
die Novellierung von § 13 LGG (Frauenförderung durch öffentliche Auftragsvergabe) und 
§ 14 LGG (Frauenförderung bei staatlicher Leistungsgewährung). 

 

Verordnung über die Berücksichtigung der aktiven Förderung der Beschäftigung von Frauen 
und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei der Gewährung freiwilliger Leistungen aus 
Landesmitteln (Leistungsgewährungsverordnung – LGV) 

Am 7. Dezember 2011 trat die Leistungsgewährungsverordnung (LGV) in Kraft (Anlage 5). 
Damit wurden die Voraussetzungen für die Umsetzung des § 14 LGG geschaffen. Dieser sieht 
vor, dass freiwillige Leistungen aus Landesmitteln ab einem Betrag von 25 000 Euro von der 
Verpflichtung abhängig gemacht werden, dass die Zuwendungsempfangenden Maßnahmen 
zur aktiven Förderung der Beschäftigung von Frauen durchführen. Von dieser Vorgabe sind 
Leistungen erfasst, die aus Landesmitteln – auch im Rahmen von Mischfinanzierungen – ge-
währt werden. Verpflichtet werden nur solche Leistungsempfangenden, die mehr als zehn 
Beschäftigte haben. Hiermit hat das Land Berlin gesetzliches Neuland betreten. Die Leis-
tungsgewährungsverordnung regelt Näheres über die Ausgestaltung der Auflage zur Frauen-
förderung und zählt zahlreiche mögliche Maßnahmen zur aktiven Förderung der Beschäfti-
gung von Frauen auf. Diese entsprechen im Wesentlichen denjenigen Fördermaßnahmen, die 
bei Ausführung eines öffentlichen Auftrags zu berücksichtigen sind. Im Weiteren regelt die 
Verordnung u. a., wie die Erfüllung der Auflage der Frauenförderung nachzuweisen ist. 
Schließlich soll auch bei der Gewährung staatlicher Leistungen – ebenso wie bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge – ein Controlling über die Einhaltung der Frauenfördervorgaben auf 
dem Wege einer Datenerhebung im Rahmen des LGG-Berichts erfolgen (siehe Kapitel IV). 
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VI. Das Landesgleichstellungsgesetz in der Praxis 

1. Evaluierung der Frauenförderpläne 

Landesweit geltende Vorgaben zur Modernisierung der Berliner Verwaltung verpflichten die 
Dienststellen zu systematischer Aufgabenkritik, zur Entwicklung neuer fachlicher Standards 
und zur Optimierung der Geschäftsabläufe. In diesem Zusammenhang spielen Personalent-
wicklungsprozesse eine zentrale Rolle. Eine Säule des landesweiten Personalmanagements in 
Berlin ist durch den Gleichstellungsauftrag des Grundgesetzes, der Berliner Verfassung und 
die konkreten Regelungen des Landesgleichstellungsgesetzes gesetzt. Insoweit ist systemati-
sche Personalentwicklung auch ein bedeutender Baustein zur Verwirklichung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern. In § 4 Absatz 8 des novellierten LGG ist deshalb aus-
drücklich betont, dass „die Festlegungen im Frauenförderplan Bestandteil der Personalent-
wicklungsplanung“ sind. 

Die Dienststellen bzw. Einrichtungen des Landes sind verpflichtet, für einen Zeitraum von 
sechs Jahren einen Frauenförderplan zu erstellen, diesen fortzuschreiben und spätestens nach 
zwei Jahren an die aktuelle Entwicklung anzupassen. Der Frauenförderplan soll im Zusam-
menhang mit den Zielen und Maßnahmen einer umfassenden Personalentwicklungsplanung 
die konkreten Schritte benennen, mit denen die Gleichstellung befördert wird. Grundlage ist 
eine Bestandsaufnahme und Analyse der Beschäftigtenstruktur unter Berücksichtigung von 
Fluktuation sowie Vorgaben zur Personaleinsparung. In den Plänen ist insbesondere verbind-
lich festzulegen, in welcher Zeit und mit welchen personellen und organisatorischen Mitteln 
und Fortbildungsmaßnahmen Unterrepräsentanz von Frauen in den einzelnen Besoldungs- 
und Entgeltgruppen sowie auf Leitungsebene abgebaut werden soll. 

Ebenfalls Bestandteil der Frauenförderpläne ist eine Analyse der Auszubildenden, getrennt 
nach Geschlecht, Laufbahn oder Berufsfachrichtung und Ausbildungsberuf. Ferner soll ge-
mäß § 10 Absatz 1 LGG unter Beachtung der dienstlichen Belange das Interesse der Beschäf-
tigten an flexibler, auf die individuellen Bedürfnisse zugeschnittener Gestaltung der Arbeits-
zeit und familienfreundlichen Rahmenbedingungen berücksichtigt werden. 

Frauenförderpläne sowie deren Fortschreibungen oder Anpassungen sind gemäß § 4 Absatz 7 
LGG dem für Frauen- und Gleichstellungspolitik zuständigen Mitglied des Senats zur Kennt-
nis zu geben. Aufgrund der großen Zahl der Dienststellen und Landeseinrichtungen (rund 
140) hat die Fachabteilung für Frauen und Gleichstellung eine Datenbank entwickelt, in die 
alle Frauenförderpläne aufgenommen wurden (Frauenförderplanregister). Zu jedem Zeitpunkt 
ist dadurch ein Überblick über den aktuellen Stand der Frauenförderpläne möglich. 

Mit der neuen Datenbank war erstmals die Voraussetzung für eine Evaluierung der Frauen-
förderpläne geschaffen, die dann 2012 erfolgte. Zur Auswertung lagen von 98 Einrichtungen 
des Landes aktuelle Frauenförderpläne vor; 44 Einrichtungen hatten ihre Frauenförderpläne 
nicht bzw. noch nicht in der aktuellen Form bekanntgegeben.  

Für Unternehmen mit unmittelbarer und mittelbarer Mehrheitsbeteiligung des Landes Berlin 
gilt das Landesgleichstellungsgesetz insofern, als das Land „sicherzustellen“ hat, dass die 
Regelungen des Gesetzes auch von diesen angewendet werden; dazu gehört insbesondere 
auch die Erstellung eines Frauenförderplans. Diese Unternehmen müssen ihre Frauenförder-
pläne der Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen aber nur auf Nachfrage – und 
ggf. unter Beachtung datenschutzrechtlicher Belange – kurzfristig zur Verfügung stellen. Sie 
wurden deshalb bei der Evaluierung nicht berücksichtigt.  

Da für Frauenförderpläne im Gesetz keine einheitliche Form vorgegeben ist, war es für die 
Auswertung erforderlich, zu einer vergleichbaren Darstellung zu kommen. Dazu wurden aus 
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den Angaben zunächst vier Themenbereiche isoliert: Beschäftigtenstruktur, Zielvorgaben, 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie und Personalentwicklungsmaßnahmen. 

Im Ergebnis war festzustellen, dass häufig nicht alle gesetzlichen Mindestanforderungen ge-
mäß § 4 LGG erfüllt wurden. In der Regel wurden die Beschäftigten differenziert nach An-
stellungsverhältnis, Besoldungs- und Entgeltgruppen dargestellt, jedoch wies nur gut die Hälf-
te der Pläne eine Bestandsanalyse des Leitungspersonals auf. Häufig fehlten zudem Angaben 
zu Fluktuation und Personalabbau. 

Den Regelungen des Gesetzes entsprechend, enthielten alle Frauenförderpläne verbindliche 
Zielvorgaben. Dazu gehörten insbesondere der Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen – 
meist in den höheren Einkommensbereichen und Leitungspositionen –, eine familienfreundli-
che Personalpolitik und die Verbesserung der Aufstiegschancen von Frauen. 

Zum Abbau der Unterrepräsentanz wurden Angebote zur Aus- und Weiterbildung angeführt, 
die sich speziell an Frauen richten. Dazu gehörten u. a. Frauenseminare und Führungskräfte-
zirkel, verschiedene Mentoring-Programme und Inhouse-Schulungen sowie die Übertragung 
von Vertretungsbefugnissen zur Vorbereitung auf die Übernahme einer höherwertigen Tätig-
keit. Ein Drittel der Einrichtungen machte zudem deutlich, dass Frauenförderung als Aufgabe 
der Führungskräfte verstanden wird und diese durch regelmäßige „Mitarbeiter-Vorgesetzten-
Gespräche“ das Aufstiegspotential von Frauen stärken. Als Personalentwicklungsmaßnahme 
bestand für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vielfach auch die Möglichkeit, durch Rotati-
on, Hospitation oder auch Abordnung ihre beruflichen Kenntnisse und Erfahrungen in ande-
ren Arbeitsgebieten erweitern zu können. 

Das Ziel besserer Vereinbarkeit von Beruf und Familie verfolgte ein Großteil der Einrichtun-
gen vorrangig mit Teilzeitbeschäftigung, flexiblen Arbeitszeitmodellen und Telearbeit. In 
einem Drittel der Förderpläne war aufgeführt, dass die Möglichkeit zur Teilzeitbeschäftigung 
auch in Leitungspositionen besteht. In einigen Fällen gab es Angebote zur Kinderbetreuung 
bzw. Hilfestellung bei der Vermittlung von Betreuungsplätzen. 

Abschließend kann festgehalten werden, dass die Evaluation der Frauenförderpläne die große 
Bedeutung systematischer Personalentwicklungsplanung für die Verwirklichung der Chan-
cengleichheit von Frauen und Männern im Landesdienst bestätigt hat. Die für Frauen und 
Gleichstellung zuständige Senatsverwaltung erarbeitet zurzeit Ausführungsvorschriften zum 
Gesetz, in denen auch auf das Thema Personalentwicklung und Frauenförderung näher einge-
gangen wird; zudem stellt sie zur Orientierung auf ihrer Internetseite – mit Zustimmung der 
jeweiligen Behörden – Frauenförderpläne mit Vorbildcharakter zur Verfügung. 
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2. Auflagenbeschluss des Berliner Abgeordnetenhauses 

Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat am 14.06.2012 den Doppelhaushalt 2012/2013 für das 
Land Berlin beschlossen. 

Gemäß Anlage 3 lfd. Nr. 1 Ziffer 13 des Plenarprotokolls vom 14.06.2012 werden alle Se-
natsverwaltungen aufgefordert, „den jeweils geltenden Frauenförderplan vorzulegen und 
nachzuweisen, inwieweit die Zielvorgaben der Förderpläne durch Personalmaßnahmen in den 
Haushaltsjahren 2012/2013 erreicht wurden. Abweichungen von den Förderplänen sind zu 
begründen.“ (Anlage 6) 

Sollte dem Auflagenbeschluss nicht Folge geleistet werden, kann der Hauptausschuss gemäß 
Anlage 3 lfd. Nr. 1 Ziffer 7 im Kopfplan der jeweils zuständigen Verwaltung eine pauschale 
Minderausgabe von 75.000 Euro festsetzen. 

Damit wurde ein weiteres wirksames Instrument zur Kontrolle der Umsetzung des § 4 LGG 
geschaffen. 

3. Ausführungsvorschriften zum Landesgleichstellungsgesetz (AVLGG)10  

Das LGG sieht in § 22 vor, dass das für Frauenpolitik zuständige Mitglied des Senats die zur 
Durchführung des Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt. Die Senatsver-
waltung für Arbeit, Integration und Frauen macht von dieser Ermächtigung Gebrauch.  

Nachdem im Jahre 2011 vier Verordnungen zum LGG novelliert bzw. neu erlassen worden 
sind (die Verordnung zur Wahl und Bestellung der Frauenvertreterin, die Gleichstellungsbe-
richtsverordnung, die Frauenförderverordnung, die Leistungsgewährungsverordnung, siehe 
oben V. 2.2) und nunmehr eine gewisse Anwendungspraxis der LGG-Novelle aus dem Jahr 
2010 zu verzeichnen ist, hat sich gezeigt, dass (weiterer) Regelungsbedarf zu Fragen einer 
einheitlichen Umsetzung des LGG besteht. 

Dies betrifft primär Fragen einer einheitlichen Gestaltung 

 der Frauenförderpläne, 
 des Ablaufes von Besetzungsverfahren (Stellen und Funktionen),  
 der Beteiligungsrechte der Frauenvertreterinnen, 
 der Ausstattung der Frauenvertreterinnen und der bezirklichen Frauen- und 

Gleichstellungsbeauftragten und  
 der Gremienbesetzungen. 
 

                                                           
10 Die AVLGG werden voraussichtlich während des Berichtszeitraumes zum 12. LGG-Bericht 2012 – 2014 in Kraft treten. 



 41 

 
Anlage 1 

 
Landesgleichstellungsgesetz (LGG) 

 
in der Fassung vom 6. September 2002 (GVBl. S. 280), zuletzt geändert durch Art. VI und Art. VIII 
Absatz 3 Gesetz zur Auflösung des Zentralen Personalüberhangmanagements (Stellenpoolauflö-
sungsgesetz – StPAuflG) und zur Anpassung davon betroffener Gesetze vom 5. November 2012 
(GVBl. S. 354)  
 
 
Übersicht  
 
§ 1 Geltungsbereich  
§ 1a Geltung bei Beteiligungen des Landes  
§ 1b Geltung bei Umwandlung, Errichtung und Veräußerung von Einrichtungen des Landes  
§ 2 Grundsatz  
§ 3 Gleichstellungsverpflichtung  
§ 4 Frauenförderplan  
§ 5 Stellen- und Funktionsausschreibungen, öffentliche Bekanntmachungen  
§ 6 Auswahlverfahren  
§ 7 Ausbildung  
§ 8 Einstellungen und Beförderungen  
§ 9 Fort- und Weiterbildung  
§ 10 Arbeitszeit und Rahmenbedingungen  
§ 11 Beurlaubung aus familiären Gründen  
§ 12 Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz  
§ 13 Frauenförderung durch öffentliche Auftragsvergabe  
§ 14 Frauenförderung bei staatlicher Leistungsgewährung  
§ 15 Gremien  
§ 16 Frauenvertreterin  
§ 16a Wahl  
§ 17 Aufgaben und Rechte der Frauenvertreterin  
§ 17a Auflösung des Zentralen Personalüberhangmanagements (Stellenpool)  
§ 18 Beanstandungen  
§ 18a Gesamtfrauenvertreterin  
§ 19 Berichtspflicht  
§ 20 Gerichtliches Verfahren  
§ 21 Verwirklichung des Gleichstellungsgebots in den Bezirken  
§ 22 Verwaltungsvorschriften  
§ 23 Inkrafttreten  
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
Dieses Gesetz gilt für die Berliner Verwaltung (§ 2 des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes), für lan-
desunmittelbare öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen (§ 28 des Allgemeinen 
Zuständigkeitsgesetzes), für die Gerichte des Landes Berlin, für den Präsidenten des Abgeordneten-
hauses von Berlin, den Rechnungshof von Berlin und den Berliner Beauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit.  
 
 
§ 1a Geltung bei Beteiligungen des Landes 
 
(1) Soweit das Land Berlin unmittelbar oder mittelbar Mehrheitsbeteiligungen an juristischen Personen 
des Privatrechts oder Personengesellschaften hält oder erwirbt, stellt es sicher, dass die Regelungen 
dieses Gesetzes auch von diesen entsprechend angewendet werden. Das gilt insbesondere für die 
Erstellung eines Frauenförderplans, für Stellenbesetzungsverfahren einschließlich der Besetzung von 
Vorstands- und Geschäftsführungspositionen sowie für die Wahl von Frauenvertreterinnen.  
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(2) Einzelheiten sind mit Inkrafttreten dieses Gesetzes im Rahmen der jeweiligen Rechtsgrundlage zu 
regeln. 
 
(3) Soweit das Land Berlin keine Mehrheitsbeteiligungen an juristischen Personen des privaten 
Rechts oder Personengesellschaften unmittelbar oder mittelbar hält oder erwirbt, wirkt es darauf hin, 
dass Maßnahmen entsprechend den Regelungen dieses Gesetzes auch von den juristischen Perso-
nen des privaten Rechts und Personengesellschaften angewendet werden.  
 
 
§ 1b Geltung bei Umwandlung, Errichtung und Veräußerung von Einrichtungen des Landes  
 
(1) Wandelt das Land Berlin Teile der Berliner Verwaltung, eine Körperschaft oder Anstalt des öffentli-
chen Rechts oder eine andere Einrichtung, die in den Geltungsbereich von § 1 dieses Gesetzes fällt, 
oder einen Teil davon in eine juristische Person des privaten Rechts oder eine Personengesellschaft 
um oder errichtet es juristische Personen des privaten Rechts oder Personengesellschaften, so ist in 
den Umwandlungs- oder Errichtungsrechtsakten und in den jeweiligen Rechtsgrundlagen festzulegen 
und sicherzustellen, dass die Regelungen dieses Gesetzes auch zukünftig Anwendung finden.  
 
(2) Erfolgt eine teilweise oder vollständige Veräußerung einer juristischen Person oder Personenge-
sellschaft, sind Erwerbende zu verpflichten, die entsprechende Anwendung der Vorschriften dieses 
Gesetzes zu gewährleisten und eine entsprechende Verpflichtung bei etwaigen Weiterveräußerungen 
auch späteren Erwerbenden aufzuerlegen.  
 
 
§ 2 Grundsatz  
 
(1) Frauen und Männer sind gleichzustellen. Zur Verwirklichung der Gleichstellung werden nach Maß-
gabe dieses Gesetzes Frauen gefördert und bestehende Benachteiligungen von Frauen abgebaut.  
 
(2) Frauen und Männer dürfen wegen ihres Geschlechts oder ihres Familienstandes nicht diskriminiert 
werden.  
 
 
§ 3 Gleichstellungsverpflichtung  
 
(1) Die Einrichtungen nach § 1 sind verpflichtet, aktiv auf die Gleichstellung von Männern und Frauen 
in der Beschäftigung und auf die Beseitigung bestehender Unterrepräsentanzen hinzuwirken. Die 
Erfüllung dieser Verpflichtung ist besondere Aufgabe der Beschäftigten mit Vorgesetzten- und Lei-
tungsfunktionen. Sie ist in den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen als Leistungskriterium festzu-
schreiben sowie bei der Beurteilung ihrer Leistung einzubeziehen.  
 
(2) Frauen sind unterrepräsentiert, wenn in Vorgesetzten- oder Leitungsfunktionen, in einer Besol-
dungs-, Vergütungs-, Entgelt- oder Lohngruppe einer Laufbahn bzw. Berufsfachrichtung in einer Ein-
richtung nach § 1 mehr Männer als Frauen beschäftigt sind.  
 
(3) Führen personalwirtschaftliche Maßnahmen zu einem Stellenabbau, so ist sicherzustellen, dass 
sich der Anteil von Frauen in Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind, nicht verringert. Dies gilt 
auch für den Fall, dass personalwirtschaftliche Maßnahmen eine Unterrepräsentanz von Frauen be-
gründen und für Vorgesetzten- und Leitungspositionen.  
 
(4) Besteht eine Einrichtung nach § 1 aus mehreren Dienststellen im Sinne des Personalvertretungs-
gesetzes, so gelten die Absätze 1 bis 3 in diesen entsprechend.  
 
(5) Soweit in übergeordneten Dienststellen Entscheidungen für nachgeordnete Dienststellen getroffen 
werden, hat jede beteiligte Dienststelle die Aufgaben nach diesem Gesetz wahrzunehmen.  
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§ 4 Frauenförderplan  
 
(1) Jede Einrichtung nach § 1 erstellt auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme und Analyse der 
Beschäftigtenstruktur sowie der zu erwartenden Fluktuation oder Einsparungsmaßnahmen einen 
Frauenförderplan. Bestehen in einer Einrichtung nach § 1 mehrere Dienststellen im Sinne des Perso-
nalvertretungsgesetzes, so können diese Frauenförderpläne erlassen. Der Frauenförderplan ist für 
einen Zeitraum von sechs Jahren zu erstellen und danach fortzuschreiben. Spätestens nach zwei 
Jahren ist er an die aktuelle Entwicklung anzupassen.  
 
(2) Im Frauenförderplan ist mindestens festzulegen, in welcher Zeit und mit welchen personellen, or-
ganisatorischen und fortbildenden Maßnahmen die Gleichstellungsverpflichtung nach § 3 innerhalb 
der jeweiligen Einrichtung oder Dienststelle gefördert werden kann. Dazu ist für jede einzelne Besol-
dungs-, Vergütungs-, Entgelt- und Lohngruppe sowie jede Vorgesetzten- und Leitungsebene festzu-
stellen, ob Frauen unterrepräsentiert sind. Für jeweils zwei Jahre sind verbindliche Zielvorgaben zur 
Erhöhung des Frauenanteils in den einzelnen Besoldungs-, Vergütungs-, Entgelt- oder Lohngruppen 
der einzelnen Laufbahn oder Berufsfachrichtung sowie auf den Vorgesetzten- und Leitungsebenen 
festzulegen. Bei der Festlegung von Zielvorgaben ist festzustellen, welche für die Besetzung von Stel-
len in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, erforderlichen Qualifikationen die beschäf-
tigten Frauen bereits aufweisen, erwerben oder erwerben können (Personalentwicklungsplanung). 
Dabei sind insbesondere solche Stellen zu berücksichtigen, die voraussichtlich neu zu besetzen sind. 
Es ist festzulegen, wie viele Frauen an Qualifikationsmaßnahmen teilnehmen, die für die Besetzung 
einer Stelle in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, förderlich sind.  
 
(3) Die Zahl der Auszubildenden, getrennt nach Geschlechtern, Laufbahn oder Berufsfachrichtung und 
Ausbildungsberuf ist darzustellen und in die Personalentwicklungsplanung einzubeziehen.  
 
(4) Im Zentralen Personalüberhangmanagement (Stellenpool) sind durch die besonderen Aufgaben 
und Strukturen Ausnahmen von den Vorgaben der Absätze 2 und 3 zulässig.  
 
(5) An der Erstellung des Frauenförderplans ist die Frauenvertreterin zu beteiligen; die Rechte des 
Personalrats bleiben unberührt.  
 
(6) Besteht eine Einrichtung nach § 1 aus mehreren Dienststellen im Sinne des Personalvertretungs-
gesetzes, so sind an der Erstellung, Fortschreibung und Anpassung des dienststellenübergreifenden 
Frauenförderplans alle betroffenen Frauenvertreterinnen mit dem Ziel einer einvernehmlichen Rege-
lung frühzeitig zu beteiligen; die Rechte der Personalräte bleiben unberührt. Dies gilt auch für die Ent-
scheidung gemäß Absatz 1 Satz 2.  
 
(7) Frauenförderpläne sowie deren Fortschreibungen oder Anpassungen sind dem für Frauenpolitik 
zuständigen Mitglied des Senats zur Kenntnis zu geben.  
 
(8) Die Festlegungen im Frauenförderplan sind Bestandteil der Personalentwicklungsplanung.  
 
(9) Wird ein Frauenförderplan nicht erstellt, angepasst oder fortgeschrieben oder ein bestehender 
nicht umgesetzt, so kann die zuständige Frauenvertreterin das unmittelbar gegenüber dem für Frau-
enpolitik zuständigen Senatsmitglied beanstanden.  
 
 
§ 5 Stellen- und Funktionsausschreibungen, öffentliche Bekanntmachungen  
 
(1) Alle Stellen und Funktionen sind intern auszuschreiben. In Bereichen oberhalb der Besoldungs-
gruppe A 9 bzw. der entsprechenden tarifvertraglichen Regelungen, in denen Frauen unterrepräsen-
tiert sind, sind Stellen und Funktionen öffentlich auszuschreiben.  
 
(2) Zur gezielten Ansprache von Frauen kann zusätzlich in der Tagespresse oder in anderen geeigne-
ten Publikationsorganen ausgeschrieben werden.  
 
(3) Zu besetzende Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen der Anstalten, Körperschaften und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts sind in Form einer Ausschreibung öffentlich bekannt zu machen, 
sofern eine Unterrepräsentanz von Frauen besteht. Entsprechendes gilt nach § 1a für solche Positio-
nen der juristischen Personen des privaten Rechts und Personengesellschaften mit Mehrheitsbeteili-
gungen des Landes Berlin.  
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(4) Die öffentliche Bekanntmachung für die in Absatz 3 genannten Positionen erfolgt überregional in 
der Tages- und Wochenpresse oder in anderen geeigneten Publikationsorganen wie Fachzeitschriften 
und im Internet. Sie erfolgt auf der Grundlage eines Anforderungsprofils zu den fachlichen und per-
sönlichen Voraussetzungen für die zu besetzenden Positionen.  
 
(5) Bei Stellen- und Funktionsausschreibungen und öffentlichen Bekanntmachungen ist sowohl die 
männliche als auch die weibliche Sprachform zu verwenden, es sei denn, ein bestimmtes Geschlecht 
ist unverzichtbare Voraussetzung für die Tätigkeit. Sofern eine Einrichtung im Sinne des § 1 oder 
Dienststelle nach dem Personalvertretungsgesetz verpflichtet ist, den Anteil von Frauen zu erhöhen, 
ist das in der Ausschreibung oder Bekanntmachung zu erwähnen und darauf hinzuweisen, dass Be-
werbungen von Frauen ausdrücklich erwünscht sind.  
 
(6) Von der Verpflichtung zur Bekanntmachung können Wiederbestellungen von Vorständen und Ge-
schäftsleitungen ausgenommen werden. Von der Verpflichtung zur Bekanntmachung oder Ausschrei-
bung werden ebenfalls herausragende künstlerische Positionen ausgenommen sowie Arbeitsbereiche 
im Leitungsbereich der Einrichtungen gemäß § 1, die regelmäßig an die laufende Legislatur oder Be-
stellung gebunden sind und ein besonderes persönliches Vertrauensverhältnis erfordern, insbesonde-
re persönliche Referentinnen und Referenten sowie Pressesprecherinnen und Pressesprecher.  
 
(7) Ausschreibungspflichten und Ausnahmen hiervon aufgrund beamtenrechtlicher Vorschriften blei-
ben von den vorstehenden Regelungen unberührt.  
 
 
§ 6 Auswahlverfahren  
 
(1) In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, sind entweder alle Bewerberinnen oder 
mindestens ebenso viele Frauen wie Männer zum Vorstellungsgespräch einzuladen, sofern sie die in 
der Ausschreibung vorgegebene Qualifikation für die Stelle oder Funktion besitzen und Bewerbungen 
von Frauen in ausreichender Zahl vorliegen.  
 
(2) Entsprechendes gilt für die Besetzung von Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen der Anstal-
ten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts und der juristischen Personen des priva-
ten Rechts und Personengesellschaften mit Mehrheitsbeteiligungen des Landes Berlin.  
 
(3) Die Berücksichtigung von Frauen im Auswahlverfahren ist in Bereichen, in denen sie unterreprä-
sentiert sind, in geeigneter Form zu dokumentieren und den an der Personalfindung Beteiligten recht-
zeitig vor der Auswahlentscheidung zur Kenntnis zu bringen.  
 
(4) Soweit Dritte mit der Personalfindung beauftragt werden, ist sicherzustellen, dass die Regelungen 
dieses Gesetzes Beachtung finden.  
 
 
§ 7 Ausbildung  
 
(1) Der Zugang zu Ausbildungsplätzen muss diskriminierungsfrei gestaltet sein.  
 
(2) Ausbildungsplätze sind in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, in jeder Einrichtung 
nach § 1 oder Dienststelle im Sinne des Personalvertretungsgesetzes je Ausbildungsgang und Verga-
berunde mindestens zur Hälfte an Frauen zu vergeben.  
 
(3) Wenn für die Besetzung von Ausbildungsplätzen nicht genügend Bewerbungen von Frauen vorlie-
gen, die die in der Ausschreibung vorgegebene Qualifikation besitzen, ist die Ausschreibung zu wie-
derholen. Haben sich nach einer erneuten Ausschreibung nicht genügend geeignete Kandidatinnen 
beworben, so werden die Ausbildungsplätze nach der Bewerbungslage vergeben.  
 
(4) Frauen, die in einem Beruf ausgebildet wurden, in dem der Frauenanteil bisher unter 20 vom Hun-
dert liegt (Männerberuf), sind vorrangig in ein Beschäftigungsverhältnis im erlernten Beruf zu über-
nehmen.  
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§ 8 Einstellungen und Beförderungen  
 
(1) Frauen, die eine zur Ausfüllung der Stelle oder Funktion gleichwertige Qualifikation (Eignung, Be-
fähigung und fachliche Leistung) besitzen wie männliche Mitbewerber, sind diesen gegenüber unter 
Wahrung der Einzelfallgerechtigkeit solange bevorzugt einzustellen oder zu übernehmen, bis der An-
teil der Frauen in der betreffenden Laufbahn, Berufsfachrichtung, Vorgesetzten- oder Leitungsebene 
und Funktionsstelle der jeweiligen Einrichtung nach § 1 oder Dienststelle im Sinne des Personalvertre-
tungsgesetzes mindestens 50 vom Hundert beträgt.  
 
(2) Frauen, deren Qualifikation der der männlichen Mitbewerber gleichwertig ist, sind gegenüber 
männlichen Mitbewerbern unter Wahrung der Einzelfallgerechtigkeit solange bevorzugt zu befördern, 
bis in den jeweils höheren Besoldungs-, Vergütungs-, Lohn- oder Entgeltgruppen der betreffenden 
Laufbahn, Berufsfachrichtung, Vorgesetzten- oder Leitungsebene und Funktionsstelle der Einrichtung 
nach § 1 oder Dienststelle im Sinne des Personalvertretungsgesetzes der Anteil der Frauen mindes-
tens 50 vom Hundert beträgt.  
 
(3) Die Qualifikation ist ausschließlich an den Anforderungen des Berufs, der zu besetzenden Stelle, 
Funktion oder der Laufbahn zu messen. Spezifische, zum Beispiel durch Familienarbeit, durch sozia-
les Engagement oder ehrenamtliche Tätigkeit erworbene Erfahrungen und Fähigkeiten sind Teil der 
Qualifikation im Sinne der Absätze 1 und 2.  
 
(4) Bei der Auswahlentscheidung ist unbeschadet sozialer Kriterien dem Recht der Frauen auf Gleich-
stellung im Erwerbsleben Rechnung zu tragen. Folgende und ähnliche Kriterien dürfen daher nicht 
herangezogen werden:  
 
1. Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit, Reduzierungen der Arbeitszeit oder Verzögerungen beim 

Abschluss einzelner Ausbildungsgänge aufgrund der Betreuung von Kindern oder pflegebedürfti-
gen Angehörigen oder wegen Haushaltsführung,  

2. Lebensalter oder Familienstand,  
3. eigene Einkünfte des Partners oder der Partnerin einer Bewerberin oder die Einkommenslosigkeit 

der Partnerin oder des Partners eines Bewerbers, sofern sie nicht auf Arbeitslosigkeit beruht,  
4. zeitliche Belastungen durch die Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen und 

die Absicht, von der Möglichkeit der Arbeitszeitreduzierung Gebrauch zu machen.  
 
(5) Für die Besetzung von Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen der Anstalten, Körperschaften 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt Absatz 1 entsprechend.  
 
 
§ 9 Fort- und Weiterbildung  
 
(1) Beschäftigte mit Vorgesetzten- und Leitungsfunktionen sind verpflichtet, Frauen auf Maßnahmen, 
die für das berufliche Fortkommen förderlich sind, aufmerksam zu machen und ihnen die Teilnahme 
entsprechend dem Frauenförderplan zu ermöglichen.  
 
(2) Auf die Auswahl von Beschäftigten zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, die zur Über-
nahme höherwertiger und Leitungspositionen qualifizieren, ist § 8 Absatz 1 durch die entsendenden 
Einrichtungen nach § 1 oder Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsgesetzes entsprechend 
anzuwenden.  
 
(3) Die Fortbildungsgrundsätze und -angebote der Verwaltungsakademie werden regelmäßig darauf-
hin überprüft, wie frauenspezifische Inhalte besser berücksichtigt und die Förderung von Frauen ver-
bessert werden können.  
 
(4) Die Themen Frauendiskriminierung und Frauenförderung sind Teil des Fortbildungsprogramms 
und gehen auch in passende Fortbildungsveranstaltungen ein. Sie sind insbesondere Bestandteil der 
Fortbildungsmaßnahmen für Beschäftigte mit Vorgesetzten- und Leitungsfunktionen. Für diese The-
menkreise werden bevorzugt Referentinnen eingesetzt.  
 
(5) Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen finden nach Möglichkeit während der regelmäßigen Arbeits-
zeit der Dienststellen statt. Fortbildungsmaßnahmen sollen so angeboten werden, dass auch Beschäf-
tigte mit betreuungsbedürftigen Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen und Teilzeitbeschäftigte 
teilnehmen können. Liegt die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen außerhalb der ver-
einbarten Arbeitszeit, so ist hierfür entsprechender Freizeitausgleich zu gewähren.  
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(6) Entstehen durch die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen unvermeidlich erhöhte 
Kosten für die Betreuung von Kindern unter zwölf Jahren oder pflegebedürftigen Angehörigen, so sind 
diese Aufwendungen zu erstatten. Falls erforderlich, sollen sich die Fort- und Weiterbildungseinrich-
tungen um eine Kinderbetreuungsmöglichkeit in den städtischen Kindertagesstätten oder um andere 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten für die Dauer der Maßnahme bemühen.  
 
 
§ 10 Arbeitszeit und Rahmenbedingungen  
 
(1) Unter Beachtung der dienstlichen Belange soll das Interesse der Beschäftigten an flexibler, auf die 
individuellen Bedürfnisse zugeschnittener Gestaltung der Arbeitszeit sowie familienfreundlichen Rah-
menbedingungen berücksichtigt werden. Vorgesetztenverhalten soll darauf ausgerichtet sein, den 
Beschäftigten familienfreundliche Arbeitszeiten und Rahmenbedingungen zu ermöglichen. Sofern ein 
ordnungsgemäßer Ablauf des Schichtdienstes gewährleistet werden kann, soll diese Regelung auch 
für Beschäftigte im Schichtdienst Anwendung finden. Teilzeitarbeitsverhältnisse unterhalb der Grenze 
des § 8 Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch werden in der Regel nicht begründet. Aus-
nahmen sind bei Einstellungen in befristete Arbeitsverhältnisse für eine Dauer von nicht mehr als drei 
Monaten zulässig.  
 
(2) Wird eine Reduzierung der Arbeitszeit beantragt, so sind die Beschäftigten auf die Folgen redu-
zierter Arbeitszeit hinzuweisen, insbesondere auf die Folgen für Ansprüche aus der Sozialversiche-
rung und aufgrund beamten- und tarifrechtlicher Regelungen.  
 
(3) Die Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit zur Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen 
Angehörigen steht der Wahrnehmung von gehobenen und Leitungspositionen nicht entgegen.  
 
(4) Bei befristeten Arbeitszeitverkürzungen zur Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Ange-
hörigen ist den Beschäftigten nach Ablauf der Frist ein gleichwertiger Vollzeitarbeitsplatz anzubieten. 
Unbefristet Teilzeitbeschäftigte sind bei der Neubesetzung von Vollzeitarbeitsplätzen vorrangig zu 
berücksichtigen. Besteht bei befristeter Arbeitszeitverkürzung vor Ablauf der Frist der Wunsch nach 
Rückkehr auf einen Vollzeitarbeitsplatz, so gilt Satz 2 entsprechend.  
 
(5) Bei individueller Arbeitszeitreduzierung werden die Dienstaufgaben nach dem Maß der für die Zu-
kunft festgesetzten Arbeitszeit neu bemessen.  
 
(6) Die Rechte des Personalrats bleiben unberührt.  
 
 
§ 11 Beurlaubung aus familiären Gründen  
 
(1) Aus familiären Gründen beurlaubten Beschäftigten ist die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungs-
veranstaltungen von der jeweiligen Einrichtung nach § 1 oder Dienststelle im Sinne des Personalver-
tretungsgesetzes anzubieten. Ihnen sind, sofern sie es nicht selbst für bestimmte Zeit ausgeschlossen 
haben, Urlaubs- und Krankheitsvertretungen vorrangig anzubieten.  
 
(2) Aus familiären Gründen beurlaubten Beschäftigten, die in die Beschäftigung zurückkehren wollen, 
sind die Ausschreibungen der jeweiligen Einrichtungen nach § 1 oder Dienststellen im Sinne des Per-
sonalvertretungsgesetzes auf Wunsch bekannt zu geben.  
 
 
§ 12 Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz  
 
(1) Sexuelle Belästigungen sind Diskriminierungen. Es gehört zur Dienstpflicht von Beschäftigten mit 
Vorgesetzten- und Leitungsfunktionen, sexuellen Belästigungen von Beschäftigten entgegenzuwirken 
und bekannt gewordenen Fällen sexueller Belästigung nachzugehen.  
 
(2) Sexuelle Belästigungen sind insbesondere unerwünschter Körperkontakt, unerwünschte Bemer-
kungen, Kommentare und Witze sexuellen Inhalts, Zeigen pornographischer Darstellungen am Ar-
beitsplatz sowie die Aufforderung zu sexuellen Handlungen, die bezwecken oder bewirken, dass die 
Würde der betreffenden Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird.  
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(3) Sexuelle Belästigungen sind Dienstpflichtverletzungen.  
 
(4) Die Beschwerde von Betroffenen darf nicht zu Benachteiligungen führen.  
 
 
§ 13 Frauenförderung durch öffentliche Auftragsvergabe  
 
(1) Beim Abschluss von Verträgen über Leistungen mit einem Auftragswert von voraussichtlich min-
destens 25 000 Euro oder über Bauleistungen mit einem Auftragswert von voraussichtlich mindestens 
200 000 Euro sind in den jeweiligen Verträgen die Verpflichtungen der Auftragnehmenden festzu-
schreiben, Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie im eigenen Unternehmen durchzuführen sowie das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beach-
ten. Diese Regelung gilt nicht für Auftragnehmende, die in der Regel zehn oder weniger Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen, ausschließlich der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, beschäftigen.  
 
(2) Die Vergabestellen der in § 1 genannten Einrichtungen oder Dienststellen im Sinne des Personal-
vertretungsgesetzes erfassen regelmäßig die im Zusammenhang mit der Durchführung der Maßnah-
men zur Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie anfallenden 
Daten.  
 
(3) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung insbesondere den Inhalt der Maßnahmen zur 
Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die Kontrolle der Durch-
führung, die Folgen der Nichterfüllung von Verpflichtungen sowie den Kreis der betroffenen Unter-
nehmen zu regeln.  
 
 
§ 14 Frauenförderung bei staatlicher Leistungsgewährung  
 
(1) Die Gewährung von Leistungen aus Landesmitteln, auf die kein Anspruch besteht, ist ab einem 
Betrag von 25 000 Euro von der Verpflichtung des Leistungsempfangenden zur Durchführung von 
Maßnahmen zur aktiven Förderung der Beschäftigung von Frauen im Sinne des Grundsatzes von § 3 
Absatz 1 abhängig zu machen. Von dieser Bedingung können Leistungsempfangende ausgenommen 
werden, bei denen die Beschäftigung von Männern aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unab-
dingbar ist. Satz 1 gilt nicht für Leistungsempfangende, die in der Regel zehn oder weniger Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen, ausschließlich der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, beschäfti-
gen.  
 
(2) Der Bewilligungsbescheid ist mit einer entsprechenden Auflage zu versehen.  
 
(3) § 13 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.  
 
 
§ 15 Gremien  
 
(1) Gremien sind geschlechtsparitätisch zu besetzen, soweit für deren Zusammensetzung keine be-
sonderen gesetzlichen Vorgaben gelten.  
 
(2) Werden bei Einrichtungen nach § 1 oder Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsgesetzes 
Gremien gebildet, benennen die entsendenden Einrichtungen oder Dienststellen mindestens ebenso 
viele Frauen wie Männer. Dürfen sie nur eine Person benennen, ist für das Mandat nach Ablauf der 
Amtsperiode eine dem jeweils anderen Geschlecht angehörende Person zu benennen.  
 
(3) Absatz 2 gilt für die Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern in Aufsichtsräte und andere 
Gremien außerhalb der Verwaltung entsprechend.  
 
 
§ 16 Frauenvertreterin  
 
(1) In jeder Dienststelle im Sinne des Personalvertretungsgesetzes mit Ausnahme der Hochschulen 
im Sinne des § 1 des Berliner Hochschulgesetzes in der Fassung vom 13. Februar 2003 (GVBl. S. 
82), das zuletzt durch Artikel XII Nummer 29 des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geändert 
worden ist, wird eine Frauenvertreterin und eine Stellvertreterin gewählt. In den Hochschulen ist die 
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Frauenbeauftragte nach § 59 des Berliner Hochschulgesetzes gleichzeitig die Frauenvertreterin. Es 
findet eine geheime, unmittelbare Mehrheitswahl statt. Frauenvertreterin und Stellvertreterin werden 
die Kandidatinnen mit der jeweils höchsten Stimmenzahl. Die Stellvertreterin rückt mit allen Rechten 
und Pflichten in das Amt der Frauenvertreterin nach, wenn die Frauenvertreterin vor Ablauf der Wahl-
periode aus dem Amt scheidet. Scheidet die stellvertretende Frauenvertreterin vorzeitig aus, so rückt 
die mit der nächsthöheren Stimmenzahl gewählte Stellvertreterin mit allen Rechten und Pflichten 
nach. Sofern das Amt der Frauenvertreterin und der Stellvertreterin nach den für die Wahl der Frau-
envertreterin geltenden Vorschriften nicht besetzt werden kann, bestellt die Dienststelle auf Vorschlag 
von drei volljährigen Wahlberechtigten die Amtsinhaberinnen aus dem Kreis der in § 16a Absatz 1 und 
2 genannten weiblichen Beschäftigten für die Zeit bis zur nächsten regelmäßigen Wahl.  
 
(2) Ist die Frauenvertreterin an der Ausübung ihres Amtes durch Abwesenheit oder sonstige Gründe 
gehindert, so wird sie von der Stellvertreterin vertreten. Diese hat in diesem Fall die gleichen Rechte 
und Pflichten wie die Frauenvertreterin.  
 
(3) Die Frauenvertreterin ist im erforderlichen Umfang von ihren Dienstgeschäften freizustellen und mit 
den zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen personellen und sachlichen Mitteln auszustatten; unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Struktur der Dienststelle beträgt die Freistellung in der Regel  

- in Dienststellen mit mehr als 200 Beschäftigten mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit,  

- in Dienststellen mit mehr als 500 Beschäftigten die volle regelmäßige Arbeitszeit;  

für die Freistellung im Hochschulbereich gilt § 59 Absatz 10 des Berliner Hochschulgesetzes. Satz 1 
erster Halbsatz gilt entsprechend für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, so-
weit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Wahrnehmung des Amtes der Frauenvertreterin erforder-
lich sind. Überschreitet der erforderliche Umfang der Freistellung die vereinbarte Arbeitszeit, so ist die 
Stellvertreterin ergänzend ebenfalls freizustellen. Unabhängig von der Anzahl der Beschäftigten, ist 
die Stellvertreterin mindestens einen Tag im Monat freizustellen, damit der erforderliche Informations-
austausch mit der Frauenvertreterin gewährleistet werden kann.  
 
(4) Die Frauenvertreterin darf in der Ausübung ihres Amtes nicht behindert und wegen ihres Amtes 
nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. Sie wird vor 
Kündigung, Versetzung und Abordnung in gleicher Weise geschützt wie ein Mitglied des Personalrats. 
Im Rahmen ihrer Aufgabenstellung und der damit zusammenhängenden Erledigung ist sie von Wei-
sungen frei.  
 
(5) Die Frauenvertreterin und ihre Stellvertreterin sind verpflichtet, über die persönlichen Verhältnisse 
von Beschäftigten, die ihnen aufgrund ihres Amtes bekannt geworden sind, sowie über Angelegenhei-
ten, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, Stillschwei-
gen zu bewahren. Dies gilt auch über ihre Amtszeit hinaus. Diese Verpflichtung besteht bei Einwilli-
gung der Beschäftigten nicht gegenüber der Dienststellenleitung, der Personalvertretung und der Ge-
samtfrauenvertreterin.  
 
(6) Das für Frauenpolitik zuständige Mitglied des Senats koordiniert und organisiert den Informations-
austausch und die Fortbildung der Frauenvertreterinnen und Gesamtfrauenvertreterinnen.  
 
 
§ 16a Wahl  
 
(1) Wahlberechtigt sind alle weiblichen Beschäftigten der Dienststelle. Abgeordnete oder nach § 20 
des Beamtenstatusgesetzes zugewiesene Beschäftigte, Beamtinnen im Vorbereitungsdienst und Be-
schäftigte in entsprechender Ausbildung sind nur bei ihrer Stammbehörde wahlberechtigt.  
 
(2) Wählbar sind alle weiblichen Beschäftigten, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
seit einem Jahr im öffentlichen Dienst und seit drei Monaten im Dienst des Landes Berlin oder einer 
landesunmittelbaren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts beschäftigt sind. Nicht 
wählbar sind Beschäftigte, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen 
zu erlangen, nicht besitzen, sowie  

1. Leiterinnen von Einrichtungen nach § 1 oder Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsgeset-
zes sowie deren ständige Vertreterinnen,  

2. Beschäftigte, die zu selbständigen Entscheidungen in Personalangelegenheiten von nicht unterge-
ordneter Bedeutung befugt sind,  
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3. Beschäftigte, die sich ausschließlich zum Zweck einer über- und außerbetrieblichen Ausbildung in 
einer Einrichtung des öffentlichen Dienstes befinden und  

4. die Mitglieder des Wahlvorstands.  
 
Satz 1 dritter Halbsatz findet keine Anwendung  

1. auf Referendarinnen und Lehramtsanwärterinnen,  
2. wenn die Dienststelle weniger als drei Jahre besteht,  
3. wenn nicht mindestens fünf wählbare Dienstkräfte vorhanden sind.  
 
(3) Die regelmäßigen Wahlen finden entsprechend den Regelungen im Personalvertretungsgesetz 
alle vier Jahre statt. Außerhalb dieses Zeitraums finden Wahlen statt, wenn  

1. das Amt der Frauenvertreterin vorzeitig erlischt und keine Stellvertreterin nachrückt oder  
2. die jeweilige Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder  
3. Dienststellen ganz oder wesentliche Teile von Dienststellen zu einer neuen Dienststelle zusam-

mengeschlossen werden oder in einer neuen Dienststelle keine Frauenvertreterin vorhanden ist.  
 
(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 Nummer 3 führen die bisherigen Frauenvertreterinnen unter 
Beibehaltung ihrer Freistellung die Geschäfte gemeinsam weiter bis zur Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses der Neuwahl und der Annahmeerklärung der jeweils neu gewählten Frauenvertreterinnen, 
längstens jedoch bis zur Dauer von sechs Monaten. Der Wahlvorstand wird von den Frauenvertrete-
rinnen gemeinsam bestellt. Im Falle der Schaffung einer neuen Dienststelle im Sinne des Absatzes 3 
Satz 2 Nummer 3 führt die Frauenvertreterin der abgebenden Dienststelle die Geschäfte weiter und 
bestellt den Wahlvorstand; Satz 1 gilt entsprechend. Die Neuwahl der Frauenvertreterinnen soll je-
weils zeitgleich mit der Personalratswahl durchgeführt werden.  
 
(5) Hat außerhalb der Wahlen des für die regelmäßigen Wahlen der Frauenvertreterinnen festgelegten 
Zeitraums eine Wahl zur Frauenvertreterin stattgefunden, so ist die Frauenvertreterin in dem auf die 
Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen der Frauenvertreterinnen neu zu wäh-
len. Hat die Amtszeit der Frauenvertreterin zu Beginn des für die regelmäßigen Wahlen der Frauen-
vertreterinnen festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, so ist die Frauenvertreterin in dem 
übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen der Frauenvertreterinnen neu zu wählen.  
 
(6) Die Amtszeit der Frauenvertreterin beträgt entsprechend den Regelungen im Personalvertretungs-
gesetz vier Jahre. Sie beginnt mit dem Ablauf der Amtszeit der Vorgängerin, jedoch nicht vor Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses der Neuwahl und der Annahmeerklärung der neu gewählten Frauen-
vertreterin. Das Amt erlischt vorzeitig, wenn die Frauenvertreterin es niederlegt, aus dem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis ausscheidet oder die Wählbarkeit verliert. Auf Antrag eines Viertels der Wahlberech-
tigten kann das Verwaltungsgericht das Erlöschen des Amtes der Frauenvertreterin wegen grober 
Verletzung ihrer Pflichten beschließen.  
 
(7) Die Wahl kann durch mindestens drei Wahlberechtigte beim Verwaltungsgericht angefochten wer-
den, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfah-
ren verstoßen worden ist und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß 
das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte. Die Wahlanfechtung ist nur binnen 
einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, zuläs-
sig. Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Anfechtung bleibt die Frauenvertreterin, deren Wahl 
angefochten ist, im Amt. Wird die Ungültigkeit der Wahl festgestellt, so sind unverzüglich Neuwahlen 
anzuberaumen.  
 
(8) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Vorschriften über die Vorbereitung 
und Durchführung der Wahl oder Bestellung der Frauenvertreterin und der Gesamtfrauenvertreterin 
sowie ihrer Vertreterinnen zu erlassen, in denen insbesondere die Bestellung eines Wahlvorstands, 
die Aufgaben des Wahlvorstands, die Durchführung einer Wahlausschreibung und die Möglichkeit 
einer Briefwahl geregelt werden. 
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§ 17 Aufgaben und Rechte der Frauenvertreterin  
 
(1) Die Frauenvertreterin ist bei allen sozialen, organisatorischen und personellen Maßnahmen, sowie 
bei allen Vorlagen, Berichten und Stellungnahmen zu Fragen der Frauenförderung zu beteiligen.  
 
(2) Dazu hat sie insbesondere die folgenden Rechte:  

- Beteiligung an Stellenausschreibungen,  
- Beteiligung am Auswahlverfahren,  
- Teilnahme an Bewerbungsgesprächen,  
- Beteiligung an Beurteilungen,  
- Einsicht in die Personalakten, sofern und soweit auf deren Inhalt zur Begründung von Entschei-

dungen Bezug genommen wird oder die Einwilligung von den betroffenen Beschäftigten vorliegt,  
- Einsicht in Bewerbungsunterlagen einschließlich der Unterlagen von Bewerberinnen und Bewer-

bern, die nicht in die engere Auswahl einbezogen wurden.  
 
Die Frauenvertreterin hat ein Recht auf Auskunft in allen mit ihren Aufgaben in Zusammenhang ste-
henden Angelegenheiten, einschließlich des Rechts auf entsprechende Akteneinsicht. Das Recht auf 
Beteiligung umfasst über die in Satz 1 genannten Rechte hinaus die frühzeitige und umfassende Un-
terrichtung der Frauenvertreterin durch die Dienststelle in allen in Absatz 1 genannten Angelegenhei-
ten sowie die Gewährung einer Gelegenheit zur Stellungnahme durch die Frauenvertreterin vor Ent-
scheidungen. Die Beteiligung der Frauenvertreterin erfolgt vor dem Personalrat, in dringenden Fällen 
zeitgleich.  
 
(3) Wird die Frauenvertreterin nicht oder nicht rechtzeitig beteiligt, so ist die Entscheidung über eine 
Maßnahme für zwei Wochen auszusetzen und die Beteiligung nachzuholen. In dringenden Fällen ist 
die Frist auf eine Woche, bei außerordentlichen Kündigungen auf drei Arbeitstage zu verkürzen.  
 
(4) Bei der Besetzung von Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen der Anstalten, Körperschaften 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, prüft die jeweils zuständige Frauenvertreterin, ob die Vorga-
ben dieses Gesetzes in Bezug auf  

- das Erfordernis sowie die Art und den Inhalt der öffentlichen Bekanntmachung (§ 5 Absatz 3, § 5 
Absatz 4 und 5),  

- die Anzahl der zu einem Vorstellungsgespräch einzuladenden Bewerberinnen (§ 6 Absatz 2 in 
Verbindung mit § 6 Absatz 1),  

- die Dokumentation des Verfahrens (§ 6 Absatz 3) sowie  
- die Einbeziehung von Dritten in das Personalfindungsverfahren (§ 6 Absatz 4)  

eingehalten wurden.  
 
Dazu sind ihr alle hierfür wesentlichen, anonymisierten Informationen rechtzeitig in geeigneter Form 
zur Verfügung zu stellen. Sie legt das Ergebnis ihrer Prüfung innerhalb einer Woche vor der Beset-
zungsentscheidung dem dafür zuständigen Organ vor.  
 
(5) Die Frauenvertreterin kann Sprechstunden während der Arbeitszeit einrichten. Zeit und Ort be-
stimmt sie im Einvernehmen mit der Dienststellenleitung. Sie führt einmal jährlich eine Versammlung 
der weiblichen Beschäftigten durch (Frauenversammlung). Bei dieser Gelegenheit erstattet sie einen 
Tätigkeitsbericht. Auf die Frauenversammlung sind die Regelungen des Personalvertretungsgesetzes 
zur Personalversammlung entsprechend anzuwenden.  
 
(6) Unbeschadet der Rechte auf Beteiligung ist die Frauenvertreterin in allen mit ihren Aufgaben in 
Zusammenhang stehenden Angelegenheiten durch die Dienststellenleitung frühzeitig zu informieren. 
Geschieht dies nicht, so findet Absatz 3 entsprechend Anwendung.  
 
(7) Die Frauenvertreterin nimmt Beschwerden über sexuelle Belästigungen entgegen, berät die Be-
troffenen und leitet Mitteilungen über sexuelle Belästigungen mit Einverständnis der Betroffenen der 
Dienststellenleitung zu.  
 
(8) Die Vorschriften des § 92a Absatz 1 des Personalvertretungsgesetzes in der Fassung vom 14. Juli 
1994 (GVBl. S. 337, 1995 S. 24), das zuletzt durch Artikel III des Gesetzes vom 25. Januar 2010 
(GVBl. S. 22) geändert worden ist, über die Behandlung der Verschlusssachen der Verfassungs-
schutzbehörde gelten für die Frauenvertreterin der Verfassungsschutzabteilung bei der für Inneres 
zuständigen Senatsverwaltung entsprechend.  
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§ 17a Auflösung des Zentralen Personalüberhangmanagements (Stellenpool)  
 
Im Falle eines neuen Beschäftigungseinsatzes der Personalüberhangkraft nach § 4 des Stellen-
poolauflösungsgesetzes vom 5. November 2012 (GVBl. S. 354), der bis zu zwölf Monate dauert, hat 
die Beteiligung der Frauenvertreterin spätestens zum Zeitpunkt der Anordnung der Maßnahme zu 
erfolgen; die Maßnahme kann vorläufig angeordnet werden. Wird die Maßnahme innerhalb der Frist 
nach § 18 Absatz 1 Satz 2 beanstandet, so ist sie unverzüglich auszusetzen.  
 
 
§ 18 Beanstandungen  
 
(1) Beanstandet die Frauenvertreterin bei personellen oder sonstigen Maßnahmen einen Verstoß 
gegen dieses Gesetz, ist der Vorgang von der Dienststellenleitung unverzüglich erneut zu entschei-
den. Die Beanstandung erfolgt spätestens 14 Tage, nachdem die Frauenvertreterin durch die Dienst-
stelle schriftlich von der Maßnahme unterrichtet wurde. § 17 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.  
 
(2) Die Frauenvertreterin kann die erneute Entscheidung innerhalb von 14 Tagen nach schriftlicher 
Unterrichtung durch die Dienststelle bei dem für Frauenpolitik zuständigen Mitglied des Senats bean-
standen. Dieses legt der Dienststellenleitung einen Entscheidungsvorschlag vor. § 17 Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend.  
 
(3) Bis zur Entscheidung durch die Dienststellenleitung und bis zur Vorlage des Entscheidungsvor-
schlags durch das für Frauenpolitik zuständige Mitglied des Senats wird die Entscheidung über die 
Maßnahme ausgesetzt. Der Vollzug der beanstandeten Maßnahme vor Ablauf der in Absatz 1 und 2 
genannten Beanstandungsfristen ist unzulässig. Bei der Versetzung einer Personalüberhangkraft vom 
Ehemaligen Zentralen Personalüberhangmanagement (EZeP) zu der gesetzlich bestimmten aufneh-
menden Dienststelle im Zusammenhang mit der Auflösung des Zentralen Personalüberhangmanage-
ments (Stellenpool) sowie den Beschäftigungseinsätzen wird die Maßnahme bis zur Vorlage des Ent-
scheidungsvorschlags, längstens jedoch vierzehn Tage nach Eingang der Beanstandung nach Absatz 
2 bei dem für Frauenpolitik zuständigen Mitglied des Senats ausgesetzt.  
 
(4) Hält im Bereich der Berliner Hauptverwaltung (§ 2 Absatz 1 und 2 des Allgemeinen Zuständig-
keitsgesetzes) eine Dienststellenleitung trotz gegenteiligen Entscheidungsvorschlags des für Frauen-
politik zuständigen Mitglieds des Senats an einer beanstandeten Maßnahme fest, so hat diese unver-
züglich Mitteilung an das für Frauenpolitik zuständige Mitglied des Senats zu erstatten. Dieses legt 
den Vorgang dem Senat zur Beratung und Beschlussfassung vor. Die Beratung und Beschlussfas-
sung erfolgt durch die Personalkommission des Senats. Bis zur Beschlussfassung der Personalkom-
mission wird die Entscheidung über die Maßnahme weiterhin ausgesetzt.  
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht in den von § 17 Absatz 4 erfassten Fällen.  
 
(6) Das für Frauenpolitik zuständige Mitglied des Senats ist Mitglied der Personalkommission des 
Senats.  
 
 
§ 18a Gesamtfrauenvertreterin  
 
(1) Für diejenigen Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsgesetzes mit Ausnahme der Hoch-
schulen im Sinne des § 1 des Berliner Hochschulgesetzes, die einen Gesamtpersonalrat bilden, ist 
eine Gesamtfrauenvertreterin zu wählen. Für die Wahl, das aktive und passive Wahlrecht, den Wahl-
zeitraum, die Amtszeit, die Wahlanfechtung sowie die Vorbereitung und Durchführung der Wahl gelten 
§ 16a sowie die Verordnung über die Wahl zur Frauenvertreterin vom 3. Juni 1993 (GVBl. S. 246) in 
der jeweiligen Fassung entsprechend.  
 
(2) Der Gesamtwahlvorstand wird, wenn keine Gesamtfrauenvertreterin gewählt ist, von den Frauen-
vertreterinnen der zuständigen Dienststellen gemeinsam bestellt. 
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(3) Die Freistellung und die Vertretung der Gesamtfrauenvertreterin richten sich nach den für die 
Frauenvertreterin geltenden Vorschriften. Die gleichzeitige Ausübung des Amtes der Frauenvertreterin 
und des Amtes der Gesamtfrauenvertreterin ist ausgeschlossen.  
 
(4) Die Gesamtfrauenvertreterin ist zuständig für die Beteiligung an den Angelegenheiten, an denen 
der Gesamtpersonalrat zu beteiligen ist, sowie für die Beteiligung bei allen sozialen, organisatorischen 
und personellen Maßnahmen, für die die Zuständigkeit einer Frauenvertreterin nicht gegeben ist, so-
wie für Angelegenheiten, für die die Zuständigkeit des Hauptpersonalrats begründet wurde. Die §§ 17, 
18 und 20 gelten entsprechend.  
 
 
§ 19 Berichtspflicht  
 
(1) Der Senat berichtet dem Abgeordnetenhaus im Abstand von zwei Jahren über die Durchführung 
dieses Gesetzes.  
 
(2) Die Berichtspflicht umfasst die bisherigen und geplanten Maßnahmen zur Durchführung dieses 
Gesetzes, insbesondere die Auskunft über die Entwicklung des Frauenanteils in den Besoldungs-, 
Vergütungs-, Entgelt- und Lohngruppen der einzelnen Laufbahn- und Berufsfachgruppen im öffentli-
chen Dienst, die Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie bei der öffentlichen Auftragsvergabe und staatlichen Leistungsgewährung sowie die Do-
kumentation der Besetzungsverfahren von Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen der Anstalten, 
Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts.  
 
(3) Die Einrichtungen nach § 1 oder Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsgesetzes erstellen 
als Grundlage des Berichts des Senats eine Analyse der Beschäftigtenstruktur und erheben dazu 
insbesondere Angaben über  

1. die Zahl der Beschäftigten,  
2. die Einstellungen, Beförderungen und Höhergruppierungen sowie die Positionen mit Vorgesetzten-

und Leitungsfunktionen, jeweils gegliedert nach Geschlecht sowie Voll- und Teilzeittätigkeit, und  
3. a) die Gremien der Einrichtungen,  

b) die Gremienmitglieder sowie die in Gremien außerhalb der Verwaltung des Landes Berlin ent-
sandten Mitglieder jeweils getrennt nach Geschlecht.  

 
Die Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts erheben bei der Besetzung von 
Vorstands- und Geschäftsleitungspositionen die Art der öffentlichen Bekanntmachung, die Einbezie-
hung von Dritten in den Personalfindungsprozess, die Anzahl der Bewerbungen von Frauen und Män-
nern sowie die Anzahl der zu einem Vorstellungsgespräch eingeladenen Bewerberinnen und Bewer-
ber. Die statistischen Angaben sowie die Analyse der Beschäftigtenstruktur sind alle zwei Jahre je-
weils sechs Monate vor Abgabe des Berichts an das Abgeordnetenhaus der für Frauenpolitik zustän-
digen Senatsverwaltung zu übermitteln.  
 
(4) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die einzelnen Vorgaben für die Erhebung der 
statistischen Angaben sowie die Berichterstattung zur Analyse der Beschäftigtenstruktur und zur Be-
setzung von Gremien zu regeln.  
 
 
§ 20 Gerichtliches Verfahren  
 
Die Frauenvertreterin kann das Verwaltungsgericht anrufen, um geltend zu machen, dass die Dienst-
stelle ihre Rechte aus diesem Gesetz verletzt hat oder keinen oder einen nicht den Vorschriften die-
ses Gesetzes entsprechenden Frauenförderplan aufgestellt hat. Die Anrufung hat keine aufschieben-
de Wirkung.  
 
 
§ 21 Verwirklichung des Gleichstellungsgebots in den Bezirken  
 
(1) Der Verfassungsauftrag der Gleichstellung und der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 
Männern ist bei der Wahrnehmung von Aufgaben und der Planung von Vorhaben in der Verwaltung 
zu beachten und gehört zu den Aufgaben der Berliner Bezirksverwaltungen. Ausschließlich dazu be-
stellen die Bezirksämter eine hauptamtlich tätige Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte. Die 
Dienstaufsicht über die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte übt die Bezirksbürgermeisterin oder  
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der Bezirksbürgermeister aus. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben ist die Frauen- oder Gleichstellungsbeauf-
tragte mit den notwendigen personellen und sachlichen Mitteln auszustatten.  
 
(2) Das Bezirksamt informiert die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte unverzüglich über Vorha-
ben, Programme, Maßnahmen und Entscheidungen, die ihre Aufgaben berühren, und gibt ihr vor ei-
ner Entscheidung innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme.  
 
(3) Die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte regt Vorhaben und Maßnahmen zur Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen von Frauen im Bezirk an. Sie arbeitet insbesondere mit gesell-
schaftlich relevanten Gruppen, Behörden und Betrieben zusammen. Die Frauen- oder Gleichstel-
lungsbeauftragte informiert die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs.  
 
(4) Die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte gibt dem Bezirksamt Empfehlungen zur Verwirkli-
chung des Gebots zur Gleichstellung von Frauen und Männern. Dazu kann sie das Bezirksamt inner-
halb einer angemessenen Frist zur Stellungnahme auffordern.  
 
(5) In Angelegenheiten, die frauenpolitische Belange oder Fragen der Gleichstellung berühren, kann 
die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte über das Bezirksamt Vorlagen zur Kenntnisnahme in die 
Bezirksverordnetenversammlung einbringen.  
 
 
§ 22 Verwaltungsvorschriften  
 
Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt das für Frauen-
politik zuständige Mitglied des Senats.  
 
 
§ 23 Inkrafttreten  
 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
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Anlage 2 
184 Gcf.:ctz- und Verordnun~sblatt für Berlin 67. Jahrgang Nr. 13 24 . Mal 2011 

Verordnung 
iiber die \Vahl und Bestellung der Frnue1n·e.rlreterin und 

ihrer Stelh„rtreterin (WOBFrau) 

Vorn 10. fvfai 2011 

Auf Grund des§ 16a Absarz S des LandesgJeichstellungsgesetze-s 
(LGG) in der fassung vom 6. September 2002 (GVBI. S. 280). zu. 
le1z1 geiindcrl durch das Neunte Gesetz zur Änderung des Land<.'S­
gleichstelhulg.sgesetzes vo1n 18. Novenlber 2010 (GVBI. S. 502), 
\vird verordnet: 

Inhaltsübersicht 
§ 1 \\l~hl- und Bcstcllungsvcrf.thrcn 

' > 2 Vorberein1ng der \Vahl 

' > 3 \Vahlvorstand 

§ 4 \\liihlcrinnenvcrteichnis 

§ 5 \\lahlausschrcibcn 

* 6 \Vahlvorschläge 

' > 7 \Vahlverfahren 

§ 8 Schriflliche Stim1nabgube 

' > 9 Behandlung der schriftlich abgegebenen Stimntcn 

' > 10 Feststellung des \Vahlergebnisses 

§ I I ßenachrich1igung, Annahrne der Wahl und ßekannt1na-
chung des Wahlergebnisses 

§ 12 Aufbtwahrung der Wahluottrlogtn 

§ 13 Bestellung der Frauenvcr1reterin und ihrer Slellvertrelerin 

§ 14 \\lahl- und Bcstcllungskostcn 

* 15 Bere<:hnung von Fristen 

' > 16 Inkrafttreten, Außerkrafltre-ten 

§ t 

Wahl- und Bestellungsve-rfahren 

Die Dun:hführung der \Vahl der Fn11,1enver1reterin und ihrer Stdl­
ve11reterin sowie das Bestellungsvert"bJu-en nach § 16 Absatz 1 und 
§ l 6a Absatz l bis 7 des Landcsglcichstclluugsgcsetzcs richten sich 
nacJ\ dieser Verordnung. 

§2 

Vorbereitung der \\fahl 

(1) Spä1cstens zwei Monale vor Ablauf ihrer Amts-teit bestellt die 
Frauenvertreterin 1nindestens drei volljährige \vahlberechtigte 
Oiens1krät\e, die nicht fiir das Anll der fntucnvertretcrin oder der 
Stellve11re1erin kandidieren, als \Vahlvorstand und eine von ihnen 
als Vorsitzende. 

(2) ßeste-ht sechs \Vochen vor Ablauf der A1n1s:zei1 der Frauenve-r­
treterin kein \Vahlvorstand. so beruft die Dienststelle auf Antrag von 
minde~lc-ns drei \Vahlbereehtig1en eine Versammlung der wahlbe­
rechtigten \\'eiblichen Dienstkr!ifte zur Wahl des \\lahlvorstandes 
ein. Diese \'crs~unmhntg w~ildt eine Vcrs.ammlungslciterin. Oie Vcr­
san11nlungsleite.rin und der \Vahlvorstand werden rnit einfacher 
Stiinn1en1nchrheit gewählt. Absatz 1 gilt entsprechend. 

(3) Gibt es in einer Die11ststelle keine Fraueovertre[erin, s.o beruft 
die Dienststelle eine Vcrsam1ulung gemäß Absatz 2 Satz 1 ein. Ab­
satz 2 Salz 2 bis 4 gilt e111sprechend. 

(4) Fiod.el eine Versan11nlung ge1naß Absatz 2 nicl1t statt oder 
\vählt diese keinen \Vahlvorstand. so bestellt ihn die Dienststelle auf 
Antrag von 1nindestens drei \Vahlberechtigten. 

(5) Oie regelmäßige \Vahl der Frauenvertreterin und der Stellver­
treterin soll zeitgleich ntit der regeln1äßigen PersonalratS\Vahl 

dun;hgcfiittrt werden. 

§3 

\Vahlvol'$land 

(1) Der Wahlvorstand bereitet die \Vahl der Frauenvertreterin und 
ihrer Stellvertre.terin vor und fnhrt sie durch; er kann wahlberechtig­
te Dienstkräfte als Wahlhelfcri1u1cn zu seiner Unterstützung bei der 
Durchführung der Stiln1nabgabe. oder bei der Sti1111nenZählung be­
stellen. 

(2) Die Dienststelle unterstOtzt den \\lahlvorstand b.ei der ErfUI· 
hmg seiner Aufgaben, in..sbesondcre sicllt sie die notw-endigeo Un­
terlagen zur Vertllgung und erteilt die erforderlichell 1\ uskOnfte .. 

(3) Der \.Vahlvorstand gibt die Namen seiner rivfitglieder und gege­
benenfalls der Ersatzmitglieder unverzllglich nach seiner Bestellung 
oder Wahl in der Dienststelle durch Aushang bh. 7,um Abschluss der 
Stin1n1abgabe bekannt. 

(4) Die ßesc.hlüsse des \Vah1vorstandes we-rden 1nit einfacher 
Sti1nn1enn1chrhcit der an\vcscndcn Mitglieder gefassi. Stinuucnthal· 
hingen ble-iben bei der Ennittlung de-r riv1e-hrheit auUe-r D-etracht. Bei 
Sti1nn1engl cichhcit ist ein Antrng abgelehnt. 

(S) Dei· Wahlvorsrand sorg1 dafll1', dass alle \\lahLberechtig1e11 
rechtzeitig über das Wahlverfahren, die Aufstellung der Lis1c der 
Wahlbe.reclnigten. die \Vahlvorschltige, den \Vahlvorg.-ang und die 
Sti1nmabgtt.bc in geeigneter \Vcisc unterrichte! werden. 

§ 4 

\Vählcrinncnvcrzcichnis 

(1) Ocr \Vahlvorstand erstellt ein Verzeichnis der wahlbcrcchtig· 
ten \\'eiblic:hen Dienstkn1fle (\Vählerinnenverzeichnis). Die \Vähle­
rinncn sollen darin mit Familienname. Vorname. crforderliehenfalls 
Stelle-nzeichen sowie Dienststelle in alphabetischer Reihe-nfOlge 
aufgefühn \\'erden. Der \Vahlvorstand hält das Verzeichnis bis zum 
Abschluss der Stinunabgabe auf dem Laufe-nden und be-richtig1 es 
gegebenenfalls. 

(2) Das Wählerinnenverzeichnis oder eine1-\ bschrift ist spätesten..'> 
vier Wochen vor der \\fahl bis zt1n1 Abschluss der Stin1mnbgabe an 
gceigne.ter Stelle zur Einsicht aus2\1legen. 

(3) Einsprüche gegen die Richtigkci1 des \Vählerinnenvertcich­
nisses 1nOssen sp!itestens an1 \\le1·ktag vor Begin11 der Sui111n1abgabe, 
12.00 Uhr~ bci1n \Vahlvorstand eingelegt \Verden. Über den Ein­
spruch entscheidet der \\lahlvorstand unverzOglich. Die Entschei­
dung ist der Betreffenden unverzüglich, 111öglichs1 noch vor Beginn 
de1· Sti1nn1abgabe. 1nitzute.ilen. 
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(4) Wllhlcn kann nur.'"' in da> Wahl<nnnen><rzeichnis einge-
1mKen 1 ... 1. 

§S 
\\'ahlau„._;,ehttiben 

( 1) Splte~len~ ~oetb \\'ochcn 'or c:k1n Wahltag er-llb.„1 der \\'ahl· 
'\1.>ßland ein \\'ahlau.sschrc1bcn. das \'OR ~ei r. tuglicdcm des \\'ahl· 
'\Of'Slanck."'S LU unh,.--n.chtt1ben bt. fu 1nu.u eruh:dten 
1. d.b Datum '1('1nc-, Frl~ und die Namen der \1itg.li«ler ~ 

\\ ahh·orstandcs. 

2. die \'orau....uun~<n 'on \\'3hlbo.-itthui:ung und \\llhlborlmt 
der Frauen' ertrctcnn und ihrer Stclhcrtn:tcrin, 

3 die Anpbc. \\O und wann das \\' lhlcnnncn,crzcichnis und die· 
se \Vahlordnung Lur Einsicht llU>hcgen. 

4. den 1 hnv.ei~. dß.s nur d11! '' c1blichen Oien„1krlifle Y..Ahlen kön· 
ncn. die 1n das \Vtlhlcrinncnvcl"'lcteluus eingetragen sind. 

5. den H in~cis. da>S tlnsprOchc aegrn das IVAhlennnen\'erzeich· 
ni,.. l>a:o. 1um Werkb.1g \·or der S11m1nabgribe, 12.00 Uhr, bei1n 
\Vahlvorliland cingclca1 y..·crdcn k:lJnncn, 

6. die AulTordcrung. \Vahlvor~chtngc i1lllerhalb \'On zwei \\lochen 
n1u:h F.rhlS"l de"! \Vahhiuitschrcihc'n"' ein1ureichcn; der 1cL11e Tag 
der Einl'cichungsfrist 1M Onl'ugcbcn, 

7. den J linwc1~. dass die F'nlucn,•en rc1crin und ihre S1cllvc111'e1el'in 
11ur gctrc11111cn $1ilunl1cncln ge,vlihll werden und dass sich aus 
den Wahlvorschlügcn ergeben n1us.s, wer als Frauenvenreterin 
mul wer al~ Stellvcrlrcterin vorge~chlugcn wird. 

8. den 11 inwci~. dn'I~ Wahlberechtigte sowohl einen Wahlvorschlag 
rur die \Vnhl der FraucnvcnrctCI in BIS auch ll\r die Wahl ihrer 
S1cllvcnrc1e1·in unlcr-t:eichnen können und dtal)S eine Rcwcrbcrin 
sowohl als Fnlul.!nvcrtrc1crin al'i (luch ols Stcllvenreterin vorge· 
schloKcn wcrJen konn, 

9. Angaben über den On, nn dem die \Vuhlvorschlnge bis zum Ab· 
schlu~s der St11111nabg;ibe durch /\ushang oder in sonst geeigne· 
1cr W<io< lx:kannl gegeben wml~n. 

1 O. Ort. Toj und Zeit der St1111mabpbc, 

11. c1n;:n t-l1n.,.,cis auf die MO&hchken der schnf\lichen Stimmabga· 
be g<'ftlJll f 8 ANV 1 und 

12_ Ort. Ta,g und 7ell der Summau:o;:r!lhlung und der Sitzung des 
\\'ahhor5taruk-s. 1n der cbs \\'nhlcreebna:s fest~telh "'ird. 

(2) Das \\'ahlaU»Chn!1bttt oder c1ne: A~hrift i„1 \Oln Tag des 
Erla~ bis v,am Ab..chlu5'S der Stimmabgabe an einer oder mehre· 
ren gec1gnc1cn. tkn \\'ahlbM..>ch11gtcn zug!nghchen S1ellen auszu­
hän,acn und In aut l«blrcm Zu-sto.nd 7U nh:sltcn. 

H 
\\'ahl,or>elll2ge 

(1) Oie \Vahllx.'1\."Cht1gtcn können innerhalb \OO zv.ci \\lochen seit 
Erlass des Wahlausschre1b<:n< schnfthchc Vorschl!gc beim Wahl­
\Ol'Stand Clnrcichcn. E1ne ßev..erbcnn kann sov.ohl tbr das AJnt der 
Frauen' cnrctcnn al~ auch f'nr <lts Ami der Stell\'cnrcccrin vorgc· 
schlagen "'erden. 

(2) Jeder Wahhon.chlag. mi1 dein JCV.eili. eine ße\\oel'berin als 
Fraucn\'cnrctcnn oder $1clh·cnrc1cri n vorgeschlagen \\'Crden kann, 
muss \'On mindci,tcns d rei \Vohlbcn..""Chtig1en unterzeichne1 sein; dies 
gill nicht flir Dicn1;1~1cllen 11111 weniger ols sech:rig weiblichen 
Dicn~tkrtiftcn. f'oin1licnno1nc. Vonuunc, Gebunsdanun, An der Be· 
schäAigung sowie crfordcrl1chcnfalls Oiens1s1elle oder Betrieb der 
ßcwcitcrin sind un1uacben. Dein \Vohlvorschlag is1 die schriftliche 
Zubti1nmung der lll!wc1'bcrin bci1ull)gcn. Aus dem \Vahl\•orschlag 
muss sich crvcbcn. ob die ßcsch!lflig1c fü r duo;; Anll der f rnuenver· 
trctcrin. der St...:llvcl11'Clcl'in oder f\1r beide Änucr vorgeschlagen 
\Vird. 

(3) ls1 nach Ablauf der Fri'll de~ Al>sn11c'! 1 kein gültiger Wahh•or· 
schlag fClr eine Liste cingcg;u1gcn. :-.() ho1 der Wahlvorstand dies SO· 

fon in gleich« Weise bcknnnl zu machen wie da~ Wahlou>~hn:ibcn 
(§ 5 Absatz 2). Gleichzeitig fordert er lUr E1nttichung. \On \Vahh·or· 
schJägcn innerhalb einer Nachfn5t \'00 sechs Kalen<kna,acn für dit"* 
jenige Li:s-te auf. fnr ''eiche bis.her keine \ ·'orsc.::hll.g.c eingegangen 
sind. ln der Bckarmtmachun,g is1 damufh1nn1\\ciscn. <W.i dte \\'ah1 
nur stattfinden kann. wenn uinerhalb der l\achfn31I n11ndötens ein 
gültiger Wahhor..chlag einhrcrtich1 wud. 

(4) Geht auch innerhalb der 'lachfnst dc:>Ab»ttcS 3 ~ein gOlugcr 
\\~ahh'USCblag ftlr das Aml der frauen,ertrctmn od« 1httr Stell­
\ertrctain ein. hal <kf" \\'ahJvooaand bC"kannl /U &eben• da.\\ ein< 
Wahl bez(lglicb de!' betreffenden Liste mebt stallfind<I. In d1=m 
Fall informiert die Oiensbltllt d1t \\'ahlbt-rcchug1cn Ober du: r.lög· 
lichkcit eines Bcstcllung.s\'crfalucns g.cmSß ~ 13 dieser \ 'crord:nun1 

(5) Spltestens eine \\'ochc \.Or Beginn der Stunma bgabe ha1 der 
\\'ahlvors.tand die 'Jamen der Bc"-trberinnt:n 1us den afOhi~cn \\'~hl· 
vorschlägcn in alphabcuschcr Reihenfolge bis zu1n Albchlut<~ der 
StimJnabgabe in gleicher \\'eise bekann1 zu niachcn ""ic das \Vahl· 
ausschreiben(§ S Absatz 2). 

§7 

\\lahlvcrfuhrcn 

( 1) Das \Vahlrecht wird durch Abgube von 1wd 'c1re1uucn 
Stinunzetteln rur das Am1 der frnucnvcnrctcrin und d er stcllvc11rc· 
te-nden Frauenvertreterin ausgeObt. FOI' die Wahl der F'raucnverlrclC· 
rin sind Sti1nmzcucl in anderer F:arbc als fiir die \Vohl der Stell ver· 
tre1erin zu verwenden. ln1 Übrigen 1110.sscn alle S1inull.lCllcl lllr die 
jc,\·eilige \Vahl dieselbe Größe, Farbe, B<...;ch11l1Cnhei1 llll tl Acschrif· 
rung haben. Auf den Stinunzcttcln sind die ßcwerb~ri nncn 111 olpha· 
betis.chcr Reihenfolge:: untc::r Angabe von Faruilicnna1ne, Vommnc. 
Stellenzeichen und r\ rt der l:Jcsc;hHftigtmg aufgclUhrt Oie \Vllhlcrin· 
nen kennzeichrien die von ihnen gewilhlten Bcwcrbcrinncn durch 
Ankreuzen nn der auf den S11m1uzc1tcln \'Orvcschcnen Stelle 
Stiln1nzettel. aur denen n1ehr als eine Bc.,.,·~rbcnn nngckrcu11 oder 
die mjt e-jncm besonderen ~lerkmal venchcn ~ind o-Ocr ou'I denen 
sich der Wille der \Vahlenn nicht zwe1felsfn:1 c111bt. sind ungOltig. 

(2) Jed.e \Va.hlbettchtigte lann eine Sc1n1n1c fOr die Froucn\cnrc· 
acrin und eine Stimme für ihre S1clh·rnrctcrin abacbcn 

(3) Eine Wählerin. die durch kOrperl1cltc> Gt-brechcn '" der 
Stimmabgabe bthindert ist. bestimmt t-1ne Pt"hOn ihn:> V\."l'trauc.-n..., 
die ihr bei der Stimmabgabe beb1lft1eb S<in 5011 und &Jbt dies dc:m 
\Vahh'Or'Sr.and bekannt. Die Vtttr3oensperson darf g 1."'t'ntUbam m11 
der \VähJcrin die \\""ahl.zclk aufzusuchen. soweit d1d tur Hilfelc1<t.· 
rung erfordttbch ist. Sie 1s1 zur Gehclmhallung der Kcnntn1»e \C'I'· 

pflichtet, die sie bei der Hilfcki\lung \OR der \\"ahl einer anderen 
erlangt hat. \\ahll>Nnbcnnnen. M11gll<dc:r dc:s \\3hhontandcs 
und \Vahlhelferinnen dütft'n nicht zur J hlftle1slung hcran.gc1og.c:n 
"·erden. 

(4) Oie \Vahl findet me1nen1 \\'ahlrawn stalt, 1n dem die ~1ö&hch· 
keit einer unbcobachLeten Abgabt- der S11nunc be11-tcht. Die S11nun· 
a"tlcl werden unbcob3ch1ct ausgefüllt. in der Weise gefähct. da,s die 
StimJnabgabe nicht ede'l\Jlbar ist. und an eine\ cr~ehlo~cnc Wahlur· 
nc cingc\1.o·orfen. ln Dienststellen. in denen an 111ehrcrcn Tagen ac· 
"''ählt wird. ist in demje" e11igen \\'ahllokal fOr alle St1mlll\·Org:lngc 
dieselbe \ Vahlume m \'erwenden, die bi"l 1un1 A~chlu's der \ \li1hl 
nicht geöffnet \Verden darf. \Vlhrcnd der \Vahl Mild mindcs1cns .1.wc1 
MitgJieder des \Vahlvorstandes i1n \\'ahtroun1 anwesend. Sind \\'i1hl· 
hclferinncn bestellt. so genügt die Anwesenheit eines Mllihcdcs de~ 
\Vahlvors.tandes u1ld einer Wahlhelferin. 

(S) Oie Wühlerin händigt die gef11llc1cu Sti1111n1ct1cl dein 1ni1 der 
En1gegennalunc betr-Juten Mllghcd des \Vahh•orsiandcs aus. Vor 
Einwu rr der Sti11unze1tel in die Urne b t fe!'!t1ustcllcn. ob die \Vtlhlc· 
rin im \Vählcrinncnvcrzcic;hnis eingctr.1gcn is1. Die Sti1nmobiabe ist 
iln \VähJe.rinnenve.rzeichnis zu ver1ncrken. 
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§8 
Schriftliche Sti1umabgabe 

( l) Der Wahlvorsrnnd hat einer Wah1berechtig1en. die an ihrer pe-r­
sönlichen Stinunabgabe gehindert ist, auf ihr Verlangen 
1. das \Vahlausschrcibcn. 

2. die Stimmzettel und den \Vahlumschlag. 
3. eine vorgedruckte. von der Wählerin :tbzugebonde E-rkl~runs. in 

der diese gegenüber dein \Vahlvorstand versichert. dass sie die 
Stinunz.cticl persönlich gckcnnzcichnci ha1 oder, so,vcit unter 
den \ 'ornussctzungcn des § 7 Absatz 3 erforderlich, dun:h eine 
Person ihres Ve-rtraue-ns hat kennzeichnen lassen so,vie 

4. einen größeren Freiuinschlag. der die Anschrift des \Vahlvor· 
standcs und als Absender N:.uncn und Anschrift der \Vahlbcrcch­
tigtcn so,vic den Vcnnerk •• Schriftliche StlJnmabgabe„ trägt, 

aus2\1häodigen oder zu übersende1l. Der Wahlvorstand soll der \Vah­
lerin fenler ein Merkblatt t\ber die 1\ n und Weise der schriftlichen 
Stiinnlabgabe aushändigen oder übersenden. Der \Vahlvorstand hat 
die Aushändigung oder die Übersendung der Unlerlagen itn \Vähle­
rinnenvcr.teichnis zu vcnnerkcn. 

(2) Der \Vahlvorstand kann die schriftliche Stinunabgabe be­
schließen. FOr diesen Fall sind die in Absatz 1 bezeichne1en Unter­
lagen den \Vahlbcrcchtigten unaufgeforden auszuhändigen oder zu 
übersenden. 

(3) Die \Vahlerin gibt ihre Stim1nen in der \Veise. ab, dass sie 

1. die Sünlnlzettel unboobachtet persönlich kennzeichnet und in 
den Wahlumschlag einlegt. 

2. die vorgedruckte-Erklärung unter Angabe des Ortes und des Da­
nuns lUlterschreibt und 

3. den \Vahlun1schfog. in den die Stimmzettel gelcgi sind. und die 
untcr.schricbcne Erkliirun_g in deln Freiumschlag verschließt und 
diesen so n."C-ht1..eitig an den \Vahlvorstand absendet oder übe-r­
gibt, dass er vor Abschluss der Stinl1nabgabe vorliegt. 

4. Die \'/ählerin kann. soweit erforderlich. die in den 'Nu1nmer11 1 
bis 3 bezeichneten Tätigkeiten durch eine Person ihres \'crtrau­
ens ausüben lassen. 

§9 
Behandlung der schriftlich abgegebenen Stintnlen 

(1) Unmiuelbar vor Abschluss der S1im1nabg_abe ölTnet der Wahl­
vorstand in tlilf:ndiche-r Sitzung die bis zu diese1n Zeitpunkt einge­
gaJlgenen Freiun1schläge und enlni1nnu ihnen die \Vahlumschläge 
SO\\•ie die vorgedn1ckten Erklärungen. Ist die schriftliche Stinuuab„ 
gobe ordnungsgemöß erfolgt (§ 8). legt der Wahlvorstond die Wahl· 
umschlägc nach Vermerk der Sti1nmabgabc in der Wühlerinncnlis1c 
ungeöHOet in die \Vahlurne. 

(2) Versptltel eingehende Freiu1nschläge hat der Wahlvorstand 1nit 
einem Vennerk Ober den Zeitpunkt des Eingangs ungeöffnet zu den 
Wahlunterlagen zu nehmen. Sie sind einen rvtonat nach Bek~nntga­
be des Wahlergeb11is.se,s ungeöffnet zu vernichten, \venn die Wahl 
nicJ1t angefochten worden ist. 

§ 10 

Feststellung des \Vahlergebnisses 

( l) Unveri':üglicJ1 nach Abschluss de-r Stim1nabgabe- nirn1n1 der 
Wahlvorstand öffentlich die 1\uS2nhlung der Sti1nmen vor und stellt 
das \Vahlergebnis fest. 

(2) Zur fr.1ucnvcrtretcrin ist gcwiihlt, wer in der Liste der Be\\'er­
lJc1 iuuen fU1 Jttj Haupta.111 Jic 1nci~1c11 llc1 alJg1..1;.cbe11c11 ~ülligcu 

Sti1n1ne.n auf sich vereinigt. Bei Sti1n1nengle-ichhe-it enl'icheidet da.~ 
Los. Dies gilt entsprechend fUr die Liste der Be\verberinnen für das 
Anu der Stellve11reterin. Das Losverfahren fühn der \Vahlvorstand 
durch. 

(3) Der Wahlvorstand fe11ig.1 Ober das Ergebnis der \\fahl eine Nie­
derschrift. die von der Vorsitzenden und nlindestens eine1n \Veiteren 
Mitglied des Wahlvorstandes zu unterschreiben ist. Oie Nicdcr­
schrifl 1nus.s die Zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen 
Sliln1ne-n, die auf jede ße\verberin e.ntfallene-n guhigeo S1im1nen so­
wie die Na1nen der gewählten oder durch Los ermine.hen Be\verbe­
rinnen en1hahen. 

§ 11 

ßenachrich1igung, Annah1ne der \Vahl 
und ßekannunachu1lg de-s Walllerge.bnisses 

(1) Der \Vahh•orstand benachrichtigt die zur Frauenvertreterin 
und zu ihre-r Stellvertrete-rin Ge\Vilhlten unve-rzüglich schrifllic.h ge­
gen En1pfangsbestätigung von ihrer \Vahl. Die \\fahl gilt als ange­
nom1nen. \Venn eine Ge\\1ähhe nich1 innerhalb von drei \'/erktagen 
nach Zugang der Benachrichtigung dem \\fahl vorstand mitteih. dass 
sie die Wahl ablehnt. Lehnt eine Gewühlte die \Vahl ab, 1rit1 an ihre 
Slelle die Kandid.alin 1nit der nächsthöhere-n Stiln1nenzahl in dieser 
Liste. Ist keine \Veitere Kandidatin auf der Liste \•ert'Ogbar. gilt § 6 
Absatz 4 Satz 2 entsprechend. 

(2) Ist eine Bewerberin rür beide Ämter gewählt, so ist davon aus­
z11gehen, dass sie da.~ A1nt der Frauenvertreterin anniilunt und da.~ 
Anl1 der Stellvertre1erin nicht antritt. \venn sie sich nicht innerhalb 
von drei \Verktagen gegenüber den1 \Vahlvorstand anders erklän. 
Absatz 1 Satt 3 und 4 gilt enlsprechend. 

(3) Sobald die Na1nen de1· Frauenvertreterin und ihrer S1ellvertre~ 
terin endgültig feststehen. 1nacht der \Vahlvorstand sie durch Aus· 
hang b<:kannt und teilt sie der Dienststelle und dem Personalra1 nüt 
Der Aushang ist fUr die Dauer von zwei Wochen an einer oder 1nch­
re-ren geeignete-n Stellen auszuhängen und in gut lesbaretn Zustand 
zu erhalten. 

§ 12 

Aulbcwahrong der \Vahhmterlagen 

Die Wahlunterlagen werden von der Fr::tuenvenreterin 1n.indestens 
bis zur Beendigung ihrer A1ntszcit aufl>c\vahn. Blieb die Wahl er­
folglos, be\vahrt die Dienststelle die \Vnhlunterlagen auf. 

§ 13 
Bestellung der Frauenvenrecerin und ihrer Stellvertreterin 

( l) Ist das A1nt der Frauenvertrete-rin ode-r Stellvenrele-rin nicht 
bese.tzt und lie,gen die Vorau..'lse12unge1l ftlr eine \Vahl genlllß § l 6a 
Absatz 3 LGG nicht vor. \\'eist die Dienststelle die \Vahlberechtigten 
auf die fvtöglichkeit der Bestellung fiir die Zeit bis zur nächsten an­
stehenden reguliiren Wahl hin und infonnicn über das Be.s1ellung.s­
ve-rfahren. 

(2) Die Dienststelle leitet das Beste11ungsverfahren ein. wenn von 
drei volljährigen \Vahlberc<:htiglen ein Bcstellungsvorschlag bei ihr 
eingegangen ist. Sie infonnier1 die Wahlberechtigten über das lau­
fe-nde Destellungsverfahren und gibt Gelegenheit, v.•eilere Vorschlä­
ge binnen einer Frist \ 'Oll Z\Vei \Vochen einzureichen. lln Übrigen 
gilt § 6 Absatz 2 dieser Verordnung entsprechend. 

(3) \Vird innerhalb dieser Frist kein \veiterer Vorschlag einge­
reicht, bestellt die Die.nsl~tel le die vorgeschlage.oe Kandidatin z.ur 
Frauenvertreterin oder Stellvenreterin. 

(4) Liegt bis z:um Ablauf der Frist 1nchr als ein Vorschk1g fUr das 
jeweilige A1nt vor, beruli die Die-nststelle innerhalb von 1:.wei \\lo­
chen eine aullerorden1liche Frauenversa1n1nlung ein. Die Dienst~tel­
le bestellt die Versaminlungsleitung. Oie \Vahlben..~htigten stinunen 
über die vorgeschlagenen Kandidatinnen der jeweiligen Liste ge­
heim nach dem rvlehrheitsprinzip ~· b. 

(5) Die Dienststelle bestellt die Kandidatin 1nit der jeweils höchs­
ten Stim1nenzahl zur Frauenvenreterin oder zur Stellvenreterin. Bei 
Sti1nnlengleiehheit entscheidet das Los. 
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(6) För die bestelhe Frauenvertreterin sowie die Stellve11rt!1erin 
gih § 11 Absatz l und 3 diese-r \ 1erordnung mit der Maßgabe„ da.~s 
die Dienststelle die Aufgaben d~ \VahJvorstandcs cn1sprcchcnc;I aus­
übt. 

(7) Geht nach der Unterrichtung durch die Dienststelle gemäß Ab· 
SJ.tZ 1 kein Vorschlag ein. intOm1ien die Diens ts-telle erneut nach 
je-weils drei f\•lonaten. 

§ 14 

\Vahl- und Bcstellungskosten 

Die Sächlichen Kosten der \Vahl und Rcs1dlung trägt die Oiens1-
stclle. Not\vendige Vc:rsäu1111nis von Arbeitszeit infolge der Aus­
Obung des \Vahlrechts. der Teilnahme an den in § 2 1\bsatz 2 und 3 
sowie in§ 13 Abs•uz 4 genannten Frnuenversanunlungen oder der 
Betätigung im \Vahlvors1and haben keine f\•finderung der ßt:züge 
oder Entgelte einschließlich Zulagen. Zuschlägen und sonstigen 
Entschädigungen zur folge. Soweit die in Satz 2 genannten T5tig. 
keiteo außerhalb der Arbeitszeit wahl'geno1nn1en \Verden n10ssen, 
gih dies c,benfa lls als Arheitsleistung, die durch Diens1bcfreiung 
auszugleichen ist. Tarifl iche Regelungen bleiben unbcrlihrt. 

§ IS 

Berechnung von fristen 

Für die Berechnung der in dieser Verordnung festgelegten Fristen 
finden die§§ l86 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuches cntspre· 
chende An,vendung. 

§ 16 
lnkrafttre1en, Außerkrnfttre.ten 

Diese Verordnung tritt onl Tage nach der Verkündung in1 Gesetz· 
und Verordnungsblan tllr Bel'lin in Krnft. Gleichzeitig crin die Ver· 
ordnung Ober die \Vahl 2ur Frauenvertrele-rin voo1 3. Junii 1993 
(GVBI. S. 246) außer Kra li. 

Berlin. den 10. Mai 201 1 

Der Sena1 Yon Berlin 
Klaus \V o \\' C r eit 

Rc-.giere-nder ßürgenneister 

Harald Wo 1 f 

Senator für \Virtschafi, 
Technologie und fr.:1ucn 

Veröffentlichung 
zum Bestand des Sondcr''~rmügcns lmmobilicn dt'S 1_.andes: Ocrlin 

Gemäß§ 1 Absatz 2 Satz. 4 des Gesetzes über die Errichtung eines 
Sondervennögens lm1nobi lien des Landes Berlin (SILB) vo1n 
4. Dezember 2002 (GVBI. S. 357). zuletzt gcöndcn durch Gesetz 
vom 14. Juli 2006 (GVBI. S. 832). wird folgende Änderung des 
Sondervennögens vc:röffentlicht: 

Das Abgcordnc1cnhaus voo Berlin hat 1nit Beschluss vom 17. l\<fiiri 
2011, Drs. Nr. 16/3959. folgende Gnindstüc:ke biw. Teilflächen dein 
Sondervcnnögen mi1 \Virk1.1ng zum 1. Junuar 2011 zugewiesen 

1. Ain Köllnischen Park 4. Berlin-Mine. Flurst. 277. 1.651 rmt. 

2. A1u KöHnischen Park 5. \V~llstr. 52-54, Berlin-Mitte:. Flurst. 5. 
3.935 m'. 

3. Nikolaikin:hplatz/Ecke Probs1s1r., 9crlin-Miue. Flun;t. 305, 
2.138 m'. 

4. Poststr. 16/Sprec.ufer 1„ ßerlin-Micte, Flurst. 316, 862 rn2
, 

5. PoststJ'. 23, Berlin-Mitte, Flurst. 312, 214 01:, 

6. Clouenstr. 11. Berlin-Steglitz. f lt11•t. 763. 764. 73.133 m'. 
11.8 121112 • 

1. Königin-Luisc·Str. 49. Pacclliallee 30. Frnnz-Grothe-Weg (Do­
tnänc Dahle1u Gutshof). Berlin-Steglitz/Zehlendorf. Flurst. 97, 
99. 200/4. 85.663 m'. 70.001 m'. 1.296 m', 

8. Schloßstr. l/ IA, Span<luuer Dumm 17, Bcrlin-Chnrlouenburgf 
\Vilmen;dorf, Flur.St. 156/5, cn. 2.56() 1n2, 

9. Klosterstr. 68, Woiscnstr. 25. Berlin-Mitte. Flurst. 381. 4.517 m'. 

10. Herben-von-Karajan~Str. 111 1. Scharounstr. 7. Berlin-Mitte. 
Flurst. 2673, 22.958 in', 

11. Klingelhöferstr. 14, Berlin-Mitte, FlursL 3476, 3477, 21351223, 
3549. 2.088 m'. 4.302 m'. 831 m'. 516 m'. 

12. Chausscestr. 125. Berlin-r--·littc. f lurst. 77. 691 111?, 

13. Colon1ierstr. 3/Ain Großen Wannsee 42. Berlin-Steglitz/Zehlen· 
dor[ Flurst. J 12 , 6 .731 inl, 

14. Gendannerunar~1 1, 2, ßerlin· Miue, Flurs1. 74, 75, 303, 304, 
958 m'. 1.354 m'. 8 111'. 8 m'. 

1 S. Bussardstcig 9. Käuzchenstcig 8. 10. 12. Berlin·Steglitz/Zchlen· 
dorf, Flurst. 44, 9.744 1n:, 

16. Kantstr. 12 A, Fasanenstr. 82, Berlin-Charlottenburg/Wihncrs­
dorf. Flursi. 402513, 3105, 179 m', 2.930 m'. 

17. Oslocr Str. 102. ßodsts. 40. Berlin-Mitte, Flurst. 467, 4.049 m'. 

18. Strcsemannstr.110. Nicdcrkirchncrstr. 7. Bcrlin-f\>tiuc. Flurst. 
556, 5.334 m1

• 

:ru 1. bis 18) 

Nach dein Abschnitt f: del' Anlage (zu§ 1 Absatz 2 Satz J) w·ird der 
Absc.hnitt F - Grundstücke dC-1' KuhureinridHungen - \Vie fOlg1 ge­
ändert: 
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Verordnung über die Förderung von Frauen und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei der Verga-

be öffentlicher Aufträge  
(Frauenförderverordnung – FFV) 

 
in der Fassung vom 23. August 1999 (GVBl. S. 498), zuletzt geändert durch die Erste Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über die Förderung von Frauen und die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Frauenförderverordnung – FFV)  

vom 19. Juli 2011 (GVBl. S. 362, 467) 
 
 
Auf Grund des § 13 Absatz 3 des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 6. September 2002 (GVBl. S. 280), das zuletzt durch das Gesetz vom 18. November 2010 (GVBl. S. 502) 
geändert worden ist, wird verordnet: 

§ 1 
Ausschreibungen 

(1) Bei allen Aufträgen im Sinne des § 13 Absatz 1 des Landesgleichstellungsgesetzes von Berliner Vergabestel-
len im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit einem Auftragswert von voraus-
sichtlich mindestens 25 000 Euro oder über Bauleistungen mit einem Auftragswert von voraussichtlich mindes-
tens 200 000 Euro ist bereits in der Bekanntmachung auf § 13 Absatz 1 des Landesgleichstellungsgesetzes und 
den Inhalt dieser Rechtsverordnung hinzuweisen. 

(2) Die Bieterinnen und Bieter sowie Bewerberinnen und Bewerber sind in der Bekanntmachung aufzufordern, 
mit dem Angebot eine Erklärung über die Anzahl der in der Regel im Unternehmen Beschäftigten vorzulegen. 

Bei einer Beschäftigtenzahl von mehr als zehn Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen ausschließlich der zu 
ihrer Berufsbildung Beschäftigten sind zugleich folgende Erklärungen abzugeben: 

- Erklärung, welche der in § 2 genannten Maßnahmen während des Auftrags durchgeführt oder eingeleitet 
werden, 

- Anerkennung der weiteren vertraglichen Verpflichtungen nach § 4, 

- erforderlichenfalls Erklärung zu rechtlichen Hindernissen gemäß § 5 Absatz 2. 

Die Erklärungen werden auf dem Formblatt abgegeben, dessen Muster dieser Rechtsverordnung als Anlage 
beigefügt ist. In der Ausschreibung ist darauf hinzuweisen, dass das Formblatt bei den Vergabestellen bezogen 
werden kann. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Aufforderung zur Angebotsabgabe bei Beschränkter Aus-
schreibung und Freihändiger Vergabe. 

§ 2 
Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung 

der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie im Sinne des § 13 
des Landesgleichstellungsgesetzes sind: 

1. Umsetzung eines qualifizierten Frauenförderplans, 

2. verbindliche Zielvorgaben zur Erhöhung des Frauenanteils an den Beschäftigten in allen Funktionsebenen, 

3. Erhöhung des Anteils der weiblichen Beschäftigten in gehobenen und Leitungspositionen, 

4. Erhöhung des Anteils der Vergabe von Ausbildungsplätzen an Bewerberinnen, 

5. Berücksichtigung von weiblichen Auszubildenden bei der Übernahme in ein Arbeitsverhältnis zumindest 
entsprechend ihrem Ausbildungsanteil, 

6. Einsetzung einer Frauenbeauftragten, 

7. Überprüfung der Entgeltgleichheit im Unternehmen mit Hilfe anerkannter und geeigneter Instrumente, 

Anlage 3 
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8. Angebot von Praktikumsplätzen für Mädchen und junge Frauen, insbesondere in Berufen, in denen Frauen 
unterrepräsentiert sind, 

9. Teilnahme an anerkannten und geeigneten Maßnahmen und Initiativen, die Mädchen und junge Frauen für 
männlich dominierte Berufe interessieren sollen, 

10. spezielle Bildungsmaßnahmen nur für Frauen, die zur Erreichung qualifizierter Positionen befähigen sollen, 

11. Bereitstellung der Plätze bei sonstigen betrieblichen Bildungsmaßnahmen für Frauen zumindest entsprechend 
ihrem Anteil an den Beschäftigten, 

12. Bereitstellung der Plätze außerbetrieblicher, vom Betrieb finanzierter Bildungsmaßnahmen für Frauen zu-
mindest entsprechend ihrem Anteil an den Beschäftigten, 

13. bevorzugte Berücksichtigung von Frauen beim beruflichen Aufstieg nach erfolgreichem Abschluss einer 
inner- oder außerbetrieblichen Bildungsmaßnahme, 

14. Angebot flexibler, den individuellen Bedürfnissen entsprechender Gestaltung der Arbeitszeit, 

15. Angebot alternierender Telearbeit, 

16. Möglichkeit befristeter Teilzeitarbeit, vorzugsweise vollzeitnah, mit Rückkehroption in eine Vollzeitarbeit, 
auch in Führungspositionen, 

17. Kontakthalteangebote, Möglichkeit zur Teilnahme an betrieblicher Fortbildung, zu Vertretungseinsätzen und 
Rückkehrvereinbarungen für Beschäftigte in Elternzeit, 

18. Bereitstellung betrieblicher oder externer Kinderbetreuung, auch für Arbeitszeiten außerhalb der üblichen 
Öffnungszeit der regulären Kinderbetreuung, 

19. Bereitstellung geeigneter Unterstützung und Flexibilität am Arbeitsplatz für Beschäftigte, die Erziehungs- 
und Pflegeaufgaben wahrnehmen, 

20. Umwandlung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse in mindestens Teilzeitarbeitsplätze sowie 

21. Vermeidung einer überproportionalen Verringerung des Frauenanteils an der Gesamtzahl der Beschäftigten 
bei Personalabbaumaßnahmen. 

§ 3 
Staffelung der Maßnahmen nach Unternehmensgröße 

(1) Unternehmen mit regelmäßig mehr als 500 Beschäftigten haben drei der in § 2 genannten Maßnahmen aus-
zuwählen, davon mindestens eine Maßnahme der Nummern 1 bis 6. 

(2) Unternehmen mit regelmäßig mehr als 250, aber nicht mehr als 500 Beschäftigten haben drei der in § 2 ge-
nannten Maßnahmen auszuwählen. 

(3) Unternehmen mit regelmäßig mehr als 20, aber nicht mehr als 250 Beschäftigten haben zwei der in § 2 ge-
nannten Maßnahmen auszuwählen. 

(4) Unternehmen mit regelmäßig nicht mehr als 20 Beschäftigten haben eine der in § 2 Nummer 1 bis 20 ge-
nannten Maßnahmen auszuwählen. 

(5) Die Feststellung der Zahl der Beschäftigten richtet sich nach § 23 Absatz 1 Satz 4 des Kündigungsschutzge-
setzes. 

§ 4 
Weitere vertragliche Verpflichtungen 

Aufträge mit einem Auftragswert von voraussichtlich mindestens 25 000 Euro oder über Bauleistungen mit ei-
nem Auftragswert von voraussichtlich mindestens 200 000 Euro sind an Unternehmen mit mehr als zehn Be-
schäftigten im Sinne des § 1 Absatz 2 nur unter folgenden weiteren Vertragsbedingungen zu vergeben: 

1. Die Auftragnehmenden haben das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten. 

2. Sofern sich die Auftragnehmenden zur Vertragserfüllung anderer bedienen, haben sie sicherzustellen, dass 
die Nachunternehmenden sich nach Maßgabe des § 3 zur Durchführung von Maßnahmen gemäß § 2 und zur 
Einhaltung der Verpflichtungen nach § 4 bereit erklären. Eine schuldhafte Verletzung dieser Verpflichtung 
durch die Nachunternehmenden wird den Auftragnehmenden zugerechnet.  
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3. Auf Verlangen der Vergabestelle haben die Auftragnehmenden die Einhaltung der übernommenen vertragli-
chen Verpflichtungen nach dieser Rechtsverordnung in geeigneter Form nachzuweisen. 

§ 5 
Prüfung der Angebote 

(1) Angebote, die auch nach Nachfristsetzung keine oder keine vollständige Erklärung nach § 1 Absatz 2 enthal-
ten, werden nicht geprüft. 

(2) Soweit ein Bieter oder eine Bieterin an der Durchführung der nach § 3 erforderlichen Anzahl der in § 2 ge-
nannten Maßnahmen oder an der Übernahme einer Verpflichtung nach § 4 aus rechtlichen Gründen gehindert ist, 
ist dies in der Erklärung nach § 1 Absatz 2 anzugeben und erforderlichenfalls nachzuweisen. 

§ 6  
Nachweise 

(1) Jede Vergabestelle im Geltungsbereich von § 1 Landesgleichstellungsgesetz verlangt im Rahmen einer 
Stichprobe in Höhe von mindestens fünf Prozent ihrer jährlichen Auftragsvergaben, die unter die Frauenförder-
verordnung fallen, von den Unternehmen einen Nachweis im Sinne des § 4 Nummer 3 über die Einhaltung der 
nach dieser Rechtsverordnung übernommenen Verpflichtungen. 

(2) Maßnahmen nach § 2 können durch eine anerkannte und geeignete Auszeichnung oder Zertifizierung zur 
Frauenförderung oder zu familienbewusster Personalpolitik nachgewiesen werden.  

Die in Absatz1 genannten Vergabestellen legen im Zweifelsfall im Einvernehmen mit der für Frauenpolitik zu-
ständigen Senatsverwaltung fest, welche Auszeichnungen und Zertifizierungen als Nachweis im Sinne dieser 
Rechtsverordnung anerkannt und geeignet sind. Entsprechendes gilt für Instrumente nach § 2 Nummer 7 sowie 
Maßnahmen und Initiativen nach § 2 Nummer 9 dieser Rechtsverordnung. 

(3) Maßnahmen nach § 2 Nummer 12 können durch entsprechende Angebote überbetrieblicher Ausbildungsstät-
ten, die von den auftragnehmenden Unternehmen finanziert werden, nachgewiesen werden, sofern Frauen der 
auftragnehmenden Unternehmen berücksichtigt werden. Dies gilt auch für Maßnahmen nach § 2 Nummer 13. 

§ 7 
Sanktionen 

Kommen die Unternehmen ihrer Verpflichtung zur Durchführung von Maßnahmen zur Förderung von Frauen 
und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht nach oder verletzen sie die vertraglichen Verpflichtungen 
nach § 4, sollen sie bis zur Dauer von drei Jahren von der Auftragsvergabe auch als Nachunternehmende ausge-
schlossen werden. Gleiches gilt bei Falschangaben im Rahmen der Erklärung nach § 1 Absatz 2. Im Übrigen 
gelten die Sanktionen nach § 6 des Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetzes in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

§ 8 
Datenerhebung 

(1) Jede Vergabestelle im Geltungsbereich von § 1 Landesgleichstellungsgesetz erhebt regelmäßig folgende 
Angaben: 

1. Anzahl aller ausgeschriebenen Aufträge, 

2. Anzahl der ausgeschriebenen Aufträge, bei denen die Frauenförderverordnung Anwendung findet, 

3. Ergebnis der Prüfung der vorgelegten Nachweise nach § 6, 

4. Ergebnis der Kontrolle nach § 5 des Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung in Bezug auf die Verpflichtungen nach dieser Rechtsverordnung, 

5. Angaben über ausgesprochene Sanktionen nach § 7. 

(2) Alle Daten nach Absatz 1 werden im Abstand von zwei Jahren an die für Frauenpolitik zuständige Senats-
verwaltung übermittelt. Die Übermittlung der Daten erfolgt zusammen mit den Daten gemäß § 19 Absatz 3 des 
Landesgleichstellungsgesetzes beginnend mit dem Jahr 2012 nach dem Stichtag 30. Juni. Die Daten werden auf 
den von der für Frauenpolitik zuständigen Senatsverwaltung vorgegebenen Erhebungsunterlagen mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung erfasst und übermittelt. Die für Frauenpolitik zuständige Senatsverwaltung 
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erstellt aus den Daten eine Analyse und berichtet darüber in dem Bericht über die Durchführung des Landes-
gleichstellungsgesetzes nach § 19 Absatz 1 des Landesgleichstellungsgesetzes. Einzelheiten zur Datenerhebung 
und Berichterstattung werden in der Verordnung über statistische Angaben und Analysen für den Bericht über 
die Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes (Gleichstellungsberichtsverordnung) geregelt. 

§ 9 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
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Anhang zu Artikel I Nummer 11 

Anlage 

(zu § 1 Absatz 2 FFV) 

Auftrag/Ausschreibung Nr.: 

Erklärung gemäß § 1 Absatz 2 der Frauenförderverordnung 
 
 

Hiermit erkläre(n) ich/ wir Folgendes:  
- Zutreffendes bitte ankreuzen - 
 

A.     Anwendbarkeit von § 13 Absatz 1 LGG 

 

Im Unternehmen sind in der Regel mehr als 10 Arbeitnehmer/-innen1
 beschäftigt (ausschließlich der 

zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten) 
 
Ja   

 
Nein    (-> keine weiteren Angaben erforderlich)  

B.     Falls ja, bitte folgende weitere Angaben: 

I. Beschäftigtenzahl11 

Im Unternehmen sind in der Regel beschäftigt: 

♦ über 500 Beschäftigte 

( gemäß § 3 Absatz 1 FFV sind drei der in § 2 FFV genannten Maßnahmen zur Förderung von 
Frauen und/oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie auszuwählen, davon mindestens eine 
Maßnahme der Nummer 1 bis 6) 

 

♦ über 250 bis 500 Beschäftigte 

( gemäß § 3 Absatz 2 FFV sind drei der in § 2 FFV genannten Maßnahmen zur Förderung von 
Frauen und/oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie auszuwählen) 

 

♦ über 20 bis 250 Beschäftigte 

( gemäß § 3 Absatz 3 FFV sind zwei der in § 2 FFV genannten Maßnahmen zur Förderung von 
Frauen und/oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie auszuwählen) 

 

♦ über 10 bis 20 Beschäftigte 

( gemäß § 3 Absatz 4 FFV ist eine der in § 2 Nummer 1 bis 20 FFV genannten Maßnahme 
zur Förderung von Frauen und/oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie auszuwählen) 

 

 

                                                           
11 Bei der Feststellung der Beschäftigtenzahl ist § 23 Absatz 1 Satz 4 des Kündigungs schutzgesetzes zu 

berücksichtigen. 
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II. Maßnahmen zur Frauenförderung und/oder zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie 

 
In meinem/ unserem Unternehmen wird/ werden während der Durchführung des Auftrags folgende 
Maßnahme(n) gemäß § 2 FFV durchgeführt oder eingeleitet:  

1. Umsetzung eines qualifizierten Frauenförderplans  
2. verbindliche Zielvorgaben zur Erhöhung des Frauenanteils an den Beschäftigten in allen Funkti-

onsebenen  

3. Erhöhung des Anteils der weiblichen Beschäftigten in gehobenen und Leitungspositionen  
4. Erhöhung des Anteils der Vergabe von Ausbildungsplätzen an Bewerberinnen  
5. Berücksichtigung von weiblichen Auszubildenden bei der Übernahme in ein Arbeitsverhältnis 

zumindest entsprechend ihrem Ausbildungsanteil  

6. Einsetzung einer Frauenbeauftragten  
7. Überprüfung der Entgeltgleichheit im Unternehmen mit Hilfe anerkannter und geeigneter In-

strumente  

8. Angebot von Praktikumsplätzen für Mädchen und junge Frauen, insbesondere in Berufen, in 
denen Frauen unterrepräsentiert sind  

9. Teilnahme an anerkannten und geeigneten Maßnahmen und Initiativen, die Mädchen und junge 
Frauen für männlich dominierte Berufe interessieren sollen  

10. spezielle Bildungsmaßnahmen nur für Frauen, die zur Erreichung qualifizierter Positionen befä-
higen sollen  

11. Bereitstellung der Plätze bei sonstigen betrieblichen Bildungsmaßnahmen für Frauen zumindest 
entsprechend ihrem Anteil an den Beschäftigten  

12. Bereitstellung der Plätze außerbetrieblicher, vom Betrieb finanzierter Bildungsmaßnahmen für 
Frauen zumindest entsprechend ihrem Anteil an den Beschäftigten  

13. bevorzugte Berücksichtigung von Frauen beim beruflichen Aufstieg nach erfolgreichem Ab-
schluss einer inner- oder außerbetrieblichen Bildungsmaßnahme  

14. Angebot flexibler, den individuellen Bedürfnissen entsprechender Gestaltung der Arbeitszeit  
15. Angebot alternierender Telearbeit  
16. Möglichkeit befristeter Teilzeitarbeit, vorzugsweise vollzeitnah, mit Rückkehroption in eine 

Vollzeitarbeit, auch in Führungspositionen  

17. Kontakthalteangebote, Möglichkeit zur Teilnahme an betrieblicher Fortbildung, zu Vertretungs-
einsätzen und Rückkehrvereinbarungen für Beschäftigte in Elternzeit  

18. Bereitstellung betrieblicher oder externer Kinderbetreuung, auch für Arbeitszeiten außerhalb der 
üblichen Öffnungszeit der regulären Kinderbetreuung  

19. Bereitstellung geeigneter Unterstützung und Flexibilität am Arbeitsplatz für Beschäftigte, die 
Erziehungs- und Pflegeaufgaben wahrnehmen  

20. Umwandlung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse in mindestens Teilzeitarbeitsplätze  
21. Vermeidung einer überproportionalen Verringerung des Frauenanteils an der Gesamtzahl der 

Beschäftigten bei Personalabbaumaßnahmen  
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III. Weitere vertragliche Verpflichtungen 

 

Ich/ Wir erkläre(n) mich/ uns darüber hinaus mit folgenden Verpflichtungen gemäß § 4 FFV einver-
standen: 

1. Die Auftragnehmenden haben das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten. 

2. Sofern sich die Auftragnehmenden zur Vertragserfüllung anderer bedienen, haben sie sicherzu-
stellen, dass die Nachunternehmenden sich nach Maßgabe des § 3 FFV zur Durchführung von 
Maßnahmen gemäß § 2 FFV und zur Einhaltung der Verpflichtungen nach § 4 FFV bereit erklä-
ren. Eine schuldhafte Verletzung dieser Verpflichtung durch die Nachunternehmenden wird den 
Auftragnehmenden zugerechnet. 

3. Auf Verlangen der Vergabestelle haben die Auftragnehmenden die Einhaltung der übernomme-
nen vertraglichen Verpflichtungen nach der Frauenförderverordnung in geeigneter Form nachzu-
weisen. 

IV. (Erforderlichenfalls anzugeben) Rechtli-

ches Hindernis 

 

An der Durchführung folgender Maßnahmen unter II. bzw. an der Übernahme folgender Verpflichtun-
gen nach III. bin ich/ sind wir gemäß § 5 Absatz 2 FFV aus rechtlichen Gründen gehindert: 
 
__________________________________________________________________________________________ 
__________________________________________________________________________________________ 
__________________________________________________________________________________________ 
 

Begründung: 
 
__________________________________________________________________________________________ 
__________________________________________________________________________________________ 
__________________________________________________________________________________________ 

(auf Verlangen nachzuweisen) 
 
 

Mir/ Uns ist bekannt, dass Falschangaben im Rahmen dieser Erklärung oder Verstöße gegen darin 
übernommene Verpflichtungen zu Sanktionen gemäß § 7 FFV führen können. 
 
 
 
 
___________________________ 
(Datum, Unterschrift, Stempel) 
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Anlage 4 

2lt. Juli 2tU l 367 

Verordnung 
übt'l' sJatlstiSC'ht• Angaben und Anal~'S('ll ftlr dt'n ll.;rk'ltt tih,;r die t1ns('tzung dt>S 

Laudesglt'iC'lu.tcHuug.sgcs("tzes i(;lek·bstl'iJun~sbcriehtsvt'rordnuug - {;k,ißV 1 

Vo1n 19_ Ju;l 1011 

S. 28UJ, das zuletzt durch Gesetz vom 18. ~ove1nhe1 2010 ~(f\'BL 
S. :"02) geändert \Vorde:n 14tt, wird verordnet 

Inha!tsübersid1t 

1 D:ttenerhebuug 

2 Einzdbenchte 

3 Stid1tng. Erhebuug;,zeitnuun 

4 Erhebungsunterlagen und fü""'htenrn1hnig 

5 I:1kr?:fttrete:n. Außerkr?:fttreten 

Datenerhebr111g 

Zm von Suuktnr und Entn:.icklnng: der Bes::h2iftig:ten­
folgende Daten erhoben, 

Jede Enimlmmg nx1ch 
erhebt: 

n) Zahl der fäicliaftigten Stichtag, 

h} Zahi der S"Uenb<„etzi1cngen sowie der BeIOt'decnmcgenood 
Höherg:ruppierung:en 

Geschled1t. 

de, Beicbält1gung1,veclhhlrm,;vei (VcUzeit . Teil~ 

zeii). 

S,tatus (Beßlntinaen nnd Bea:inh:. Richrerinnen und Richter. 
T:uifbeschäfiig:te l 

Lettrmg;sfuuktionen itn höheJ'ell Dienst Ab-
und und ve:rg:leidibar<: LefülUg',-

!mlktimien n:1i1 Direkt!ons-

Eiue Elluichtw1g_ die nicht di-.:: für Behör:len übi:che Persenal­
struktur oder sonstige verg:Jeichha:re Besonde:rl:ieiten ;ntfv:eist 
flbennltreit n:Ut Zustitru1nu1g de1 fitr znsrandig_en 
S<11atwmrnlirm1g si:n\«eichende. besonderen Auf-
bau DatezL 

ur1d des öftCntlichen 
Re.:hts S<Pvie r;„cternehurenurit '.clderhe'ir,beteiligmrg d;:s Lan­
des Berlin ed1ebe11: 

a) Zahl der Per~onen in \-orstands- \md Ge'tcl:äft~lehung:sposi­
tioncu zu1n S.tiehug, 

Za.hl der Besetzitng:en dieser Posit1onerL der i:n Besetruugs­
verfuJwmeu1g1cgnugeueuB-ewe:b1m~1 sov:ie der zurn \!01-

Per~onen i1n Beriditszeit~ 
r:ilUlll, 

je\YeHs 11a.:-lt Ges::ltl:c:cht s'-1;vie 

c ,1 :\rt der <lffentli,,;:hen Beka11ntu1achung: der bei>etzteu Po'!iho­
ue11 

d) Einl-ezug von Drirten in den Personaifindu:ng:sprozess, 

l-1llemi<lune1rnut>feln"heitibe''eill;gc:m;z dei Landes Berlin relien 
zudeiu ;uit ob zun1 Stichtag 

ein den Vorsdu:iften des Lsndei;:lcichllti:ihm)[ljesctzes enr­
sprechender Frauenfön:ie:rpfan vorHeGJ. 

erne Fnnienvertret<.i1n lin Ann ist 

Jede Vergabesrefie des L?.udes Berhn ün Geitnngsberekh von 
Lzndcti'1eidVit>dlimir>!l<tdzet erh.;:bt b-.::i \h::rgabe öffendi­

Berichtszc1frzHm f.:.lg:<.11tie AngAbe:11 zn S 13 .J..b~ 

J, Zahl der geprüften i:\5dnve1'>e 

4 Nur.nn:ier 3 der fi'1li:ulbncle1Tern1'ru1:m1g 

geu1:tß "~ 5 des Berliner itns'i.du"e:bungs- und \"erg:ibegeset­
zes, 

et Zahl der nid:it erbr2d:ire11 Nndrsei;;,e nach d-en Buchstaben et 

nndbund 
4 " Zahl und.4..rt de::r S,1uktione11 6 der frnue:nfi::>rde:tve:t\."lrd~ 

nung S-O'Nie 6 des BezliH~: Auttdu'eibtmi:v- und \:ergabegeset­
zes, 

Jede Eil1ti:chrzmgnach l des !..andesGJei;;hsteUung'>gesetzes 
Daten zu Gn::rn:ien: 

Befrfüe und ~.\us·sahl- r:nd 
Ptilfuorg;'2'Utcdrütte-k<:mnuttrmreH t"it"ga1ie tu1d .Ä.11i'sici:ltst,'1'elnicu 
scnvie vergleiehb:treGt'errnen, die zHfo1gen 

euttchrul1n cde1 beraten, Dazu 
foige.id1' Aagl1ben erhohen: 

L j{; Gre1ni111n lln B-ereich (l<;;y Einrichtungen ( § l;' 1\b„atz 2 des 

Xrune und Aufgabe des Gre1uiuats. 

Re.:htsgrund.Lige de:. Gt1::1uiwns und Atntszeit der Lvf:itg1ie~ 
der. 

Znst:ändiz:ke11 für die Zns1nr.inen'!et:n.m2 und das i\.tvt\YJh!-
ve:rfi1hre1~ -

na<::h Ges::hlecltt >XDbe:i die 
das !..nnd Berlin ve:1':1eren. g:.eson-

Ei11ff,,hr=ge1L in die da; L:tnd Berlin 
15 Absatz 3 des Lan~ 

de""gle1d1stellung.sg.e;;,et2es,) 

Xarne des Gremiurns. 

Zahl der entsandt-.::n 1'.1itg_hed<:r, getreiu1t nach Geschlecht. 

Jede E1nncht1111g:. 
richt;;:t s..:hrifdich 

E:inzell1<:richte 

L zu der.i unrer 1 Absatz 1 Xu.'11.YJler l und gegzlbeitertfalls X tun~ 
lner 2 Daten. insbesondere zur Cr:te1re1pdit<nfanz 
von Frauen <;;.;wle 

zu !vlaßnahu1en, Zielen und Ergebni?sen (ler Frnuenförden1ng;. 
l1nbesondere zur "\'ereinbarkeit Vün B-e:iuf und Familie ;;,o·,vie zur 
Ans-" Fott- tmd 1'!/eiterbild1m1;, 
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§ 3 

Stichtag. Erhebungszeitraum 

(1) Die Angaben zum Personalstand (§ 1 Absatz 1 Nmnmer 1 
und 2 jeweils Buchstabe a) tllld zu den Gremien \\·erden im Abstand 
von zwei Jahren zum Stichtag 30. Jmii erhoben (zuletzt am 30. Juni 
2010). 

(2) Die Angaben zu Stellenbesetz11J1gen. Beförderungen tllld Hö­
hergiuppierungen (§ 1 Absatz 1 Nummer 1 und 2 jeweils Buchsta­
be b ). Besetzungsverfaluen (§ 1 Absatz 1 Nuuuuer 2 Buchstaben c 
und d). öffentlicher Auftragsvergabe tllld staatlicher Leisrungsge­
währung werden für den Zeitramn von zwei Jahren zwischen den 
beiden Stichtagen erhoben (zuletzt 1. Juli 2008 bis 30. Juni 2010). 

(3) Sofern Daten gemäß § 1 bereits dmch andere Erhebungen oder 
Statistiken verfügbar sind. werden diese im Einvemehmen niit der 
für Frauenpolitik zuständigen SenatsYe1waln111g für den Bericht an 
das Abgeordnetenhaus herangezogen: es gelten die do11igen Stichta­
ge. 

§ 4 

Erhebungsunterlagen m1d Berichterstammg 

(1) Die Daten tllld Einzelberichte werden auf den von der für 
Frauenpolitik zuständigen Senatsverwaltung Yorgegebenen Erhe­
bungsunterlagen mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung 
erfasst tllld übermittelt. 

67. J ahrgang Nr.19 28. Juli 2011 

(2) Sie werden alle zwei Jalue. spätestens acht Wochen nach dem 
Stichtag der Erhebung. der für Frauenpolitik zuständigen Senatsver­
walnmg übemiittelt. 

(3) Hit· den Bericht an das Abgeordnetenhaus erstellt die für Frau­
enpolitik zuständige Senatsverwalttmg aus den Daten und Einzelbe­
richten der Eimichttmgen eine zusammenfassende Analyse zur 
Stntkttu· tmd Entwickltmg der Beschäftigung von Frauen ;owie zm· 
Umsetzung des Landesgleichstelhmgsgesetzes. Dabei kann zu tm­

terschiedlichen Schwerpunkten be1ichtet werden. 

§ 5 

Inkrafttreten. Außerkrafttreten 

Diese Verordmmg llin am Tage nach der Verkiindung im Gesetz­

tllld Verordnungsblatt fiir Berlin in Kraft. Gleichzeitig lli tt die 
Gleichstellungsbe1ichtsverordmmg mm 9. April 2002 (GVB I. 
S. 123) außer Kraft. 

Berlin. den 19. Juli 201 1 

Der Senat von Berlin 

Klaus W o \\. e r e i t 

Regierender Bürgem1eister 

Harald Wo 1 f 

Senator für Wirtschaft. 
Teclu1ologie und Frauen 



 69 

 

Anlage 5 
710 6. Dezt•n1her 2011 

Verordnung 
tih<'r die Herlkksil·htigunJI der nkthen rt~rdcrung der HcschäfHgung von Frau.:n und der \rer.:inbarkeit 

'HJll Heruf und Familie bei der lreh„ iHi::;er J A:i~hUlJ!'frtl au' l.andt"'irnHteln 
L<;VJ 

\ 1<11n 15, -:\oven1ber .2011 

Auf GnJ.nd des 14 Abs&tz 3 des La11des1:leich·1tellmig1g2121z2s 
(LOG) der F JS">ung der BeJ;:ann11nad1ung: vo1u 6 S2p1'a11l'<1: 1•J01 

S 280), das zuletzt dnreh Gesetz Yotn 18, :-;oYetnber 
S,,, 5ü2} \Y11rd<:, '\Vird Yerordner: 

Inhalt5Üln:1·5ieht 

§ 1 - ."1,nv:ertdungsbereich 

§ - (r:n:indsätze 

4 - ::Vfaßnalnnen der Frauenfdn:lerung 

": :-;ai:!nYeise 

6 und Bencl"<i"m1ttung 

§ ""! - Inkrafttrerer1 

(1) Dlese Ve11on1millg i-e11pd1<0l1tet alle Stellen, die 
Leistungen frtE Le.udes1iu1:td11 ab einan Betrag vou 15 Eurn 
\-ergeben odet is:: die Su11une Un Znv,:en­
dusig.sb·e":hetdoder dmt Z1m-eu1dusigwe"rair über die Leistung, Sow 

es skl! m111 Mf1sc•lm.ua1nzienmg.en 
desn1ittel a11sscltlaggeben& 

1st der Anted der Lsn-

(2) \Verden durch Stellen außerhalb der· Verv„-altung 
Bc:rlins anf der § 44 Absatz; ode:r 3 der Lande:slwusw 

dn:, La11d Berhn d:ie Einhaltung der Vür­
gaben dieser Re..::h1sveroniuung zu vereinbaren. 

(2) ."t,u:.uaiunen von fftE der Auflage ge1näß .'1.b-
:.atz 1 künn,,;:n den L<1i>rung1m11pl'1n:1<n1d<1n in: Falle der 1Jrubd:ing­
barkei1 der Besdf10J[ti§:ur1g "-ou !\iännern aus re;;:ht!ichcn oder tat­
:.ächl!i:hen Gn.inden Die l1m1brlmgbru:l1eit \Y:ird auf 
dein Fcn:nblati gerufil) Absatz 1 dargele#t 

Die Auflage nach i\bsatz l ::nuss sprttntens bei Eim11icil1m1g 
de> \~<:1'\Yend11n~iachweise" erfüllt s<:in. \Var die Erfüllm1g ·11.r 
fage an"> von den nicht zu vertretenden 
Gtilnden nicht n1öglich, ist Bev;::ilhgung alfo:in >Ye~ 
gen der ansgeschlossen. 

(-t; Förderric:nlinien. -p·roirram:ne 

stehen 

4 
ivfaßnahtnen der F rau<::11fü1denw1g 

(1) ):[aßnah:nen zur aktiven Pörd:rrnsrg der Besch!iftrgung von 
Frauen itn Sinne d<t'> ~ 14 Ab;;aiz 1 d,;,,, La11de,1,Jeid:>t:dltJn!"!'"e1-
ze5 u111fassen neben Franenfön:lennaßualuner1 auch :\iaßualuuen zur 
\'ereinbarkeit v,..1n BenU n1ld fa1n1lle bei de11 Lei;rungs::mptim11e1:-
den, Die-s smd 

l:rnsetzur:::g eines quaHfizie:icen Frnuenförderpin:ns, 

2 vi::rbindliche Zielvorgaben zur Erhöhuni d..::s F:1anenantei:is an 
den 13e::d•äfcigteu i112Jle11 Ftutknonsebenen. 

3. 
ner1 1J.n.d Lrin1ug1pr„lt1or1eu. 

4 Erl<i\lumg des Anteils der 
sind ntcht aUZJ11x:chneu, B<:1nerheriunen" 

F rehvllHge in1 Situte dieser v,„,,rdr1m1g sind 
z:,veek.gelrnnder1e.uid11 H31:slw1lts-

de" Land,;:„ Berlin, auf J.;:1.;:n G<rwr~um11g 

be<tteht uud die 23 und 
Jc1!tso1i:lmm~ in der ie:v.dls gelt.end:!!! 

Laucleslwus­
yzer<len. 

(1J Le1'1m1gs:m1p!1m1rei:des1nd S~e:Hen nußetih1;b der tuuuittelbn~ 
n:n und ffnnelbrnen\l::nTaltT111g: des Lancle'\ Berlin 

§3 
Ül"u1ulsrttze 

Lei'itungen iu1 Sllu1e des 2 Absatz l 1..-e1den nur unter der 
Bt:rlinunng J::1urchfülrrt1ng von ivfaßrn1:1rnen der aktiven Förde~ 

Be<cll1il1'Jl!m1g vor1 Die der 
zu \-eri>ehen. di,; 
in detn der oder die 

en1:sprer:h1,nd:e '\e~1fü1chmr1g•:2rkla1mng zu un· 
terzei·dnten haL Die frkrnnu1g ist Fonnbfatt nbm,<eL<en. 
dessen 1'.iuster dieser Rechtsverordnung ab A.nlage beig:efi1gt 

5 von vveiblid1en Athznbildenden b,ei der Vber-

6. 

8 

Cb::iprüfüng der Entgcl1cgleichlJeit bei den Le1s11n1gS<mpfäu-
genden nllthiUC anerka1una ttnd geeigneter Instn11uenie. 

sind. 

M 81dclien nwn J '"''" F r.au<::11. 
in Bentfe:n, 111 denen Fr,uten tmtern:prrtseutier: 

9 Tc1lnaluue au a11erkatu1ten und g«!lguetenMaßnahrneu und Ini~ 
tiafr•:en, die :l\I3dd1et1 urid 1ung:e Fraue11für1nännllch <knn1nier~ 
te Berufe utteres,üereu sollen, 

l 0. Bildung:sn1aßnahtnet1 inu filr Frauen. die zur Errel-

12 

qu.alifizierter Po:,itionen be±1ihigen st>l!en, 

B<1r<fölteUfu111g <der Plätze bei s-0ustigen Bildung'i1na.ßnahn1en fllr 
Frauen ll1rem Anteil an 
teti. 

B<11~1ts1:elltmi1g der PHi:tze be! exten1en. vo1n Leistnn:25<1mpti111-
gendi::n lmanzte>1<n BiJdung:s1naßnah1na.1 illr Frauen z·nnu.n<lrn 
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13. bevorzugte Benicksichtigung von Frauen beim beruftichenAuJ: 
stieg nach erfolgreichen\ Abschluss einer in- oder externen Bil· 
dungs1naßnalune. 

14. Angebot flexibler, deo individuellen Bcdür(nisscn entsprechen­
der Gestahung de.r Arbe-itsze-it, 

15. Angebot ahen1ierender Telearl>eit, 

16. l\>1öglichkeit befristeter Teilzcita:rbcit, vorzugsweise vollzcitnah. 
mit Rütk.kehroption in eine Vollieiturbeit, aut-h in Fühn1ngspo­
si1ionen. 

17. Kontakthalteangebote. Möglichkeit z.ur Teilnahme an fortbil· 
duugen. zu Vc11retungscinsätzen und Rüekkchrvcrcinbanmgcn 
für Beschäftigte in Elternzeit. 

18. Berei1stellung in- oder externer Kinde.1•betre.uuog, auch für Ar­
beitszeiten außerhalb der Oblichen Öftbungszeit der regulären 
Kinderbetreuung. 

19. Bereitstellung geeigneter Unterstützung und Flc:xibilitiit tun Ar­
beitsplatz für Beschäfligte, die Erziehungs- und Pftegeaufg_aben 
wahrnehn\en, 

20. Un1wandlung geringfügiger Bes.c:häfiigungsverhältnisse in ntin· 
destens Teilzcitarbcitsplätzc so,vic 

21 . Venneidung einer überproporli001ale.n Verringe-rung des Frauen­
anteils zrn der Gesa1n12ahl der Beschäftigten bei Personalabbau-
1naßnalune11. 

Die lcistungsvcrgebenden Stellen legen im Zwcifclsfull im Einver­
nehmen mit der fnr Fraue-npc>litik zuständigen Senatsverwaltung 
fesl, welche-lnstnune-nte nach § 4 Nl'.lm1ner 7 sowie f\!faßnahrne-n und 
Jni1ia1iven nach§ 4 Nuinme.r 9 anerkannt und geeignet s ind. 

(2) Diejenigen, die Leistungen im Sinne des§ 2 Absatz 1 cn1pfan­
gen, haben je nach Anzahl der Beschäftigten ?vlaßnuluncn in fo lgen­
dem Umfang durchzufUhren: 

1. Leis-tungse1npfängende mi1 regelmäßig nlehr als 500 Beschäf­
tigten haben drei der in § 4 Absatz 1 genannten Maßnahn1en 
auszuwählen. davon 1nindcstens eine ?vlaßnahmc der Numntem 
t bis 6. 

2. Leistuogse1npfiu\geode rnil regebnäßig rne-hr als 250, aber nicht 
ntehr als 500 Beschäftigten haben drei de.r in § 4 Absa12 1 ge­
nannten Maßnahmen auszuwählen. 

3. Lcis1uogsempfängendc mit regelmäßig mehr als 20, aber nic-ht 
rne.hr als 250 Be.scJ1ä li:igten habe-n zwei de-r in § 4 Absatz 1 ge­
nannten f\..taßnahn\en auszuwählen. 

4. Leistungsempfungende mit regelmäßig mehr als 10. aber nicht 
mehr als 20 Beschäftigten h11ben eine der in § 4 Absatz 1 Nmn­
mer 1 bis 20 genannten ~fußoahmeo auszuwiihleo. 

(J) Die Feststellung de1• Zahl der Beschäftigten J'ichtet sich unab­
hilngig von der Rec.t1lstOrrn der Leistur1gsecnpfangenden nac.h § 23 
Absatz 1 Satz 4 des Kündigungssc.hutz-se.setie.s. 

§5 
Nachweise 

Diejenigen, die Leistungen i1n Sinne des§ 2 Absatz. 1 en1pfangen, 
\Veise1\ die Durcht'Uhnu\g der Maßnahmen ge1näß § 4 durch eioe 
entsprechende Erklärung im Rah1nen des Verwendungsnachweises 
nach. Die bewiUigende Stelle ist bei Bestehen begründeter Zweifel 
über die Richtigkeit der Angaben berechtigt. die Erfüllung der Auf· 
Jage durch Einsichtnahme in entsprechende Unterlagen oder durch 
andere geeignete Vel'fahren zu Uberprnfen. 

§6 
Datenerhebung und Berichterstattung 

( 1) Die bc\villigcndcn Stellen erfassen regelmäßig die im Zu.:uun­
menhang mit der Durchführung der Verordnung anfüllenden Daten 
Ober: 

1 M die Zahl aller gew:thnen Le.istungen, 

2ff die Zahl der gewäh11en Leistungell, bei denen diese Rechtsver· 
ordnung An,v-endung fiodel, 

3M das Ergebnis der Prüfung der vorgelegten Nachweise nach § 5, 

4ff Angaben über widerrufene Leisrungen v.·egeo Nic.h1erfiillung 
der Auflage z.ur FrauenfOrderung. 

(2) Alle Daten nach Absatz 1 werden im Abstand ''On zwei Jahren 
an die fiir Frauenpolitik zuständige S..:natsvcnvaltuug Ubennittclt. 
Die Daten \verden in den1 Bericht Ober die Durchführung des Lan· 
desgleichstellungsgese12es ge1ntlß § 19 J\bsacz 1 des Landesgleich· 
stellungsgeseczes doku1nentiert. 

§7 
lnkrafUrctcn 

Diese Verordnung tritt mn Tage nach der Verkündung in1 Gcsctz­
uind Verordnungsblatt fUr Berlin in Kraft. 

Berlin, den 15. November 2011 

Ocr Senat von Bcrl in 

Klaus \Vo we r ei t 

Re-g:iere-nder ßürgenne-ister 

Harald Wo 1 f 

Senator für Wirtschaft, 
Technologie und Frauen 
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Anhang zu§ 3 

Anlagc(zu § 3 Abs•~' 1 l,GV) 

Antrag auf Bc\villigung einer frci,villigcn Leistung: 

Anlage: Erklärung ge1niiß § 3 Absatz 1 der Leistungsgewiihrungsverordnung (LGV) 

Hie.n11it erklüre(n) ich/wir Folgendes: 
„ Zutreffendes bitle ankreuzen „ 

A. Ann·endbarkeit von§ 14 Absatz 1 des Landesgleichste-llungsgesetzes 

6. Deze1nber 2011 

Bei denl/der Leisrungse1npfangeoden sind in del' Regel nlehr als zehn Al'beitneh1nel'/-innen1 beschäftigt (ausschließlich der zu ihrer Berufs­
bildllng ßeschfiftigten) 

Ja D 
Nein 0 (-> keine \veitercn Angaben crfordcrlic-h) 

ß . Falls ja? bitte folgende " 'eitere 1-\ngaben: 

l. Beschäftigtenzahl' 

Bei denl/der Leistungsernpfangende.n sind in der Re.gel beschäftigt: 

Ober 500 Beschäftigte 
(7 ge1näß * 4 Absatz 2 Nu1n1ner l der Leisrungsgew~hnulgsverord1lu1lgsind drei der in§ 4 Absatz 1 de.J' Leistungsge\\•äh-
rungsverordnung genannten ~lttßnahmen iur Förden1ng von Frt1uen und/Q(ier der Vercinbarkeil von Beruf und Familie-aus-
zuwählen. davon ntindestens eine lYlaßnalune der Nununem 1 bis 6) 

über 250 bis 500 Beschäftigte 
(~ gentäß § 4 Abs::itz 2 Nunuuer 2 der Leistungsgewährungsverordnung sind drei der in § 4 Absatz 1 der Leistungsge,väh· 
rungsverordnung ge.nanrlle-n f\1aßnah111eo zur Förderung vo1l Frauen und/oder der Vereinbarkeit von Be-ruf uod Fa1nilie aus-
zuwählen) 

über 20 bis 250 Be.schäfiigtc 

(...+gemäß§ 4 Abs:ttz 2 Numn1er 3 der Lcistungsgewährungsverordnung sind Z\vci der in § 4 Absatz 1 der Leistungsgc\väh-
rungsverordnung genannten f\•laßnahmen zur Förderung von f'rauen und/oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie aus-
z.uwilhlen) 

über 10 bi.s 20 Be~~chätlig1e 

(7 ge-111llU § 4 Absatz 2 Nmnmer 4 der Leistungsgewilhrungsverordnung ist eine-der in§ 4 Absatz l iNun1mer 1 bis 20 der 
Leistungsge,vährungsverordnung genannten l'vfnßnahmen zur Förderung von Frauen und/oder der Vereinbarkeit von Beruf 
und Fantilie auszu,vählen) 

II. !\1a.ßnahrncn zur Frauenförderung und/oder zur Förderung dtr \ 'crcinbarktit von Be ruf' und Fan1ilie 

D 

D 

D 

D 

lchf\'·iir ve-rplli<:hte(n) 1nic.h/uns iur Durthf"Hhn1ng oder Einleitung rolg:ender Maßnah1nc(n) g:emüß § 4 Absatz 1 der l eistungsgewührungs­
ve.rordnung: 

l. U1nseczung eines qualifiz.iene.n Frauenfürderplans D 
2. verbindliche Zielvorgaben zur f:rhöhung des Frauenanteils an den Besch~ftigten in alle1l Funktionsebenen D 
3. Erhöhung des Anteils der \\•cibliehen Beschäftigten in gehobenen und Leitungspositionen D 
4 . Erhöhung des Anteils der Vergabe von Ausbildungsplätzen an ße,vcrbcri1u1ca D 
s. Berücksichtigung von \\•eiblichen Auszubildenden bei der Übernahme in ein Arbeitsverhältnis zumindes1 entsprechend D 

ihrcnt Ausbildungsanteil 
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6. Einse12ung einer Frauenbeaut1ragten 0 
7. ÜberprOfung der Entgeltgleichheit bei den Leistungsempfangenden 1nithilfe anerkannter und geeigneter Instrumente 0 
8. Angebot von Prakükun1splätzcn flir lvlädchen und junge Frauen. insbesondere in Bcn1fcn. in denen Frauen untcrrcplii- D 

sentie11 sind 

9. Teilnalune an anerkannten und geeigneten t>.1aßnalunen und Initiativen, die Mädchen und junge Frauen fnr 1n:lnnlich 0 
do1ninier1e ßerul"e interessieren sollen 

10. spezie-lle Dildungsrna(1nahrner1 r1u1· für Frauen, die zur Erre-ichung qualifizierter Positionen betiihigen sollen 0 
11. Bereitstellung der Pli'ltze bei sonstigen Bildungs1naß11alunen filr Frauen zu1nindest ents1>rechend ihresn 1\nteil an den 0 

8esc.::häfligten 

12. ßerci1s1cllung der Plätie bei externen, vom Leistungsempfangenden flnanz.iertt -n Rildungsmaßnahmen für Frauen i u4 0 
111indcst entsprechend ihrc111 Antei l an den Beschäftigten 

13. bevorzugte Berücksichtigung von frnucn beim beruflichen Aufstieg nach erfolgrcichc111 Abschluss einer in- oder cxtcr4 0 nen Bildungs1naßnahn1e 

14. Angebot flexibler. den individuell~n BedUrfni~en entsprechender Gestalrung der Arbeitszeit 0 
15. Angebot alternierender Telearbeit 0 
16. l\<1öglichkcii bcfristcterTcilzeitarl:>cit, vorctlgs\veisc vollz.ciin:ih. Lnit Rlickkchroption in eine Vollzeitarbeit. auch in Füh 4 0 rungspositionen 

17. Kon1ak1halteangebo1e, Möglichkei1 zur Teilnahme an Fortbildungen. zu Vertretungseinsätten und ROckkehrvereinbarun• 0 
gen für Beschäfligte in Elterr12eit 

18. Bereitstellung: in- oder excel'ner Kinderbetreuung, audl für J-\ tbe.itszeiten außerhalb der Obliche.1l Öfli1ungs2eit der regu- 0 
lären K.i.nderbctreuung 

19. 8-en::itstcllung g:ecig:netcr Untcrstij1zung und Flcxibilitiil ain Arbeitsplatz fUr 8eschiiftigte-, die Er.lichung.s- und Pßegeauf-
gaben wahmelunen 

D 

20. Untwandlung geringfügiger Bcschätligungsverhältnisse in mindestens Teilzeitarbcitsplätzc 0 
21. Vcnneidung einer Obcrproportioaalcn Verringcl'ung des Fraucnuntcils an der G~mntzahl der Beschäftigten bei Pcrsonal4 D 

abbauntaßnahnten 

In. (Erforderlichenfalls anzugeben) Antr ag zur Befreiung von der \ 'erpflichtung z ur Ourchführung ' 'On l\·laßnahmen zur Frauen­
f"Orderung und/oder zur Förderung der Vereinbarkeit ' 'On Beruf und Familje 

Von der Verpftichnutg zur Durchfnhrung von den uncer II. aufgeftlhnen Maßnah1nen beantrage ich die Befreiung, da die Beschäftigung von 
Männern aus nx:htliche.n oder tatsächliche.1t Gronde.n aus nachfolgenden Gründen unabdingbar ist 

Begründung: 

l\1ir1Uns ist he-kannt. dass Falschangahe-n i1n Rahrnen dieser Erklärung oder die NichterfUllung: der Auflage gemäß§ 3 Absa12 1 d.er Leis­
tungsgewnhrungsverordnung Z\un \Videm.Jf oder zur Rocknalune de-r ge,vährten Leistu11g filhren können. 

(Darum. Unters.:hrift. Stempel) 
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Anlage 3 

Beschlüsse des Abgeordnetenhauses 

Zu lfd. Nr. 1: 

Ermächtigungen, Ersuchen, Auflagen und 
son~tige Beschlüsse aus Anlass der Beratung des 
Haushaltsplans \"Oll Berlin 
für die Haushaltsjahre 2012 und 2013 
-Auflagen zum Haushalt 201212013-

gc1näß Bcschlussc1npfehlung des Hauptausschusses 
vom 6. Juni 2012 
Drucksache 17/0400 

A. Allgen1ein 

* 1. Der Senat und die Bezirke \Ver<len ersucht, bei 
über- oder außerplann1llßigen Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungcn so\vie bei Ein­
nahmeverzichten in grundsätzlichen (d. h. auch bei 
neuen Bau1naßnahmen) oder finanziell bedeutsa­
n1en Fällen vorab das Elnverneh1nen mit dem 
Hauptausschuss herbeizuft\hren. Dies gilt auch, 
\Venn hn Laufe eines Haushaltsjahres zusätzliche 
Ausgaben flir nichlplann1äßige Dienstkräfte be­
reitgestellt \Verden sollen und inso\veit eine ktlnf­
tige Enveiterung des Stellenrahmens vorgesehen 
ist. Dienen die über- oder außerplanmäßigen Aus­
gaben und Verpflichtungsermächtigungen der Er­
fUllung gesetzlicher Verpflichtungen oder machen 
die U1nstände sofortiges Handeln erforderlich, ist 
der Hauptausschuss unverzliglich nachträglich zu 
unterrichten. 

*2. Die Anmietung neuer oder zusätzlicher Flächen 
darf nur ausnahms\veise erfolgen und bedarf der 
Zustün1nung der Senatsvenvaltung ftlr Finanzen. 
Neue oder zusätzliche Büroflächen dUrfen erst 
nach Zustim1nung des Hauptausschusses angemie­
tet, alternativ finanziert oder gekauft \Verden1 

\Venn Flächenbilanzen fi.ir die betreffenden Sc­
natsver\valtung bz\v, die betreffenden Bezirke vor­
liegen, die dan1it verbundenen Aufgaben Priorität 
haben, nach\veislich keine Alternative zu1n darzu­
stellenden Bedarf besteht und der Vorschlag die 
kostengünstigste Lösung darstellt. Alle Folgekos· 
ten sind einzubeziehen. Entsprechendes gilt für 
den Tausch von Flächen Z\vischen Dienststellen. 
Die Zustiln1nung des Hauptausschi.lsses ist nicht 
erforderlich flir Antnielungsgeschäfte SO\Vohl fiir 
die Senatsvenvaltungen als auch fllr die Bezirke, 
\Venn die Nettokaltmiete 5 000 Euro 111onatlich 
·nicht llbersteigt oder die Größe der anzumietenden 
Fläche 1 000 qm nicht übersteigt. 

*3. Alle Seuatsverwaltungeu werden aufgefordert, den 
Haupt~usschuss rechtzeitig vor Ausschreihung 
von Gutachten- und Beratungsdienstlcistungs­
aufträgeu (Titel 526 l 0 und 540 10) mit einem 
Auftragswert von mehr als 10 000 Euro zu unter­
richten und zu begründen, \Varu1n die zu leistende 
Arbeit nicht von Dienststellen des Landes Berlin 
erledigt \Verden kallll. Überschneidungen 1nit an­
deren Aufträgen sind vorzubeugen. Ausgenommen 
davon sind ausschließlich technische Gutachten 
und Beratungsdienstleistungen, die sich auf ein­
zelne Baumaßnahmen beziehen. Grundsätzlich 
sind alle Oulachten der Bibliothek des Abgeordne­
tenhauses unverzüglich zuzuleiten, sobald sie in 
endgUltiger Fassung vorliegen und von der zu­
ständigen Venvaltung abgenommen \vurden. Auf 
eine Übermittlung an die Bibliothek kann aus­
nahn1s\veise in folgenden Fällen verzichtet \\'er­
den, sofern~ außer in den Fällen des ersten Spie­
gelstriches - der Hauptausschuss vorab darüber in­
fonnie1t -...vird: 

Gutachten, die sich nicht auf allgemeJne Fra­
gestellungen, sondern auf Einzelfälle bezie­
hen, zum Beispiel arbeits1nedizinische Unter­
suchungen oder Laboruntersuchungen von 
Produkten oder Bodenproben; 
Gutachteu, bei denen eine \' eröffentlichung 
aus datenschutzrechtlichen Griinden unzuläs­
sig wäre; 
Gutachten, die nur Einzelaspekte eines insge­
srunt noch nicht abgeschlossenen The1nas er­
örtern; 
Gutachten, die lediglich der internen Mei­
nungsbildung des Senats im Vorfeld noch zu 
treffender Entscheidungen dienen; hier 
kom1nt gcg-cbcncnfalls eine Übertnittlung 
nach Abschluss der :tv1einungsbildung in Be­
tracht; 
Gutachten im Zusatnmenhang mit rechtlichen 
Auseinandersetzungen, \venn deren Veröf­
fentlichung die Interessen des Landes beein­
trächtigte; 
Gutachten, die vertrauliche Geschäftsdaten 
enthalten oder deren Veröffentlichung gegen 
die Versclnviegenheitspflicht nach § 395 Ak~ 
tiengesetz verstoßen \VUrde. 

Dem Hauptausschuss ist einmal jährlich eine Liste 
der eingestellten Gutachten- und Beratungsdienst­
leistungen so,vie dieser, deren Einstellung unter­
lassen "\Vurde, zu Ubem1itteln. 
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Der Senat wird aufgefordert zu prlifen, ob er die 
von ihm in Auftrag gegebenen Gutachten unter 
freie Lizenzen stellen lassen und veröffentlichen 
kann. 

*4. Alle Senatsverwaltungen werden aufgefordert, 
jeweils zu den Haushaltsberatungen (1. Lesung) in 
Übersichten und Stichworten darzustellen, welche 
Bundes- und EU-Mittel (Umfang, Zweckbe­
stimmung, Vergabemodalitäten) verwaltet werden, 
welche Probleme bei der Inanspruchnahme und 
beim Mittelabfluss gegebenenfalls auftreten und 
welche Lösungswege bestehen. 

*5. Der Senat und alle Senatsverwaltungen werden 
. aufgefordert, in Vorlagen an das Abgeordneten­
haus und dessen Ausschüsse neben Auswirkungen 
auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung 
auch die Gesamtkosten (einschließlich landesei­
gener Grundstücke und Flächen) darzustellen. 
Soweit dies in Einzelfüllen wegen fehlender Kos­
ten- und Leistungsrechnungen noch' nicht möglich 
ist, sollen Pauschalsätze der kommunalen Ge­
meinschuftsstelle angewendet werden. 

*6. Der Senat und die Bezirke werden aufgefordert, 
alle Vorlagen für Drucksachen des Abgcordne­
tenlrnuses auch per E-Mail in dem dafür vom Ab­
geordnetenhaus vorgegebenen einheitlichen For­
mat - entsprechend den unter httpJ/www.abghs. 
verwalt-berlin.de/pari/web/wintra.nsf/vHTML/ 
H 13?0pen Documenl abrulliaren Mustern - in ei­
ner Datei zur Verfügung zu stellen. Ohne gUltige 
formatierte E-Mail-Fassung werden Vorlagen des 
Senats nicht mehr Drucksache des Abgeordneten­
hauses und finden somit auch keine Aufnahme in 
die Tagesordnungen des Plenums. 

Der Senat und die Bezirke werden aufgefordert, 
den Schriftverkehr mit den Ausschussen des Ab­
geordnetenhauses durch E-Mail-Fassungen zu er­
gänzen. Ziel bleibt, so viel wie möglich die Pa­
pierform einzusparen. Aus diesem Gru11d sind 
Mehrexemplare von Vorlagen an die Ausschusse 
grundsätzlich doppelseitig zu bedrucken. 

*7. a) Ftir jede(n) nicht fristgerecht eingehende(n) 
Vorlage oder Bericht an den Hauptausschuss 
und dessen Unterausschiisse kann der Haupt­
ausschuss im Kopfplan der jeweils zuständi­
gen Verwaltung eine pauschale Minderausga­
be von 75 000 Euro ausbringen. Dies gilt fllr 
inhaltlich unzureichende Vorlagen, ftlr Vorla­
gen mit haushaltsmäßigen Auswirkungen, die 
nicht von der Senatsverwaltung für Finanzen 
mitgezeichnet worden sind, und fUr Kapitel 
im Entwurf des Haushaltsplans, in denen bei 

Änderung der Grob- oder Feingliederung die 
Vergleichsbeträge nicht entsprechend umge­
gliederl worden sind, entsprechend. 

Diese Minderausgaben werden zur Sen­
kung der Verschuldung eingesetzt. 
Vorlagen und Berichte liegen nicht recht­
zeitig vor, wenn sie nicht zum festgesetz­
ten Termin oder nicht eine Woche vor 
dem Beratungstermin bis 13.00 Uhr in 
der Geschäftsstelle des Hauptausschusses 
eingegangen sind. 
Spätestens mit der Einbringung des 
H:aushaltsgesetzes milssen alle zuvor zur 
Haushaltsberatung angeforderten Berich­
te in der Geschäftsstelle des Hauptaus­
schusses bzw. in den Geschäftsstellen der 
jeweiligen UnterausschUsse eingegangen 
sein, sofern sie nicht ausdrUcklich erst zur 
Beratung eines bestimmten Einzelplans 
angefordert worden sind. 
Der Hauptausschuss erwartet, dass in 
Vorlagen und Berichten bei allen aufge­
führten Kapiteln und Titeln die Ansätze 
des abgelaufenen, des laufenden und -
soweit möglich · des kommenden Haus­
haltsjahres sowie dns Ist-Ergebnis des 
abgelaufenen Rcchnungsjnhres, die Ver­
filgungsbesehrönkungen und die aktuelle 
Ausschöpfung in einer tabellarischen 
Übersicht vorangestellt werden. 

b) Der Hauptausschuss erwartet, dass im Betreff 
von Vorlagen alle vorangegangenen Vorlagen 
zum gleichen Thema mit „roter Nummer" ge­
nannt werden. 

c) Fllr die Bezirke beträgt die Höhe der gegebe­
nenfalls auszubringenden pauschalen Minder­
ausgabe in den vorgenannten Pllllen 50 000 
Euro. Gleiches gilt fllr schwerwiegende Ver­
stöße eines Bezirks gegen Auflagen und Be­
schlüsse des Abgeordnetenhauses, des Haupt­
ausschusses oder gegen geltendes Haushalts­
recht. 

d) Die Regelung der Absätze a) und c) gelten 
auch für die Nichteinhaltung sonstiger Aufla­
genbeschiüsse. 

*8. Der Senat wird aufgefordert, die Wil'tschaftspfä­
ne für Znschussempfäuger einschließlich der Be­
triebe nach § 26 LHO, der Eigenbetriebe, der zent­
ralen Dienstleister BIM GmbH und der Kurntori­
alhochschulen des Landes Berlin kllnftig im 
Haushaltsplan wie folgt darzustellen: Gegenüber­
stellung der letzten zwei Jahre als Soll-Ist­
Vergleich; Grundlage bilden die Bilanz und die 
Gewinn- und Verlustrechnung. 
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